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2025-0072 B1.0 
 
 
Eröffnung 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich eröffne 
den geschäftlichen Teil der Sommer-Synode 
2025 und begrüsse alle Synodale sowie die 
Delegierten der Église Française en Argovie, 
den Kirchenrat, die Geschäftsleitung und die 
anderen Mitarbeitenden der Landeskirche, 
weiter die Vertreterinnen und Vertreter der Me-
dien sowie Pascal Gregor, Kirchenratspräsi-
dent der römisch-katholischen Kirche im Aar-
gau, der später ein Grusswort halten wird. Zu-
sätzlich auch allfällige Besucherinnen und Be-
sucher auf der Zuschauertribüne. Die Synode-
Sitzungen sind nach § 94 Absatz 2 der Kir-
chenordnung und § 37 der Geschäftsordnung 
der Synode öffentlich. Herzlichen Dank, Laien-
prediger Martin Richner, für die Gestaltung des 
Gottesdiensts und dem Organisten Johannes 
Fankhauser fürs Orgelspiel. Danke an alle Per-
sonen, die die heutige Synode organisiert ha-
ben. Wie schon bei der Herbst-Synode dürfen 
wir Mineralwasser im Saal trinken. Zur Erinne-
rung: Getränke in Bechern sind nicht erlaubt. 
5-dl-Mineralwasserflaschen stehen draussen 
für euch parat. Ihr könnt während der Sitzung 
in den Ratskeller im Untergeschoss gehen, 
wenn ihr einmal eine kleine Pause braucht; of-
fiziell machen wir keine Pause bis zum Mittag. 
Ihr habt einen Zeitplan bekommen. Wir werden 
die Verhandlungen etwa um 11:45 Uhr bis um 
13:45 Uhr für das Mittagessen unterbrechen, 
und dann machen wir auf jeden Fall eine Zvi-
eri-Pause von 16:30 bis 17:15 Uhr. Wie lange 
wir danach brauchen, hängt davon ab, wie 
speditiv wir heute unterwegs sind. Wir nehmen 
uns die Zeit, die es braucht. Gerne frage ich, 
ob alle Synodale ihre Mitgliedskarte abgege-
ben haben, damit wir wissen, dass ihr da seid. 
Das ist für das absolute Mehr wichtig. Falls ihr 
früher gehen müsst, bitte daran denken, das 
Namenschild beim Büro abzugeben. Entschul-
digt haben sich 24 Synodale. Einer davon 
kommt am Nachmittag. 
 
Am 8. Januar 2025 ist Ruth Schmid-Löliger, 
Ersatzmitglied des Rekursgerichts, im 83. Le-
bensjahr verstorben. Ich bitte euch in Erinne-
rung an sie um eine kurze Stille. Danke viel-
mals. 
 

Wir kommen zum Grusswort. Pascal Gregor ist 
vor einem Jahr im Juni 2024 hier im Grossrats-
saal zum Präsidenten des Kirchenrats unserer 
römisch-katholischen Schwesterkirche gewählt 
worden. Gerne habe ich ihn für ein Grusswort 
zu uns in die Synode eingeladen, und gerne 
erteile ich ihm hiermit das Wort.“ 
 
Pascal Gregor, Kirchenratspräsident Römisch-
Katholische Kirche im Aargau: „Sehr geehrter 
Herr Präsident Lutz Fischer, sehr geehrter 
Herr Vizepräsident Dieter Gerster, sehr ge-
ehrte Synodalinnen und Synodale, sehr geehr-
ter Herr Kirchenratspräsident, lieber Christoph, 
liebe Mitglieder des Kirchenrats, liebe Mitarbei-
tende der Reformierten Landeskirche. Herzli-
chen Dank für die Einladung – und vor allem 
für das Vertrauen, hier ein paar Worte an Sie 
richten zu dürfen. Ich bin heute offiziell als 
Gast hier, aber inoffiziell fühle ich mich fast ein 
bisschen wie bei Verwandten zu Besuch: Man 
kennt sich, man schätzt sich – und man weiss, 
bei Kaffee und Traktanden darf's auch mal di-
rekt, aber bitte immer herzlich zugehen. Ich 
komme heute zu Ihnen mit grossem Respekt – 
für Ihre Arbeit, für Ihre Entscheidungen, für Ih-
ren Mut, als Kirche in der heutigen Zeit Verant-
wortung zu übernehmen. Und ich komme auch 
mit ehrlicher Neugier: Was beschäftigt Sie? 
Wo stehen Sie? Und: Wo könnten wir als Kir-
che noch näher zusammenrücken? Wir leben 
in einer Zeit, in der Kirche kein Selbstläufer 
mehr ist. Es ist eine bewusste Entscheidung – 
für die Menschen, aber auch für uns als Lei-
tungspersonen. Es braucht Haltung, Klarheit, 
manchmal auch Zähigkeit. Und oft ein biss-
chen Humor. Wir alle kennen die Schlagzeilen: 
Austritte, Finanzeinbrüche, Bedeutungsverlust. 
Aber was mich bewegt, sind nicht nur die 
nackten Zahlen. Was mich bewegt, ist die 
Frage: Was bleibt, wenn nichts mehr bleibt, 
wie es war? Wofür stehen wir – auch mit weni-
ger Geld, weniger Leuten, weniger Einfluss? 
Ich glaube, wir stehen für Hoffnung. Für Prä-
senz. Für eine Stimme, die nicht schreit, aber 
gehört werden will. In unserer Landeskirche – 
also auf der katholischen Seite des Aargaus – 
haben wir in den letzten Monaten ziemlich tief 
in die Strukturen geschaut. Und dabei Einiges 
gefunden: Vor allem ein Loch. Genauer ge-
sagt, ein strukturelles Defizit. Und jetzt muss 
ich euch ein bisschen mitnehmen in unsere so-
genannte «Aufgabenüberprüfung». Klingt tro-
cken, aber es ist vor allem eines, bitter nötig. 
Denn unsere Steuereinnahmen sinken stetig – 
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und gleichzeitig sind wir eine Kirche, die viel 
bewegt. Noch. Aber wie lange noch? Wir ha-
ben also angefangen zu sparen. Nicht einfach 
mit der Rasenmäher-Methode, sondern ge-
zielt. Manche Kürzungen oder die meisten Kür-
zungen tun weh – etwa im Bereich Sozialar-
beit, bei der Caritas, beim Religionsunterricht 
an Kantonsschulen. Wir mussten an Orte ran, 
die uns eigentlich heilig sind, im übertragenen 
wie im wörtlichen Sinn. Insgesamt über eine 
Million Franken wurden in der ersten Etappe 
eingespart – und es ist klar: das reicht nicht. 
Wir sind gerade an der zweiten Runde dran. 
Ziel: nochmals eine Million. Und das, ohne un-
sere Kirche kaputtzusparen. Ich sage es offen: 
Diese Aufgabe ist kein Vergnügen. Aber sie ist 
notwendig. Wir können nicht auf Dauer mehr 
ausgeben, als wir einnehmen – das schafft 
nicht mal der liebe Gott. Jedenfalls nicht in der 
Buchhaltung. Was mir wichtig ist: In all dem 
geht es nicht um ein Sparprogramm um des 
Sparens willen. Es geht um Zukunft. Wir wol-
len als Landeskirche nicht ausdünnen, son-
dern uns fokussieren. Nicht sterben auf Raten, 
sondern leben mit Profil. Dazu gehört auch un-
ser Zukunftsprojekt «Strategie 2045». Ein 
ziemlich ambitionierter Titel, aber ich finde: 
Wenn schon, dann richtig. Wir stellen uns die 
Frage: Wie sieht Kirche im Aargau im Jahr 
2045 aus – und was müssen wir heute tun, da-
mit sie dann noch Relevanz hat? Oder anders 
gesagt: Welche Kirche können wir sein, die mit 
weniger Mitteln nicht weniger bedeutend wird? 
Und jetzt kommt der Moment, wo ich euch lo-
ben darf – und das tue ich wirklich gern. Ich 
habe mit grossem Interesse euer Traktandum 
zur geplanten Stiftung für denkmalgeschützte 
Kirchen gelesen. Ich muss sagen: Das ist mu-
tig. Das ist innovativ. Und das ist dringend nö-
tig. Ihr schafft mit dieser Stiftung die Möglich-
keit, Lasten zu verteilen, ohne das Erbe zu 
verlieren. Ihr macht es Kirchgemeinden leich-
ter, sich zu verbinden – nicht auf Kosten der 
Geschichte, sondern im Geist der Zukunft. Ich 
finde das klug. Und ja, auch ein bisschen be-
neidenswert. Ich glaube, Sie nehmen da eine 
Vorreiterrolle ein, die auch für uns spannend 
werden könnte. Vielleicht wird diese Stiftung 
eines Tages sogar ökumenisch – wer weiss? 
Das ist ja das Schöne an guten Ideen: Sie blei-
ben nicht gern allein. Überhaupt – die Zusam-
menarbeit zwischen uns Kirchen war wohl sel-
ten so gut und so vertrauensvoll wie in diesen 
Jahren. Und ich meine das nicht als Floskel. 
Christoph Weber-Berg und ich arbeiten eng 

und freundschaftlich zusammen. Wir können 
reden, lachen, planen. Zum Streiten kamen wir 
bisher nicht, aber auch das wird möglich sein. 
Wir wissen: Wir ziehen am gleichen Strick. In 
dieselbe Richtung. Und meist sogar im glei-
chen Takt. Die ökumenische Zusammenarbeit, 
sei es in der Spitalseelsorge, in der Bildung 
oder im sozialen Engagement, ist nicht einfach 
Zusammenarbeit – sie ist Ausdruck einer Hal-
tung: Dass wir mehr erreichen, wenn wir ge-
meinsam unterwegs sind. Dass das Evange-
lium keine Konfessionsgrenzen kennt. Und 
dass Gott, wie es so schön heisst, Humor hat 
– sonst hätte er uns beide nicht nebeneinan-
dergestellt. 
Ich wünsche euch heute eine kraftvolle, klare 
Synode. Mit Entscheidungen, die tragfähig 
sind. Mit Gesprächen, die verbinden. Mit Mo-
menten, die Mut machen. Und vielleicht – viel-
leicht nehmen wir alle aus diesem Tag auch ei-
nen kleinen ökumenischen Funken mit. Denn 
wenn wir gemeinsam unterwegs sind, dann 
wird’s heller. Und leichter. 
Ich danke Ihnen für die Einladung, für Ihre Auf-
merksamkeit – und für Ihr Vertrauen. Es ist 
schön, bei Ihnen zu sein. Vergelt’s Gott – und 
merci vielmal.“ (Applaus.) 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Herzlichen 
Dank und ich überreiche Dir hier ein Präsent.“ 
(Applaus.) 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Wir fahren fort 
mit der Sitzung. 
 
Zurzeit sind 14 Synodesitze in 12 Kirchge-
meinden nicht besetzt: 
 

• Kirchgemeinde Aarburg 

• Kirchgemeinde Ammerswil 

• Kirchgemeinde Baden 

• Kirchgemeinde Erlinsbach 

• Kirchgemeinde Holderbank-Möriken-
Wildegg 

• Kirchgemeinde Laufenburg und Umgebung 

• Kirchgemeinde Lenzburg-Hendschiken-
Othmarsingen 

• Kirchgemeinde Meisterschwanden-Fahr-
wangen 

• Kirchgemeinde Mellingen, 2 Sitze 

• Kirchgemeinde Reinach-Leimbach, 2 Sitze 

• Kirchgemeinde Seengen 

• Kirchgemeinde Umiken 
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Inpflichtnahme 
Ich rufe die folgenden Synodalen auf, die noch 
nicht in Pflicht genommen worden oder neu 
gewählt sind, und bitte sie, hier nach vorne zu 
kommen. Es sind Regula Baumann für Sprei-
tenbach-Killwangen, Andreas Fischer für 
Rheinfelden, Hans Stadler für Uerkheim und 
Rebekka Staudacher für Mandach. Ich bitte 
alle Synodalen und alle, die im Raum sind, 
auch oben auf der Tribüne, zur Inpflichtnahme 
aufzustehen.“ 
 
Die Synode erhebt sich für die Inpflichtnahme. 
Das Gelübde lautet: 
 
«Ich gelobe vor Gott und den Menschen, das 
mir anvertraute Amt auf Grund des Evangeli-
ums von Jesus Christus nach der Ordnung der 
Evangelisch-Reformierten Landeskirche des 
Kantons Aargau gewissenhaft zu erfüllen.»“ 
 
Die neuen Mitglieder der Synode bestätigen 
mit: «Ich gelobe es.» 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke und 
herzlich willkommen in der Synode.“ (Applaus.) 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Weil die meis-
ten von euch mit den parlamentarischen Ge-
pflogenheiten nicht so vertraut sind, will ich wie 
immer am Anfang noch kurz auf ein paar 
Punkte aufmerksam machen. Wenn ihr An-
träge stellen wollt, müssen diese schriftlich und 
lesbar beim Vizepräsidenten Dieter Gerster 
abgegeben werden, auch wenn ihr sie vorher 
dem Kirchenrat, dem Kirchenschreiber oder 
wem auch immer schon zugestellt habt. Die 
Verhandlungen werden auf Tonband aufge-
nommen, für die Protokollerstellung. Aus die-
sem Grund ist es wichtig, dass ihr, nachdem 
ich euch das Wort erteilt habe, ans Mikrofon 
kommt und immer zuerst euren Namen und 
die Kirchgemeinde sagt. Der Kirchenrat ist von 
dieser Regelung ausgenommen. Wichtig auch 
noch, da vorne hat es zwei Stühle für jeweils 
die nächsten Rednerinnen und Redner. Ihr 
könnt also schon vorher nach vorne kommen. 
Dann geht es etwas schneller. Während der 
Synode – ich habe es vorhin schon kurz ange-
tönt – gibt es abgesehen vom Mittagessen und 
später dem Zvieri keine Pause. Ihr habt aber 
jederzeit die Möglichkeit hinauszugehen und 
selbst eine kurze Pause einzulegen, wenn dies 
notwendig sein sollte. Dann einige Regeln aus 
der Geschäftsordnung: Mitglieder der Synode 

und des Kirchenrats sind verpflichtet, an den 
Synodesitzungen teilzunehmen. Wer verhin-
dert ist, hat sich zu entschuldigen – und zwar 
nicht bei mir, sondern bei der Kanzlei der Lan-
deskirche. Und noch eine Anmerkung von mir 
zu den Vorstössen: Diese müsst ihr zwar an 
mich richten, aber macht das doch bitte elekt-
ronisch und schickt vor allem nicht irgendein 
Original an mich per Post, sondern schickt es 
an die Landeskirche. Austritte aus der Synode 
sind der Kirchenpflege der eigenen Kirchge-
meinde und dem Synodebüro mitzuteilen. 
Dann noch etwas zur Ausstandspflicht: Bei 
Geschäften, von denen man selbst betroffen 
ist oder jemand, mit dem man familiär verbun-
den ist, ist man verpflichtet, vor der Abstim-
mung den Saal zu verlassen. An den vorge-
henden Beratungen darf man teilnehmen. Bei 
Abstimmungen über allgemein verbindliche 
Regeln, wie zum Beispiel den Besoldungsin-
dex, gilt die Ausstandspflicht nicht. Zum Ab-
schluss noch eine Vorbemerkung von mir be-
ziehungsweise ein Aufruf: Macht in einer Frak-
tion mit und werdet Mitglied, so seid ihr näher 
an den Geschäften und habt mehr direkten 
Einfluss. 
 
 
Traktandenliste 
Wir kommen zur Traktandenliste. Ich halte 
fest, dass die Einladung zu der heutigen Sit-
zung rechtzeitig, das heisst vor mindestens 
dreissig Tagen bei euch eingetroffen ist. Die 
Traktandenliste wurde euch zugeschickt, gibt 
es Änderungsanträge? – Wenn nicht, ist sie 
stillschweigend genehmigt. 
 
 
Präsenz 
Die Synode umfasst 170 Sitze, davon sind 
 
anwesend 132 
vakant 14 
entschuldigt 24 
 
Die Synode ist damit beschlussfähig.“ 
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2025-0073 A1.0 
 
 
Protokoll der Synode vom 27. November 
2024 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Wir haben das 
Protokoll der letzten Synodesitzung hier im 
Grossratssaal vom 27. November 2024 erhal-
ten. Das Protokoll ist gemäss Geschäftsord-
nung vom Synodebüro geprüft und genehmigt 
worden. Gibt es Frage oder Hinweise zum Pro-
tokoll? – Wenn nicht, dann hat die Synode das 
Protokoll ohne Ergänzungen zur Kenntnis ge-
nommen.“ 
 
 
 
2025-0074 W1.0 
 
 
Ersatzwahlen Rekursgericht 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Wir müssen 
ein Mitglied wählen und ein Ersatzmitglied. Be-
ziehungsweise, weil als Mitglied jemand kandi-
diert, der derzeit Ersatzmitglied ist, kann es 
auch sein, dass wir zwei Ersatzmitglieder wäh-
len müssen. Aus diesem Grund schlage ich 
euch vor, dass wir die Wahl aufteilen. Wir ma-
chen erst die Ersatzwahl für ein Mitglied des 
Rekursgerichts. Ihr habt in den Unterlagen ge-
sehen, es ist Andreas Urech aus Muhen vor-
geschlagen. Das Büro, so mein Vorschlag, 
würde die Stimmzettel verteilen, einsammeln 
und auszählen. Während der Auszählung ge-
hen wir weiter zum nächsten Traktandum. Und 
wenn wir das abgeschlossen haben und das 
Ergebnis vorliegt, machen wir die Ersatzwahl 
und wissen dann, ob wir ein oder zwei Mitglie-
der wählen müssen. Wenn ich keinen Wider-
spruch gegen das Vorgehen sehe, machen wir 
das so. Andreas Urech ist bisher wie gesagt 
Ersatzmitglied und kandidiert neu als Mitglied. 
Die Wahl wurde notwendig, weil Jürg Vögtli als 
Mitglied und juristischer Sekretär zurückgetre-
ten ist. Wichtig: Mitglieder dürfen nicht in der 
Synode sein und dürfen nicht bei den Landes-
kirchlichen Diensten arbeiten und auch nicht 
im Kirchenrat. Gleichwohl die Frage: Gibt es 
weitere Kandidaturen, die ihr anmelden wollt? 
Ich sehe keine. Damit ist Andreas Urech einzi-
ger vorgeschlagener Kandidat für das Rekurs-
gericht, und ich bitte das Ratsbüro, die 

Stimmzettel auszuteilen. Damit die Stimmab-
gabe korrekt ist, müssen alle am Platz sitzen 
bleiben, bis die Stimmzettel abgegeben sind. 
Haben alle ihre Stimmzettel abgegeben? Dann 
bitte ich das Synodebüro, auszuzählen.“ 
 
 
Wahl Mitglied Rekursgericht 
Eingelegte Wahlzettel 129, ganz leer 3, in Be-
tracht fallende Wahlzettel 126. Das absolute 
Mehr ist 64. Mit 123 Stimmen gewählt ist An-
dreas Urech. 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich gratuliere 
ihm ganz herzlich zur Wahl. (Applaus.) 
Damit kommen wir zu der Wahl von zwei Er-
satzmitgliedern für das Rekursgericht. Wie ihr 
in euren Unterlagen seht, gibt nur eine Kandi-
datur: Martina Elisabeth Bruggisser. Ihr habt 
ein paar Daten zu ihr, dass ihr auch wisst, um 
wen es da geht. Die Frage ist, ich habe es vor-
hin gesagt, man darf nicht in der Synode sein, 
man darf nicht im Kirchenrat sein, man darf 
nicht bei den Landeskirchlichen Diensten ar-
beiten. Gibt es von eurer Seite noch einen Vor-
schlag, sonst können wir nur ein Ersatzmitglied 
wählen. Okay, ich bitte das Synodebüro, die 
Stimmzettel auszuteilen. Kandidatin ist wie ge-
sagt Martina Elisabeth Bruggisser. Während 
das Büro auszählt, können wir weiterfahren.“ 
 
 
Wahl Ersatzmitglied Rekursgericht 
Eingelegte Wahlzettel 129, ganz leer 1, ungül-
tig 1, in Betracht fallende Wahlzettel 127. Ab-
solutes Mehr ist 64. Gewählt ist mit 127 Stim-
men Martina Elisabeth Bruggisser. 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Herzlichen 
Glückwunsch. Ich habe mir sagen lassen, sie 
sei oben auf der Zuschauertribüne, das heisst, 
wir können gerade die Inpflichtnahme vorneh-
men. Wir warten kurz, bis sie herunterkommt.“ 
 
 
Inpflichtnahme 
Die Synode erhebt sich für die Inpflichtnahme. 
Das Gelübde lautet: 
 
«Ich gelobe vor Gott und den Menschen, das 
mir anvertraute Amt auf Grund des Evangeli-
ums von Jesus Christus nach der Ordnung der 
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Evangelisch-Reformierten Landeskirche des 
Kantons Aargau gewissenhaft zu erfüllen.»“ 
 
Das neue Ersatzmitglied des Rekursgerichts 
bestätigt mit: «Ich gelobe es.» 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke und 
viel Freude im Amt.“ (Applaus.) 
 
 
 
2025-0075 B1.0 
 
 
Jahresbericht 2024 des Kirchenrats 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Als erstes hat 
als Vertretung der GPK Henry Sturcke das 
Wort.“ 
 
Henry Sturcke, Kirchgemeinde Döttingen-
Klingnau-Kleindöttingen, für die GPK: „Ge-
schätzter Synodepräsident, geschätzter Kir-
chenrat, liebe Synodale. Die GPK dankt allen, 
die den Jahresbericht auf eine ansprechende 
Art und Weise zusammengestellt haben. Das 
ist eine komplexe Aufgabe, die es zu würdigen 
gilt. Wir haben alle die schön gestaltete Ver-
sion bekommen, die für die Öffentlichkeit her-
ausgegeben wird. Im Folgenden werde ich 
aber auf die nüchterne Fassung, die nur für In-
sider bestimmt ist, eingehen. Der Bericht zeigt 
die facettenreiche Arbeit der reformierten Kir-
che im Aargau. Die Lektüre ist eine gute Gele-
genheit, sich wieder bewusst zu werden, wofür 
die Kirche gut ist. Dieser Überblick wirft aber 
auch Fragen auf und das ist gut so. Einige sind 
in der Diskussion der GPK gestellt worden. 
Zum Beispiel zum Innovationsfonds (Seiten 9 
und 10). Als die Synode diesen Fonds bewilligt 
hat, war ein erklärtes Ziel: Die Innovationen 
sollten von anderen Kirchgemeinden übernom-
men werden können. Wir fragten uns, ob alle 
sieben beziehungsweise acht geförderten Pro-
jekte solches Übertragungspotential haben. 
Und dies führt zur weiteren Frage, wie die Er-
fahrungen anderen Kirchgemeinden zugäng-
lich gemacht werden. Ein Austauschabend 
zwischen den sieben Projektleitenden wird er-
wähnt, aber nur das. Übrigens: Acht Projekte 
wurden bewilligt, heisst es, wobei nur sieben 
beschrieben werden; also eine offene Frage 
bei uns. Auffallend war auch, wie oft wir im Be-
richt von abgesagten Veranstaltungen gelesen 

haben. Dies war besonders im Bericht der Dia-
konie zu sehen (Seite 10), aber nicht nur. Es 
ist normal, dass nicht alles Anklang findet. Bei 
der Erwachsenenbildung steht (Seite 14), dass 
der Bedarf an Kursangeboten daher kritisch 
überprüft wird. Dies ist lobenswert. Wir hoffen, 
dass dies auch in weiteren Bereichen gemacht 
wird. Was ohne Zweifel auf Resonanz gestos-
sen ist, ist Palliative Care. Leicht verwirrt wa-
ren wir aber, dass darüber an zwei Stellen be-
richtet wird, und zwar auf Seite 11 und auf den 
Seiten 15 bis 17. Das Projekt leben-feiern.ch 
(Seite 12) hat schon mehr als einmal für Dis-
kussion in der Synode gesorgt. Uns wurde ge-
sagt, es kommt zu Tarifanpassungen. Die GPK 
hat sich gefragt, ob dies nun passiert ist. Aus-
serdem haben wir gelesen, dass zwei Drittel 
der abgerechneten Fälle für Abschiede waren. 
Dies ist eine deutliche Verschiebung, denn seit 
Beginn des Projekts bis Ende 2023 waren le-
diglich 18 von 49 Feiern Abschiedsrituale also 
etwa ein Drittel. Bei der Katechetik (Seite 13) 
war zu lesen, dass 2024 lediglich zwei Fach-
ausweise erteilt wurden. Ebenfalls liegen nur 
zwei neue Anmeldungen vor. Wir hören immer 
wieder von Pfarr- beziehungsweise Organis-
tenmangel. Die Katechetik ist aber ein weiteres 
kirchliches Berufsfeld. Dazu eins im Kernbe-
reich der kirchlichen Mission, das ebenfalls in 
kritischem Zustand ist. Umso interessierter la-
sen wir über die Neukonzipierung der Ausbil-
dung und hoffen, dass unnötige Hürden in der 
jetzigen Ausbildung abgebaut werden. Die Mu-
tationen (Seiten 21–22) geben uns eine klare 
Übersicht über die Berufe Pfarrdienst und So-
zialdiakonie. Wir haben uns gefragt, ob nicht 
eine ähnliche Aufstellung der Katechetinnen 
Platz im Bericht haben könnte. Und bei den 
Vakanzen würden wir wünschen, etwas zur 
Dauer zu erfahren. Ich komme jetzt zur Statis-
tik (Seite 23). Wir alle haben unsere Aufmerk-
samkeit Jahr für Jahr auf die Ein- und Austritte 
gelenkt. Noch ist kein Gegentrend in Sicht, 
aber wenigstens gab es dieses Mal eine Ver-
langsamung des Trends. Auffallend war dabei 
aber, dass ein Drittel der verstorbenen Mitglie-
der nicht kirchlich bestattet wurden. Dies gibt 
zu denken. Keiner von diesen erwähnten 
Punkten soll die Wertschätzung der Arbeit der 
vielen Frauen und Männer schmälern, die sich 
im Kanton kirchlich engagieren. Es bleibt mir 
nur noch, die Empfehlung der GPK zur Geneh-
migung beziehungsweise Kenntnisnahme des 
Jahresberichts abzugeben.“ 
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Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke Henry 
Sturcke. Für den Kirchenrat spricht Christian 
Bieri.“ 
 
Christian Bieri, Kirchenrat: „Lieber Synodeprä-
sident, geschätzte Synodale, Henry hat es ge-
sagt, wir alle haben wie gewohnt einerseits ei-
nen schwarz auf weiss beziehungsweise 
schwarz auf lachsfarbig gedruckten Jahresbe-
richt vor uns sowie andererseits einen farbigen 
mit vielen Bildern. Wir reden jetzt über den 
schlichten internen Jahresbericht, der uns sys-
tematisch Auskunft gibt über alle Arbeitsberei-
che unserer Landeskirche. Der attraktiv gestal-
tete, farbige, öffentliche Jahresbericht illustriert 
das vielfältige Leben in unserer Landeskirche 
und in unseren Gemeinden an ausgewählten 
Beispielen. Das Schwerpunktthema beider Be-
richte ist die Kirchenreform. Darüber erfahren 
Sie Vieles – Vieles, was Sie wahrscheinlich 
schon gewusst haben und vielleicht auch et-
was Neues, das Sie noch nicht gewusst ha-
ben. Es lohnt sich sicher, darin zu blättern und 
das eine oder andere zu lesen. Ich möchte nur 
auf wenige Themen noch speziell aufmerksam 
machen. Wir erinnern uns an die Diskussion 
an der letzten Synode in Bezug auf die Auf-
gabe der kirchlichen Arbeit an den Kantons-
schulen. Darauf nimmt der interne Jahresbe-
richt auf Seite 15 Bezug. Das Traktandum hat 
damals grosse Wellen geworfen, auch weit 
über unsere Kantonsgrenze hinaus. Nur we-
nige Monate später haben wir aber auch die 
Schliessung der Kirchenmusikschule Aargau 
beschliessen müssen, aus zum Teil ähnlichen, 
zum Teil anderen Gründen, das finden Sie im 
internen Jahresbericht auf Seite 20 rechts 
oben. Das hat bei einzelnen Kirchenmusikern 
Wellen geworfen und ist sogar im Regional-
journal Aargau Solothurn vermeldet worden. 
Aber insgesamt hat dies wahrscheinlich trotz-
dem nur wenige von Ihnen bewegt, vielleicht 
hören viele unter Ihnen heute überhaupt zum 
ersten Mal, dass es eine Kirchenmusikschule 
Aargau gibt – beziehungsweise in einem Jahr 
dann eben leider nicht mehr gibt. Was ich mit 
diesen beiden Beispielen sagen will: Erstens 
ist es manchmal einfach eine Frage der Per-
spektive, was wie wichtig ist, und zweitens und 
das müssen wir uns wirklich zu Herz nehmen: 
Es kommen noch viele weitere Sparrunden –
Pascal Gregor hat das auch für die katholische 
Kirche gesagt –, wo wir uns vom einen oder 
anderen trennen müssen, das dem einen oder 
anderen von uns ans Herz gewachsen ist. Und 

darüber darf man auch traurig sein. Wie ge-
wohnt beinhaltet der interne Jahresbericht 
dann im letzten Teil auch noch viele konkrete 
Namen und Zahlen. Dass die Kirchenaustritts-
zahlen sinken, mag auf den ersten Blick er-
freulich sein, hat aber vermutlich primär damit 
zu tun, dass die Rekordzahl von 2023 wegen 
der katholischen Missbrauchsstudie auch bei 
uns extrem hoch war. Im letzten Jahr war es 
immer noch die dritthöchste Austrittszahl aller 
Zeiten, also nicht wirklich ein Grund zur 
Freude. Eine Trendwende ist nicht in Sicht. 
Beunruhigend ist, Henry Sturcke hat das auch 
schon erwähnt, dass die Zahl der Kasualien 
stark im Sinkflug ist, insbesondere auch die 
Zahl der Abdankungen. Das ist eine neuere 
und etwas überraschende Tendenz, die an 
den Grundaufgaben und am Grundverständnis 
unserer Kirche rüttelt. Dies ein paar ausge-
wählte Schlaglichter. – Jetzt noch ein paar 
Stichworte: Ein kleiner Fehler (Henry Sturcke 
hat dies bereits erwähnt), auf Seite 9 ist von 
den Projekten im Rahmen des Innovations-
fonds die Rede. Es werden nur sieben aufge-
zählt, aber es wird von acht Projekten gespro-
chen. Wir haben nachgefragt, korrekt ist, es 
waren sieben Projekte im Jahr 2024 gewesen, 
die hier aufgezählt sind. Wie über die Erfah-
rungen austauschen? Eine gute Frage, das 
nehmen wir gerne mit. Da könnte man sicher 
schauen, dass das noch mehr unter die Leute 
gebracht wird, was da an Innovation in den 
einzelnen Kirchgemeinden passiert. Dann 
danke auch für den Hinweis zur Palliative 
Care. Es betrifft zwei unterschiedliche Arbeits-
bereiche: Seelsorge und Palliative Care. Dann 
zur Anregung der GPK bezüglich Katechetik: 
Dazu sagt die dossierverantwortliche Kirchen-
rätin Barbara Stüssi-Lauterburg im Anschluss 
noch ein paar Sätze. Ich schliesse mit der Auf-
forderung: Das Traktandum Jahresbericht ist 
Ihre Gelegenheit, zu irgendeinem Thema, über 
das berichtet wird, das aber sonst nicht Ge-
genstand der heutigen Synodeverhandlungen 
ist, eine Frage zu stellen, ein Lob auszuspre-
chen oder eine Kritik anzubringen. Ich ermu-
tige Sie, die Diskussion darüber zu nutzen. 
Vielen Dank – und jetzt noch Barbara Stüssi-
Lauterburg zur Katechetik.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ganz grund-
sätzlich möchte ich über solche Wortmeldun-
gen vorab informiert werden. Das Synodeprä-
sidium erteilt das Wort und nicht der Kirchen-
rat. Das Wort hat Barbara Stüssi-Lauterburg“ 
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Barbara Stüssi-Lauterburg, Kirchenrätin: „Vie-
len Dank. Geschätzte Synodale, geschätzter 
Synodepräsident: Gerne ein paar Worte zum 
Stichwort Katechetik, ein Thema, das viele 
Kirchgemeinden beschäftigt. Es ist tatsächlich 
so, in den letzten Jahren hat man die refor-
mierten Katechetinnen und Katecheten, die die 
Ausbildung im Aargau abgeschlossen haben, 
an einer Hand abzählen können. Es hat aller-
dings immer «Aufs und Abs» gegeben. Die 
Ausbildung ist anspruchsvoll, ohne Zweifel, 
aber sie ist auch von hoher Qualität, was Ab-
solventinnen und Absolventen auch anerken-
nen, auch mit einem gewissen zeitlichen Ab-
stand im Rückblick. Die Ausbildung erfolgt im 
Modul. Über den Zeitraum von drei bis fünf 
Jahren müssen zehn Module absolviert wer-
den, bis dann der Fachausweis erworben wer-
den kann. Das Ausbildungskonzept folgt dem 
Bildungsgang des Schweizerischen Pastoral-
soziologischen Instituts (SPI) und wird ForMo-
dula genannt, und diese Ausbildung ist kan-
tonsübergreifend anerkannt. Ganz wichtig ist 
uns im Aargau, dass die Ausbildung in unse-
rem Kanton ökumenisch in Kooperation mit der 
katholischen Kirche durchgeführt wird. Im letz-
ten Jahr zum Beispiel ist es so gewesen, dass 
deutlich mehr katholische Studierende die 
Ausbildung abgeschlossen haben. Es sind 
also nicht nur die zwei Reformierten, es sind 
schon paar mehr. Was ich mit dem sagen will: 
Eine Anpassung dieser Ausbildung ist zwar 
jetzt in der Umsetzung, aber im Alleingang 
wäre dies für uns im Aargau nicht möglich und 
würde auch keinen Sinn machen. Sie kann nur 
im Kontext der Kirche der deutschen Schweiz 
und der Ökumene geschehen. Die Ausbildung 
ist das eine, die Anstellungsbedingungen sind 
das andere. Der Religionsunterricht – das ist 
für viele von Ihnen sicher nichts Neues – wird 
in den Schulen buchstäblich an den Rand ge-
drängt. In Randstunden, am frühen Morgen 
oder nach einem langen Schultag und in die 
Besenkammer abgeschoben oder auch ganz 
aus der Schule gedrängt. Für Katechetinnen 
und Katecheten ist es darum häufig gar nicht 
möglich, auf ein vernünftiges Pensum zu kom-
men, das den hohen Aufwand der Ausbildung 
wettmacht. Darum ist zu überlegen, ob und wie 
das Berufsfeld erweitert werden könnte, so 
dass Katechetinnen und Katecheten weitere 
Aufgaben in einer Kirchgemeinde übernehmen 
können. Die Deutschschweizer Kirchenkonfe-
renz Kiko hat dazu im Auftrag des 

strategischen Ausschusses der EKS ein Doku-
ment ausgearbeitet, das den Titel «Eckpunkte 
zum Berufsbild Religionspädagogin/Religions-
pädagoge» trägt; Sie finden es auf der Web-
site der Kiko, wenn es Sie interessiert. Es ist 
ein Thema, womit wir im Aargau uns nicht al-
lein herumschlagen. Eine Erweiterung würde 
Katechetinnen und Katecheten neue Perspek-
tiven eröffnen. Stichwort interprofessionelle 
Teams: Ein Thema, das uns in Anbetracht des 
Mangels an Pfarrpersonen und Sozialdiakonin-
nen und Sozialdiakonen sicher noch beschäfti-
gen wird. Zusammengefasst: Das Problem ist 
erkannt, die ultimative Lösung gibt es leider 
nicht. Danke vielmals.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke an den 
Kirchenrat. Wir kommen zur Frage des Eintre-
tens. Ist Eintreten bestritten? Wenn nicht, mein 
Vorschlag ist, dass wir den Jahresbericht kapi-
telweise durchgehen, und Ihr könnt euch mel-
den. Wir reden heute nur über den internen 
Jahresbericht, den lachsfarbigen. Zum öffentli-
chen, farbigen Jahresbericht bitte ich euch, bei 
anderer Gelegenheit direkt an den Kirchenrat 
zu gelangen. Bei der Frage zur Eintretensde-
batte kann man auch etwas Allgemeines zum 
Jahresbericht sagen. Das Wort hat Beat 
Urech.“ 
 
Beat Urech, Kirchgemeinde Birmenstorf-Ge-
benstorf-Turgi, Synodefraktion Lebendige Kir-
che: “Geschätzte Anwesende, ich sage etwas 
zum öffentlichen Jahresbericht (Seiten 10 bis 
13). In 52 Kirchgemeinden haben im Jahr 2024 
sage und schreibe 64 Kinderferienlager statt-
gefunden. 2’700 Kinder haben teilgenommen. 
575 Jugendliche haben mitgeholfen bei der 
Leitung und 559 Freiwillige sind dabei im Ein-
satz gewesen. Das lesen wir so in dem öffentli-
chen Jahresbericht. Für mich sind das ein-
drückliche Zahlen, und ich freue mich, dass sie 
so prominent benannt worden sind. Trotz gros-
ser Erschwernis mit dem kirchlichen Religions-
unterricht, Barbara Stüssi-Lauterburg hat das 
vorhin gerade erwähnt, gibt es also noch Licht-
blicke und zusätzliche Angebote, wo Kinder 
biblische Geschichten hören und erleben kön-
nen. Und zwar in einer ihnen verständlichen 
Sprache und Form. Mit dem kirchlich-konfessi-
onellen Unterricht, den unsere Katechetinnen 
gestalten, sind wir bekanntlich an verschiede-
nen Orten aus der Schule verbannt worden. 
Darum erfordert die Beheimatung der Kinder 
im christlichen Glauben und der eigenen 
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Konfession neue Wege, viel Aufwand und Fan-
tasie: Wie das Beispiel mit diesen Kinderlagern 
deutlich macht, solche Lager fordern enorm 
viel Vorbereitung und Einsatz bei der Durch-
führung. Schön, dass wir auch eigene Kurse 
für Jugendliche, die leiten wollen, haben anbie-
ten können, die sogenannten Pace-Kurse. Und 
es ist ganz bestimmt unbestritten, dass die Ju-
gendlichen einen Mehrwert in die Kirchgemein-
den bringen, der inspirieren und bereichern 
kann. Und jetzt hat im letzten Jahr auch das 
erste Aargauer Konfcamp stattgefunden mit 
60 Achtklässlerinnen und -klässlern und 
28 Begleitpersonen. Die interkantonalen 
Kampfcamps sind an ihre organisatorischen 
Grenzen gestossen. Darum ist der Schritt lo-
gisch gewesen. Das Aargauer Konfcamp ist 
ein kleiner, aber schöner Anfang und der Be-
weis dafür, dass der im Cevi Basel entwickelte 
Jugendevent für Konfirmandinnen und Konfir-
manden, der lange Jahre ein interkantonales 
Publikum nach Vaumarcus am Neuenburger-
see zusammengeführt hat und an dem auch 
einige unserer Kirchgemeinden dabei gewesen 
sind, auch kantonal funktioniert. Jetzt bin ich 
gespannt, wie sich unser eigenes Konfcamp 
weiterentwickelt – leider nicht auf dem Rügel, 
das wäre einmal eine Idee gewesen – und 
dankbar, wenn der Cevi mit seinem christli-
chen Engagement zugunsten von Kindern und 
Jugendlichen auch künftig von unserer Lan-
deskirche unterstützt wird. Kinderlagerleiterin-
nen und -leiter-Schulung und Konfcamps sind 
lebendige Kirche. Mein Dank gilt allen, die sol-

che Angebote ermöglichen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Beat 
Urech. Jetzt gehen wir den internen, lachsfar-
benen Jahresbericht kapitelweise durch. Gibt 
es zum Kapitel 1 Wortmeldungen? Kapitel 2? 
Kapitel 3? Joël Guggisberg.“ 
 
Joël Guggisberg, Kirchgemeinde Zofingen: 
„Geschätztes Präsidium, lieber Kirchenrat, 
liebe Synodale. Die Frage richtet sich an Be-
richt über die Präsenz an den Kantonsschulen, 
wo die Synode damals entschieden hat, nicht 
dem Antrag des Kirchenrats zu folgen. Ich 
hätte gerne Auskunft darüber, welche Mass-
nahmen ergriffen worden sind, um weiterhin 
eine Präsenz an den Kantonsschulen zu er-
möglichen? Ich lese von Kündigungen, von 
Wechsel und Lösungen bis Ende Schuljahr, 
aber von nichts, das darüber hinausgeht. 
Danke.“ 

 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Barbara 
Stüssi-Lauterburg äussert sich dazu.“ 
 
Barbara Stüssi-Lauterburg, Kirchenrätin: „Kurz 
zu den Kantonsschulen. So weit sind wir noch 
nicht, dass wir wirklich ein alternatives Ange-
bot haben. Was ich sagen kann, ist, dass wir 
am Überlegen sind, und was ich auch sagen 
darf, meines Wissens haben alle betroffenen 
Beauftragten eine persönliche Anschlusslö-
sung. Auf dieser Ebene ist es einigermassen 
ein guter Übergang. Mehr kann ich dazu im 
Moment nicht sagen. Danke.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gibt es wei-
tere Wortmeldungen zu Kapitel 3, Jahresbe-
richt des Kirchenrats? Wenn nicht, kommen 
wir zu Kapitel 4, operative Berichte der Lan-
deskirchlichen Dienste und weiteren kirchliche 
Institutionen. – Kapitel 5, Kirchgemeinden und 
Mitarbeitende. Kapitel 6, Statistik und Zahlen. 
Ich habe es gesagt, die übrigen Jahresberichte 
sind nur zur Kenntnisnahme. Der Form halber 
frage ich trotzdem, ob jemand etwas dazu sa-
gen will. Sonst kommen wir zur Abstimmung 
der beiden Anträge.“ 
 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
Die Synode genehmigt den vom Kirchenrat 
verantworteten Jahresbericht. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt dem Antrag einstimmig zu. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Die Synode nimmt die übrigen Jahresberichte 
zur Kenntnis. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt dem Antrag ohne Gegen-
stimmen zu. 
 
 
Schlussabstimmung 
Die Synode genehmigt die Jahresberichte 
2024 als Ganzes einstimmig und nimmt sie zur 
Kenntnis. 
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2025-0076 R1.0 
 
 
Jahresrechnungen 2024 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Wir kommen 
zu den Jahresrechnungen 2024. Als erstes hat 
als Vertreterin der GPK Sabine Zehnder das 
Wort.“ 
 
Sabine Zehnder, Kirchgemeinde Aarau,für die 
GPK: „Lieber Synodepräsident, liebe Mitglieder 
des Kirchenrats, liebe Synodale. Alle Jahre 
wieder liegen uns an der Sommersynode die 
vier Jahresrechnungen der Landeskirche, von 
„reformiert.“ Aargau, der Heimgärten Aargau 
und des Dienstleistungszentrums zur Geneh-
migung vor. Fangen wir an mit der Rechnung 
der Landeskirche. Sie erscheint, wie in den 
vergangenen Jahren, sehr gut strukturiert und 
gut lesbar. Speziell positiv sind der GPK ein-
mal mehr die Seiten 2 und 3 aufgefallen: Da 
kann man sich einen ersten, guten Überblick 
über die grössten Abweichungen der Rech-
nung zum Budget verschaffen. Die Rechnung 
2024 schliesst mit einem Ertragsüberschuss 
von knapp 400‘000 Franken ab. Das tönt er-
freulich, vor allem weil das Budget einen klei-
nen Aufwandüberschuss prognostizierte. Die 
400‘000 Franken tönen vielleicht nach viel 
Geld. Wenn man sie aber vergleicht mit dem 
Gesamtbudget von ungefähr 10 Millionen 
Franken, ist man versucht, auch bei einem Er-
tragsüberschuss in dieser Höhe von einer 
Punktlandung zu reden. Wenn man die Rech-
nung genau anschaut, sieht die Situation leider 
nicht mehr ganz so erfreulich aus: Dieser Er-
tragsüberschuss ist vor allem darum zustande 
gekommen, weil der Aufwand um über 
250‘000 Franken tiefer ausgefallen ist als bud-
getiert. Warum? Erstens: Wegen des kleineren 
Interesses an Aus- und Weiterbildungen für 
Pfarrpersonen. Der Fachkräftemangel im 
Pfarrberuf ist schon heute ein Problem, und of-
fensichtlich ist für die nächsten Jahre keine 
Besserung in Sicht. Zweitens: Wegen der klei-
neren Nachfrage bei Angeboten für Kinder und 
Jugendliche. Auch diese Entwicklung ist für die 
Zukunft nicht erfreulich. Zusammenfassend 
kann man sagen, dass die weniger hohen Aus-
gaben zu einem grossen Teil durch absagte 
Veranstaltungen und Kurse zu erklären sind – 
etwas, das wir bereits im Votum zum Jahres-
bericht von Henry Sturcke gehört haben. Bei 

diesen Voraussetzungen wird sich der Kir-
chenrat im Rahmen der Kirchenreform auch 
Gedanken machen müssen, welche Angebote 
noch weiter bestehen bleiben und welche – 
auch aufgrund eines kleineren Interesses – be-
endet werden sollen. Auch dies wurde von 
Henry Sturcke in seinem Votum zum Jahres-
bericht thematisiert. 
Jetzt kommen wir zur Rechnung von «refor-
miert.» Aargau: Da ist 2024 einmal mehr ein 
erfolgreiches Jahr gewesen. Dank eines weni-
ger starken Rückgangs der Abonnentinnen 
und Abonnenten als budgetiert und eines hö-
heren Wertschriftenerfolgs konnten viele Rück-
stellungen gebildet werden. Im letzten Jahr hat 
die Synode eine Senkung des Abopreises be-
schlossen. Die Auswirkungen davon werden 
aber erst in der Rechnung 2025 zu sehen sein. 
Als nächstes liegt uns die Rechnung der Heim-
gärten Aargau vor. Weil wir die Heimgärten auf 
Anfang 2025 in eine Stiftung überführt haben, 
sehen wir diese Rechnung heute zum letzten 
Mal. Auch dieses Jahr konnten die Heimgärten 
die Rechnung mit einem Gewinn abschliessen. 
Erfreut hat die GPK die rund 45‘000 Franken 
Spenden zur Kenntnis genommen. Ich gehe 
davon aus, dass die Heimgärten Aargau sich 
mit Sicherheit auch in Zukunft über Spenden 
der Kirchgemeinden freuen werden. Wir wün-
schen den Heimgärten auf diesem Weg noch 
einmal alles Gute und viel Erfolg bei ihrer wert-
vollen Arbeit. 
Auch die letzte Rechnung, die uns vorliegt, 
diejenige des Dienstleistungszentrums, kurz 
DLZ, sieht mit einem minimalen Aufwandüber-
schuss solide aus. 
Im Namen der GPK danke ich allen beteiligten 
Personen, ganz speziell Petra Schär für die 
gut strukturierten, übersichtlichen und gut do-
kumentierten Rechnungen. 
Wir empfehlen der Synode einstimmig, auf das 
Geschäft einzutreten, die Rechnungen zu ge-
nehmigen und den Anträgen auf Verwendung 
der Ertragsüberschüsse zuzustimmen. 
Vielen Dank.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Sa-
bine Zehnder. Das Wort für den Kirchenrat hat 
Rolf Fäs.“ 
 
Rolf Fäs, Kirchenrat: „Geschätzter Synodeprä-
sident, geschätzte Synodale. Sabine Zehnder 
hat es bereits gesagt, wir haben ein sehr er-
folgreiches Jahr im Zahlenbereich abgeschlos-
sen. Die Budgetabweichung ist natürlich gross, 
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und da stellt sich dem einen oder anderen 
auch die Frage, wie diese zustande gekom-
men ist. Dafür gibt es ganz verschiedene Ursa-
chen. Da gibt es beispielsweise Beiträge ans 
Konkordat A und W, wo wir jeweils Budgetzah-
len vom Konkordat übernehmen für das 
Budget bei uns, und wenn dann die definitive 
Abrechnung kleiner ist, dann ist es halt so, das 
können wir nicht beeinflussen. Wir haben auch 
Minderausgaben im Bereich der Liegenschaft 
Rügel gehabt. Die Synode hat im November 
2023 über den Verkauf des Rügels abge-
stimmt, und wenn das nicht gutgeheissen wor-
den wäre, hätten wir die Aufwendungen ge-
braucht, die wir budgetiert hatten. Ähnlich ver-
hält sich auch mit Mehrerträgen, die realisiert 
wurden, die wir jedoch nicht budgetiert hatten. 
Ich glaube, das ist ein Thema, wo wir nicht nur 
auf der Aufwandseite anschauen müssen, son-
dern auch die Ertragsseite zu stärken und zu 
verteilen probieren müssen und zu diversifizie-
ren. Etwa die Mieterhöhung bei der Liegen-
schaft der Heimgärten Brugg. Das wisst ihr 
vielleicht, das geht an den Kanton, der Kanton 
will eine Schätzung, und dann sagt er wieviel 
Miete er zahlen will. Dort haben wir zum Zeit-
punkt der Budgeterstellung im Jahr 2023 noch 
gar keine Ahnung gehabt, ob es genehmigt 
wird oder nicht. Klar waren wir guter Hoffnung 
gewesen, dass es genehmigt wird. Die defini-
tive Zusage ist dann aber erst im Januar oder 
Februar 2024 gekommen, und das macht dann 
nochmal einen grossen Betrag aus. Dann 
wurde darauf hingewiesen, dass es für die 
Kostenüberschreitung beeinflussbare Kosten 
gibt für den Kirchenrat. Zum Beispiel mehr va-
kante Arbeitsstellen oder andere Mehr- oder 
Minderausgaben. Einige Abweichungen erge-
ben sich eigentlich auch aus dem zeitlichen 
Ablauf der Budgetierung. Wir haben in etwa 
drei Wochen die erste Sitzung zum Budget 
2026 und das muss ja dann spätestens Mitte 
September fertig sein, damit man den Pro-
zessablauf der Synode einhalten können. Wir 
sind also relativ früh dran, da kann es einfach 
passieren, dass man gewisse Ausgaben gar 
nicht drin hat. Es ist in einer Synodefraktion die 
Frage gekommen zum Beitrag an die Stiftung 
Stapferhaus für die neue Ausstellung. Das ha-
ben wir damals schlichtweg nicht gewusst. Wir 
haben das aber dann gleich gemacht, da der 
Kirchenrat eine Ausgabenkompetenz für sol-
che ausserordentlichen sinnvollen Sachen hat. 
Das Ergebnis 2024 parkieren wir sozusagen. 
Im Zentralkassenausgleich haben wir für 

dieses Jahr ein Minus budgetiert und probieren 
wir dieses damit aufzufangen. Obwohl das Er-
gebnis 2024 ein grosser Betrag und erfreulich 
ist, müssen die Sparanstrengungen der Lan-
deskirche weitergehen. Das ist dem Kirchenrat 
bewusst. Darum hat er auch ein separates 
Traktandum, nämlich das Traktandum 19, ein-
geführt, wo der Kirchenrat darüber berichten 
wird. Die anderen Abschlüsse, die auch er-
wähnt worden sind, von «reformiert» Aargau, 
vom DLZ und auch von den Heimgärten Aar-
gau, sind aus Sicht des Kirchenrats nicht auf-
fällig. Dazu mache ich da keine zusätzlichen 
Kommentare. Bezüglich der Stiftung Heimgär-
ten Aargau kann ich noch mitteilen, dass die 
rechtliche Überführung unterdessen abge-
schlossen ist, und im Handelsregister sämtli-
che Bereinigungen durchgeführt worden sind. 
Soweit meine Ausführungen. Der Kirchenrat 
bittet um Zustimmung.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Rolf 
Fäs. Wird Eintreten bestritten? Das ist nicht 
der Fall, dann sind wir aufs Traktandum einge-
treten. Ich denke, wir halten es so wie beim 
Jahresbericht, dass wir abschnittsweise durch-
gehen. Bitte wieder deutlich melden, wer sich 
zu Wort melden möchte. Wir behandeln als 
erstes die Jahresrechnung der Landeskirche. 
Gibt es Wortmeldungen zu den allgemeinen 
Bemerkungen auf Seite 2, Minder- und Mehr-
ausgaben, Kostenstellenstruktur: Bitte nach 
vorne ans Mikrofon kommen, dies ist wegen 
des Protokolls wichtig.“ 
 
Caroline Wüst, Kirchgemeinde Unterentfelden: 
„Nur ein Detail, und zwar steht das auf Seite 3. 
Minderausgaben wären eben auch, wie richtig 
gesagt wurde, Mehrerträge. Hier steht nur Min-
derausgaben. Das ist nur ein Detail, aber ich 
wollte es erwähnen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ja, es hat nur 
Minderausgaben und Mehrausgaben, aber es 
gibt auch Mehreinnahmen und Mindereinnah-
men. Danke für den Hinweis für nächstes Jahr. 
Dann kommen wir zum Zusammenzug auf 
Seite 6, zur Rechnung nach den Dienstberei-
chen Synode und Kapitel, Seite 7, Kirchenrat, 
Seiten 8 bis 10, Geschäftsleitung, Seite 11, 
Gemeindedienste, Seiten 12 und 13. Wenn ich 
zu schnell bin, müsst ihr es sagen, aber ich 
gehe davon aus, dass ihr euch vorbereitet habt 
und wisst, wo ihr etwas sagen wollt. Seite 14, 
Seelsorge und Kantonale Dienste, Seite 15, 
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Gesamtkirchliche Dienste, Seite 16 und 17, 
Zentrale Dienste mit Liegenschaften und Emp-
fang. Detail-Bemerkungen anschliessend ab 
Seite 18. Keine Anmerkungen? Dann kommen 
wir zur Artengliederung auf den Seiten 23 und 
24, zur Bilanz auf den Seiten 26 bis 28, Kom-
mentare Seiten 29 bis 31 und 33 bis 34. Da-
nach der Bericht des Wirtschaftsprüfers. Stel-
lenplan Seite 37. Dazu gibt es auch keine 
Wortmeldungen? Wir kommen zur Rechnung 
von «reformiert» Aargau, Seiten 39 und 40, 
und dem Prüfbericht, Seite 41. 
Es ist ja erwähnt worden, es ist die letzte 
Rechnung der Heimgärten Aarau, Seiten 43 
bis 45, und der Prüfbericht, Seite 46 bis 47. 
Auch keine Wortmeldung. 
Die Rechnung des Dienstleistungszentrums 
(DLZ) inklusive Prüfbericht. Auch keine Bemer-
kungen. 
Bevor ich zur Abstimmung komme, nochmals 
die Frage, gibt es noch Wortmeldungen zu ir-
gendetwas? Ja, Andrea Giger.“ 
 

Andrea Giger, Kirchgemeinde Möhlin: „Ge-
schätzter Synodepräsident, geschätzter Kir-
chenrat, liebe Synodale. Ich bin jetzt seit kur-
zem elektronisch unterwegs mit den Syno-
deunterlagen und habe festgestellt, dass es 
zunehmend schwieriger ist, die Bemerkungen 
zur Rechnung jeweils rechtzeitig zu finden, 
wenn man die Zahlen anschaut. Mein Vor-
schlag oder meine Frage wäre, ist es möglich, 
wenn man schon einen elektronischen Ver-
sand macht, dass die Bemerkungen irgendwie 
verlinkt werden? Das wäre vielleicht mal abzu-
klären. Danke.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, wir ge-
ben es dem Kirchenrat mit, das ist ein berech-
tigtes Anliegen. Mir hat es auch Mühe ge-
macht, das ist so. Wenn es sonst keine Wort-
meldungen mehr gibt, kommen wir zu den An-

trägen des Kirchenrats.“ 
 

 
Anträge Kirchenrat 
1. Genehmigung der folgenden Jahresrech-

nungen 2024: 
a. Landeskirche 
b. «reformiert.» Aargau 
c. Heimgärten Aargau 
d. Dienstleistungszentrum (DLZ) 

2. Der Ertragsüberschuss der Landeskirche 
von Fr. 399'125.03 wird wie folgt 

verwendet: 
Fr. 399'125.03 Einlage Ausgleich Zentral-
kassenbeitrag (zur Deckung des budgetier-
ten Aufwandüberschusses 2025) 

3. Der Ertragsüberschuss von «reformiert.» 
Aargau von Fr. 47’256.00 wird wie folgt 
verwendet: 
Fr. 47’256.00 Zuweisung an Eigenkapital 

 
 
Abstimmung 1 
Die Synode ist damit einverstanden, über die 
Anträge 1a bis 1d gesamthaft abzustimmen. 
Alle vier Jahresrechnungen werden einstimmig 
genehmigt. 
 
Abstimmung 2 
Die Verwendung des Ertragsüberschusses der 
Landeskirche wird einstimmig genehmigt. 
 
Abstimmung 3 
Die Verwendung des Ertragsüberschusses von 
«reformiert.» Aargau wird einstimmig geneh-
migt. 
 
 
Schlussabstimmung 
Die Synode stimmt der Vorlage des Kirchen-
rats als Ganzes einstimmig zu. 
 
 
 
2025-0077 P1.0 
 
 
Besoldungsindex für das Jahr 2026 für die 
Mitarbeitenden der Kirchgemeinden und 
der Landeskirchlichen Dienste 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich gebe 
Susanne Geissberger Brunner das Wort für die 
GPK.“ 
 
Susanne Geissberger Brunner, Kirchgemeinde 
Suhr-Hunzenschwil, für die GPK: „Geschätzter 
Synodepräsident, geschätzter Kirchenrat, liebe 
Synodale. Wie in den Unterlagen zum Trak-
tandum beschrieben, legt die Synode den Be-
soldungsindex für das folgende Jahr in der 
Sommersynode fest. 
Massgebend für den Besoldungsindex ist der 
Landesindex für Konsumentenpreise. Dieser 
betrug im März 2025 115.60 Punkte und liegt 
somit 0.4 Punkte oder 0.35% über dem 
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aktuellen Besoldungsindex. Der Kirchenrat er-
achtet die aktuelle Teuerung als tief und die 
volkswirtschaftliche Entwicklung als schwierig 
vorhersehbar. Daher beantragt er, die Teue-
rung in diesem Jahr nicht auszugleichen. Die 
Situation wird nächstes Jahr neu beurteilt. Die 
GPK empfiehlt einstimmig, auf das Trak-
tandum einzutreten und dem Antrag des Kir-
chenrates zuzustimmen und somit den Besol-
dungsindex für das Jahr 2026 auf dem aktuel-
len Stand von 115.20 Punkte zu belassen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, 
Susanne Geissberger Brunner. Für den Kir-
chenrat spricht Rolf Fäs.“ 
 
Rolf Fäs, Kirchenrat: „Geschätzte Synodale, 
lieber Synodepräsident, ich habe keine zusätz-
lichen Ausführungen zu diesem Traktandum.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ist Eintreten 
bestritten? Dann sind wir auf das Geschäft ein-
getreten. Gibt es Wortmeldungen? Dann kom-
men wir zur Abstimmung über den Antrag des 
Kirchenrats.“ 
 
 
Antrag Kirchenrat 
Die Synode beschliesst, den Besoldungsindex 
für das Jahr 2026 auf dem bisherigen Stand 
von 115,2 Punkten zu belassen. Basis ist Lan-
desindex der Konsumentenpreise Mai 2000 
mit 100 Punkten. Durch diesen Beschluss blei-
ben die Minimalbesoldung und Richtlöhne ge-
mäss Dienst- und Lohnreglement für die ordi-
nierten Dienste gemäss Dienst- und Lohnreg-
lement für nicht ordinierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sowie die Lohnbänder gemäss 
Dienst- und Lohnreglement für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Landeskirchlichen 
Dienste sowie den Kirchenrat unverändert. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt dem Antrag einstimmig zu. 
 
 
 

2025-0078 K1.0 
 
 
Stiftung für denkmalgeschützte Kirchenge-
bäude. Grundsatzentscheid 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Hier geht es 
um einen Grundsatzentscheid. In Anbetracht 
der schwindenden finanziellen Mittel ist dies 
ein wichtiger Baustein der Kirchenreform 
26/30, hat der Kirchenrat geschrieben. Die Stif-
tung soll finanzschwache Kirchgemeinden ent-
lasten. Für die GPK gebe ich Christine Brug-
gisser das Wort.“ 
 
Christine Bruggisser, Kirchgemeinde Wohlen-
Villmergen, für die GPK: „Sehr geehrter Syno-
depräsident, geschätzte Kirchenrat, liebe Sy-
nodale. Der Kirchenrat stellt der Synode den 
Antrag, eine Stiftung für den Erhalt von denk-
malgeschützten Kirchengebäuden zu errich-
ten. Das soll in zwei Schritte passieren. Der 
erste Antrag ist ein Grundsatzentscheid für die 
Errichtung dieser Stiftung, und der zweite An-
trag erteilt dem Kirchenrat den Auftrag, die nö-
tigen Dokumente dazu vorzubereiten. Wir ha-
ben im Aargau ungefähr 70 denkmalge-
schützte Kirchengebäude. Den Ansprüchen 
der Denkmalpflege per Renovationen und Un-
terhalt nachzukommen, geht ins Geld. Der 
Kanton richtet zwar einmalige Baubeiträge 
aus, doch bei finanzschwachen Kirchgemein-
den reicht das nicht. Angedacht ist, dass die 
neue Stiftung der Landeskirche die Möglichkeit 
hat, denkmalgeschützte Kirchengebäude zu ei-
nem günstigen Preis zu übernehmen und dass 
die Landeskirche die Kirchengebäude dann 
den jeweiligen Kirchgemeinden gegen einen 
fairen Betrag wieder vermietet. Der Vorteil da-
bei ist, dass die Stiftung die Renovationskos-
ten und die grossen Unterhaltskosten zahlt. 
Die Kirchgemeinden tragen dann nur noch die 
Miete und die kleinen Unterhaltskosten. Es ist 
klar, dass der Betrag von 3’000’000 Franken 
niemals reichen wird, aber es ist sicher ein An-
fang, auch wenn wir mit nur zwei bis drei Pro-
jekten anfangen können, setzen wir damit ein 
Zeichen. Es ist zudem ein Versprechen beim 
Verkauf des Rügels gewesen, dass die einge-
nommenen Mittel für denkmalgeschützte Kir-
chengebäude zur Verfügung stehen sollen, 
also quasi: Gebäude finanzieren Gebäude. Mit 
dem Errichten einer Stiftung, sehen wir fol-
gende Vorteile: Entlastung von finanz-
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schwachen Kirchgemeinden, Erleichterung bei 
Fusionen von Kirchgemeinden mit denkmalge-
schützten Kirchengebäuden, Fachleute bera-
ten und betreuen die Renovationen, die Kir-
chenpflegen werden entlastet, und vor allem: 
einen besseren Zugang zu weiteren Mitteln. 
Mittel, die in die Stiftung fliessen, die wahr-
scheinlich besser kommen, als wenn sie für 
einzelne Kirchengebäude gesammelt werden. 
Es werden Zuschüsse an die Stiftung erhofft 
vom Kanton Aargau, von Einwohner- und Orts-
bürgergemeinden, von Gönnerinnen und Gön-
nern, vom kantonalen Swisslos-Fonds und von 
anderen Stiftungen etc. Es ist aber so, dass 
keine Kirchgemeinde gezwungen wird, sich an 
diesen Fonds zu wenden. Andererseits besteht 
aber auch kein Recht der Kirchgemeinden, 
dass der Fonds ihre denkmalgeschützten Ge-
bäude übernimmt. Ganz wichtig ist der GPK, 
dass bei Antrag 2, Gründung der Stiftung, die 
Synode beim Entstehungsprozess miteinbezo-
gen wird. Die GPK empfiehlt beide Anträge 
vom Kirchenrat zur Annahme. Vielen Dank.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Chris-
tine Bruggisser. Für den Kirchenrat spricht Rolf 
Fäs.“ 
 
Rolf Fäs, Kirchenrat: „Geschätzter Synodeprä-
sident, liebe Synodale. Es ist schon vieles ge-
sagt worden zu dem Traktandum, danke viel-
mals. Wir haben etwa 70 denkmalgeschützte 
Kirchengebäude und Ensembles im Aargau. 
Ensembles sind solche, die zusammengehö-
ren. Dies kann zum Beispiel ein Kirchgemein-
dehaus mit einer Kirche sein. Wir wissen, dass 
die grösseren Kirchgemeinden im Moment 
noch wenig Mühe haben, die entsprechenden 
Kosten für den sogenannten grossen Unterhalt 
zu tragen. Bei kleineren Kirchgemeinden, die 
häufig auch finanzschwächer sind, wird dies 
zunehmend zu einem Kraftakt. Darum hat der 
Kirchenrat beschlossen – eigentlich aus dem 
Rügel-Verkauf heraus, wie das ja erwähnt wor-
den ist –, eine Stiftung zu machen. Es ist kein 
Fonds. Es ist eine Stiftung, das heisst, sie hat 
eine eigene Rechtspersönlichkeit, ähnlich wie 
bei den Heimgärten Aargau. Die Liegenschaf-
ten können dort zu einem günstigen Preis ein-
gebracht und zurückgemietet werden. Dort gibt 
es vielleicht noch weitere Themen, wie wir ja 
auch in den Fraktionssitzungen gehört haben. 
Zum Beispiel Rückkaufsrechte und Verände-
rungen, Nutzungsthemen, wie etwa, ob man 
aus einer Kirche eine Moschee machen kann 

oder nicht. Da wird man dann sicher einmal im 
Detail darüber befinden. Zuwendungen der 
Landeskirche an die Stiftung erfolgen gestaf-
felt. Das heisst, die 3 Millionen Franken kom-
men nicht auf einmal, weil Geld, das irgendwo 
liegt, verwendet werden kann. Da ist es viel-
leicht nicht so sinnvoll, einen so grossen Be-
trag irgendwo zu deponieren. Aber die Stiftung 
kann die 3’000’000 Franken dann gestaffelt 
abrufen, bis maximal Ende 2034. Das hat den 
Grund, dass man sagen kann, jetzt ist fertig. 
Dann muss die Synode eine Neubeurteilung 
vornehmen, wie man weitergehen will, und 
wenn nicht das ganze Geld aufgebraucht ist 
für solche Projekte, wird sie dann sehr wahr-
scheinlich sagen, wir stoppen die Aktion. Also 
gibt es in Zukunft einmal die Möglichkeit, Halt 
zu sagen. Bezüglich der neuen Finanzierungs-
quellen denken wir auch an reiche Familienstif-
tungen, die sicher Beiträge spenden könnten 
oder an Sammelaktionen. Zudem sind wir 
auch der Auffassung, dass sich der Kanton 
Aargau an den hohen Kosten für die denkmal-
geschützten Kirchengebäude etwas mehr be-
teiligen könnte. Wir gehen davon aus, dass 
ihm das leichter fallen wird, wenn er die Mittel 
einer Stiftung zuwenden kann, als wenn jede 
einzelne reformierte Kirchgemeinde einen se-
paraten Zuschuss beantragt. Wir haben auch 
die Hoffnung, dass man vielleicht in den ge-
setzlichen Grundlagen des Kantons Aargau 
politisch noch eine Veränderung hinbringt. Wie 
bereits gesagt, das ist ein Grundsatzentscheid. 
Wir entscheiden heute nicht über einzelne Sa-
chen, sondern wir entscheiden heute darüber, 
ob wir diesen Weg gehen wollen, ob das eine 
sinnvolle Angelegenheit ist. Der Kirchenrat ist 
natürlich klar dieser Meinung. Wir werden 
dann in einer der nächsten Synoden die De-
tails miteinander besprechen. Zum Beispiel 
Stiftungsurkunden und sehr wahrscheinlich 
auch gewisse Abläufe darlegen, wie so eine 
Übergabe stattfinden soll. Dort können wir es 
diskutieren und dann auch genehmigen. Der 
Kirchenrat hat, das haben Sie gesehen, bereits 
verschiedene Punkte dargelegt, wie es unge-
fähr laufen muss. Nicht alle natürlich, wir wa-
ren sehr interessiert daran, was aus den Frak-
tionssitzungen an weiteren Inputs herauskom-
men wird. Das Wichtigste scheint mir in dieser 
Geschichte, dass die Stiftung – im Gegensatz 
zu der Stiftung Heimgärten, wo wir ja die Dis-
kussion darüber gehabt haben, wie nahe diese 
Stiftung beim Kirchenrat oder bei der Synode 
bleiben soll – nahe beim Kirchenrat und bei 
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der Synode bleiben muss. Sie muss mit ihm 
zusammenarbeiten, und sie muss auch einen 
jährlichen Bericht abgeben. Dann habe ich von 
Pascal Gregor sehr gerne gehört, dass allen-
falls auch Interesse von anderen Landeskir-
chen am Modell dieser Stiftung besteht. Es 
gibt vielleicht noch weitere Landeskirchen, die 
Interesse haben. Das wollen wir nicht aus-
schliessen. Schlussendlich geht es um den 
Ort, den wir schützen und gut finanzieren wol-
len. Und wenn die Katholiken dort auch mitma-
chen oder eine andere Landeskirche, dann soll 
das möglich sein. Der Kirchenrat möchte aber 
jetzt nicht in einem Zusammenarbeitsbereich 
mit diesen Landeskirchen die Stiftung errich-
ten, sondern er will jetzt vorwärtsmachen und 
Nägel mit Köpfen machen, dass wir vorwärts-
kommen. Danke vielmals. Der Kirchenrat be-
antragt Zustimmung.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Rolf 
Fäs. Ist Eintreten bestritten? Wenn nicht, sind 
wir auf das Geschäft eingetreten, und ich frage 
nach Wortmeldungen. Keine. – Damit kommen 
wir zur Abstimmung.“ 
 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
Die Synode spricht sich im Grundsatz dafür 
aus, eine Stiftung für den Erhalt von denkmal-
geschützten Kirchengebäuden zu errichten. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt dem Antrag des Kirchen-
rats mit fünf Gegenstimmen zu. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Die Synode beauftragt den Kirchenrat die für 
die Gründung der Stiftung notwendigen Doku-
mente vorzubereiten und sie ihr an einer der 
nächsten Sitzungen vorzulegen. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt dem Antrag des Kirchen-
rats mit drei Gegenstimmen zu. 
 
 
Schlussabstimmung 
Die Synode stimmt den Anträgen des Kirchen-
rats insgesamt mit vier Gegenstimmen zu. 
 
 
 

2025-0079 K1.0 
 
 
Förderung von Zusammenschlüssen von 
Kirchgemeinden. Teilrevisionen der Kir-
chenordnung und des Reglements über 
den Finanzausgleich. Reglement des Fonds 
zur Förderung von Zusammenschlüssen 
(neu). Einlage in den Fonds 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich gebe Ro-
land Frauchiger das Wort für die GPK.“ 
 
Roland Frauchiger, Kirchgemeinde Thalheim, 
für die GPK: „Der Titel des Traktandums ist 
zwar sehr lang, aber er umfasst nicht einmal 
das ganze Traktandum, aber dazu später 
mehr. Um was geht es? Der siebte Leitsatz 
des Kirchenrats zur Vision 26/30 lautet: Fusio-
nen von Kirchgemeinden werden durch An-
reize der Landeskirche aktiv gefördert. Der Kir-
chenrat schlägt vor, einen Fonds zu äufnen, 
woraus man Kosten für Beratung, für Notariel-
les, für Dienstleistungen oder Integrations-
massnahmen bei Zusammenschlüssen durch 
die Landeskirche tragen kann. Maximal 25’000 
Franken pro Fusions-Kirchgemeinde soll es für 
belegte externe Kosten geben. Die Einlage in 
den Fonds von 750’000 Franken soll durch 
eine Entnahme aus dem Finanzausgleichfonds 
erfolgen. Bei einer Fusion sollen also nicht nur 
finanzschwache Gemeinden finanziell unter-
stützt werden, sondern alle. Die Kosten für Be-
ratungen werden auf Anfrage und gegen Be-
lege erstatten. Sie werden für Beratungen so-
wohl vor als auch nach der Fusion übernom-
men. Zusammenschlusspauschalen, wie es 
sie gibt bei Fusionen von politischen Gemein-
den, sind nicht vorgesehen. Ohne dass es im 
Titel eben explizit erwähnt ist, will der Kirchen-
rat zudem Kirchgemeinden in Liquidationseng-
pässen grundpfandgesicherte Darlehen im Be-
trag von bis zu 100’000 Franken gewähren 
können. Die GPK kann die Überlegungen des 
Kirchenrats gut nachvollziehen und befürwortet 
die Vorlage auch grundsätzlich. Ein paar Fra-
gen bleiben aber schon noch offen. Beispiel: 
Wenn Kirchgemeindeversammlungen von 
mehreren Kirchgemeinden beschlossen ha-
ben, gemeinsam ein Fusionsprojekt anzuge-
hen, so gelte die für den Kirchenrat als fusi-
onswillig. Wenn es vier Kirchgemeinden wä-
ren, so könnte jede einen totalen Kostenbei-
trag von 25’000 Franken beanspruchen. Frage 
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eins: Wenn die ursprünglich vier Kirchgemein-
den fusioniert haben, ist sie dann nur noch 
eine, kann diese dann den Restbetrag, den die 
vier ursprünglichen Gemeinden vor der Fusion 
als neue Gemeinde gehabt haben, jetzt noch 
beanspruchen? Die GPK vermutet, ja. Zweite 
Frage: Wenn eine dieser vier Gemeinden vor 
der Fusion aussteigt, kann dann die fusionierte 
Gemeinde einen Restbetrag von der ausge-
stiegenen Gemeinde auch beanspruchen? Die 
GPK vermutet, nein. Dritte Frage: Wenn die 
ausgestiegene Gemeinde ein Jahrzehnt später 
doch noch mit den damals fusionierten Nach-
barn fusionieren will, bekommen dann die bei-
den Gemeinden wieder ein Kostenbudget von 
zweimal 25’000 Franken? Die GPK vermutet, 
ja. Vierte Frage: Wenn die damals ausgestie-
gene Gemeinde mit zwei anderen Nachbarn 
fusionieren will, wird dann wieder allen Ge-
meinden ein Betrag von bis zu 25’000 Franken 
zur Verfügung gestellt. GPK vermutet, ja. Und 
wenn die GPK richtig vermutet haben sollte, 
erachten wir die Formulierung in § 4 mit dem 
Titel «Ausrichtung und Höhe der Unterstüt-
zung» des neuen Reglements des Fonds zur 
Förderung von Zusammenschlüssen, kurz 
FFZ, für ein bisschen gar kompakt. GPK würde 
präzisere Formulierungen vorziehen. Auch 
wenn diese dann vielleicht ein bisschen mehr 
Druckerschwärze benötigen würden. Weiter 
gibt es in § 85 der Kirchenordnung eine For-
mulierung, die die Absicht des Kirchenrats ei-
gentlich nur ungenügend wiedergibt. In Ab-
sprache mit der GPK und dem Kirchenrat 
werde ich nach Eintreten dann dort einen Än-
derungsantrag stellen. Für die GPK ist der Initi-
albetrag sicher hoch genug. Auch wenn die 
GPK für die Formulierungen keinen Blumen-
strauss verteilen kann, so bedankt sie sich für 
die Vorlage. Sie denkt, dass der Kirchenrat mit 
dieser Vorlage Kirchgemeinden in Liquiditäts-
engpässen schnell Unterstützung bieten, und 
auch allfälligen fusionswilligen Kirchgemeinden 
Kostenhindernisse aus dem Weg räumen 
kann.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Ro-
land Frauchiger. Für den Kirchenrat spricht 
Christoph Weber-Berg.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Geschätzter Synodepräsident, liebe Syno-
dale. Auf die Fragen der GPK gehe ich am 
Schluss ein, ich rede zuerst einmal allgemein 
über das Geschäft. Behördenarbeit ist Arbeit 

für die Zukunft. Das gilt für alle Stufen, gilt bei 
den politischen Gemeinden, Kanton und Bund, 
aber auch bei den Kirchgemeinden. Darum 
möchte der Kirchenrat Zusammenschlüsse 
von Kirchgemeinden fördern. Es ist ja nicht 
eine Frage, ob das ein Weg ist, sondern es ist 
eigentlich nur eine Frage, wann und wo etwas 
in dieser Richtung passieren wird, weil, wenn 
wir heute sagen, es geht ja noch, dann haben 
wir ein Problem. «Es», das noch geht, ist das, 
was in der Vergangenheit gegangen ist. Wir 
müssen uns aber an der Zukunft orientieren. 
Wir sind nicht denen Rechenschaft schuldig, 
die vor uns gewesen sind, denen können wir 
dankbar sein, aber Rechenschaft schuldig sind 
wir denen hier [er zeigt auf die Kinderfotos der 
Kinderlager im Jahresbericht]. Hier ist die Kir-
chenpflegepräsidentin der Kirchenpflege Aar-
gau West 2050, und er hier studiert dann The-
ologie und kommt im Jahr 2047 in die Kirchge-
meinde Aargau Süd. Genau da sind die Leute, 
die in der Zukunft in der Kirche aktiv sind. Ich 
mache immer etwas Pathos, aber wir müssen 
von der Zukunft her denken. Wir müssen uns 
fragen, was brauchen Kirchenpflegerinnen und 
Kirchenpfleger und Ordinierte, was brauchen 
Sozialdiakoninnen, Pfarrpersonen, Katechetin-
nen in Zukunft, und was brauchen die Kirchge-
meindemitglieder in Zukunft. Kirchenpflegerin-
nen, Kirchenpfleger brauchen funktionierende 
Strukturen und eine finanzielle Basis, die ihnen 
Handlungsspielraum gibt. Ordinierte brauchen 
attraktive Stellen. Katechetinnen – das kommt 
ins Rollen – brauchen anständige Pensen in 
einer, maximal zwei Kirchgemeinden. Die 
Kirchgemeindemitglieder brauchen Wahlmög-
lichkeiten, Nähe und Distanz, Frömmigkeitsstil 
uns so weiter. Und all das kann eine kleine 
Kirchgemeinde nicht bieten. Darum müssen 
wir heute die Weichen stellen – und wir mei-
nen im Kirchenrat, es ist gescheiter, wir ma-
chen einen grossen Schritt nach vorne, statt 
viele kleine Schritte. Ich gebe dem Synodeprä-
sidenten recht, der ja geschrieben hat, machen 
wir doch gleich eine einzige Kirchgemeinde. 
Viele, viele kleine Schritte führen am Ende 
dazu, dass wir jahrelang mit kleinen Fusionen 
beschäftigt sind und mit solchen Fragen, die 
die GPK stellt. Wer hat schon beansprucht, 
und wer hat noch wieviel zugute, und so wei-
ter. Das müssen wir vermeiden, wir müssen 
grosse Schritte nach vorne machen. Ich weiss, 
es gibt ja nicht ganz unberechtigt die Angst in 
diesem Zusammenhang, dass das Gemeinde-
leben vor Ort unter die Räder kommt, wenn 
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man in einer Grosskirchgemeinde ist. Das ist 
eine sehr berechtigte Frage, die wichtig zu klä-
ren ist. Ich glaube, das erlebt man in Kirchge-
meinden, die bereits fusioniert haben oder am 
Fusionieren sind. Was nach der Fusion 
kommt, dort fängt die Arbeit erst an, dass die 
Kirche vor Ort wirklich noch stattfindet, aber 
Behördenarbeit und Verwaltung zusammenge-
schlossen sind. Wenn man Angst hat, man 
komme unter die Räder. Da sage ich jeweils, 
wenn man allein bleibt, ist das Risiko noch hö-
her, dass es unter die Räder kommt. Wir müs-
sen zusammengehen und ganz sorgfältig da-
ran arbeiten, was danach passiert. Es gibt 
möglicherweise grössere Kirchgemeinden un-
ter uns, die sagen, bei uns geht es noch, wir 
haben es nicht nötig. Wir sehen, dass wir es 
auch noch die nächsten 15 bis 20 Jahre allein 
machen könnten. Aber Kirche hat auch auf or-
ganisationaler Ebene mit Solidarität zu tun. Wir 
sind gemeinsam Kirche im Aargau, nicht jede 
und jeder für sich. Denken Sie regional über 
die Gemeindegrenzen hinaus! Entdecken Sie 
die Chancen, die sich dadurch eröffnen, dass 
nicht jede und jeder für sich schaut. Die Immo-
bilien, die bleiben. Deshalb haben Sie vorhin 
abgestimmt, und ich danke Ihnen von Herzen, 
dass Sie uns mit so grossem Vertrauen den 
Auftrag gegeben haben. Da haben wir eine 
wichtige Aufgabe, und das ist ein Hindernis, 
das uns an der Entwicklung hindert, wenn wir 
einen Klotz am Bein haben mit Immobilien. 
Aber wenn wir vorausschauend handeln, müs-
sen wir in den Kirchgemeinden in Menschen 
investieren und nicht in Mauern, darum diese 
Lösung. Ich höre andere sagen, der Kirchenrat 
in der Reform beschäftigt sich nur mit Struktu-
ren und Finanzen und macht eine theologie-
freie Reform. Da entgegne ich: Ja und nein, 
wir müssen uns mit den Strukturen befassen, 
damit wir in Zukunft noch theologisch fundiert 
und gut Kirche sein können. Also das eine tun 
und das andere nicht lassen! Deshalb Struktu-
ren schaffen, die das Kirche-Sein in Zukunft 
ermöglichen, und darum, geschätzte Syno-
dale, hoffe ich sehr, dass Sie dem Antrag des 
Kirchenrats zustimmen. Gezwungen wird im 
Aargau ja nach wie vor niemand; es wird keine 
Kirchgemeinde zur Fusion gezwungen. Wir 
möchten Anreize setzen. Und zu den Fragen 
der GPK. Ich habe fleissig mitgeschrieben. Ich 
hoffe, ich habe alles ungefähr mitbekommen. 
Vier Kirchgemeinden fusionieren, und es bleibt 
Geld übrig. Kann man den Restbetrag wieder 
beanspruchen, wenn man wieder fusioniert, 

habe ich das richtig verstanden? Dies beant-
wortet vielleicht auch andere Fragen, das Geld 
geht ja nicht an die Kirchgemeinden, sondern 
wie Sie gelesen haben, es geht in den Fusi-
onsprozess gegen Belege. Der Kirchenrat be-
urteilt und ist natürlich im Gespräch mit diesen 
Gemeinden. Ist nun der Restbetrag für die Be-
gleitung einer Fusion von vier Kirchgemein-
den? Das ist aufwändig, und damit man die 
Nacharbeit gut leisten kann, ist es möglicher-
weise sinnvoll, wenn man sich begleiten lässt. 
Wenn dort Kosten entstehen, wird der Kirchen-
rat sicher nicht nein sagen, wenn man das 
Geld in Anspruch nimmt. Wenn eine Ge-
meinde aussteigt? Falls die Kirchenpflege von 
der Kirchgemeindeversammlung den Auftrag 
erhält, in den Prozess zu gehen, dann hat man 
potenziell 25'000 Franken zugute. Wenn eine 
Gemeinde aussteigt, was passiert dann quasi 
mit dem Restbetrag? Erhält die Gemeinde wie-
der Geld, wenn sie in Zukunft in einen Fusi-
onsprozess hineingeht? Ich glaube, da hätten 
wir ganz viel Druckerschwärze gebraucht, um 
all diese Fälle durchzudenken und zu regle-
mentieren. Ich bin nach wie vor der Meinung, 
es ist besser, wenn wir sagen, wir beurteilen 
das von Fall zu Fall mit den betroffenen Kirch-
gemeinden. Wenn es sinnvoll ist für den Pro-
zess, dann wird man nicht sagen, sie haben 
jetzt schon 23'798.20 Franken bekommen, 
jetzt gibt es nur noch den Rest. Man wird 
schauen, was ist sinnvoll für den Prozess und 
auch für den Zeitraum, der verstrichen ist. 
Wenn zum Beispiel eine Kirchgemeinde für 
Fusionsprozesse einen Verkehrswert der Im-
mobilien hat schätzen lassen, dann hat das 
vielleicht 10’000 Franken gekostet für einen 
Immobilientreuhänder. Wenn diese Kirchge-
meinde aus dem Prozess aussteigt und vier 
Jahre später wieder in einen Fusionsprozess 
einsteigt, dann hat sie die 10'000 Franken im 
Prinzip schon beansprucht, und dann kann 
man schauen, es gibt sicher nicht wahnsinnig 
viel zu tun, um den Verkehrswert um vier bis 
fünf Jahre zu korrigieren. Das sind Sachen, die 
man einfach im Prozess drin beurteilen können 
muss. Was ist jetzt sinnvoll? Kann eine Ge-
meinde, die ausgestiegen ist, dann bald darauf 
schon wieder Geld beanspruchen? Mit diesem 
Beispiel versuche ich zu zeigen, dass es die-
sen Beitrag ja dann gar nicht mehr braucht. 
Dann kann man sagen, nein, ihr bekommt jetzt 
nicht mehr den ganzen Beitrag, ihr habt ja 
schon einen wichtigen Teil ausgegeben. Das 
muss man von Fall zu Fall beurteilen. Es gibt 
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sicher noch viele Fragen. Ich habe jetzt etwas 
generell geantwortet. Ich habe leider die Liste 
mit den vier Fragen von der GPK nicht erhal-
ten. Aber der Grundsatz ist der, dass das Geld 
in den Prozess geht und nicht primär in die 
einzelne Kirchgemeinde. Danke vielmals für 
die Aufmerksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Chris-
toph Weber-Berg. Ist Eintreten bestritten? 
Wenn nicht, sind wir jetzt auf das Geschäft ein-
getreten. Gibt es Wortmeldungen? – Ich er-
kläre kurz, wie ich es im Sinn habe. Wir 
schauen zuerst, ob es zur Botschaft Wortmel-
dungen gibt. Danach kommen wir zu den An-
trägen, also zu der Synopse, die es da hat mit 
den Teilrevisionen der Kirchenordnung und im 
Reglement FFZ. Wenn Ihr Anträge stellen 
wollt, stellt sie bitte mündlich und begründet 
sie. Der Antrag muss dann schriftlich beim Vi-
zepräsidenten abgegeben werden. Falls es 
mehrere Anträge sind mit gemeinsamer Stoss-
richtung, dann fasst sie gerade zusammen. 
Wir diskutieren sie dann, und jeweils am 
Schluss hat der Kirchenrat das Wort. Dann gibt 
es zu diesen einzelnen Änderungsanträgen 
Abstimmungen. Und zum Schluss stimmen wir 
dann über die Anträge des Kirchenrats ab, wo 
dann inkludiert ist, was wir vorher vielleicht im 
Reglement geändert haben. Also gibt es Wort-
meldungen zur Botschaft? Wenn nicht, kom-
men wir zur Synopse: Förderung von Zusam-
menschlüssen von Kirchgemeinden, Teilrevi-
sion der Kirchenordnung, Seite 1, Seite 2. Ro-
land Frauchiger.“ 
 
Roland Frauchiger, Kirchgemeinde Thalheim, 
für die GPK: „Die GPK findet das eine sehr 
gute Idee und auch wichtig, dass die Landes-
kirche eine rechtliche Grundlage hat, um eine 
Kirchgemeinde in finanziellen Engpässen mit 
einem Darlehen unterstützen zu können. Im 
§ 85 Absatz 2 gerade anfangs zweite Seite 
steht dies. Aber im Gespräch zwischen Kir-
chenrat und GPK hat sich dann gezeigt, dass 
der Kirchenrat natürlich nicht nur Kirchgemein-
den, die sich schon für einen Zusammen-
schluss entschieden haben, ein Darlehen ge-
ben will. Denn es kann auch andere Kirchge-
meinden geben, die in einer misslichen Situa-
tion sind. Vielleicht sogar umgekehrt; zuerst 
sind sie in einer misslichen Situation, und dann 
kommen sie zur Erkenntnis, dass sie sich zu-
sammenschliessen wollen. Um diese unnötige 
Einschränkung zu beheben, ist der Antrag, 

dass beim Absatz 2 in der ersten Zeile, wo 
heute steht, «Kann eine sich zusammen-
schliessende Kirchgemeinde…» und so weiter, 
die beiden Wörter «sich zusammenschlies-
sende» gestrichen werden. Dann steht nach-
her: «Kann eine Kirchgemeinde die betriebs-
notwendigen Auslagen nicht mehr zahlen…» 
und so weiter. Dies ist eigentlich die ursprüng-
liche Absicht des Kirchenrats. Die Frage ist, ob 
der Präsident die Streichung dieser beiden 
Wörter schriftlich möchte.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Nein danke, 
das ist gut so. Gibt es dazu Wortmeldungen? 
Christoph Weber-Berg.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Der Kirchenrat unterstützt diesen Antrag und 
ist froh, dass man das im Gespräch mit der 
GPK gemerkt hat.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gibt es wei-
tere Wortmeldungen? – Wenn nicht, können 
wir über diese Änderung abstimmen.“ 
 
 
Änderungsantrag Frauchiger 
In der Kirchenordnung im § 85 Absatz 2 sind 
die Wörter «sich zusammenschliessende» zu 
streichen. 
 
Abstimmung 
Der Änderungsantrag wird einstimmig be-
schlossen. 
 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
Die Synode beschliesst die Teilrevision der 
Kirchenordnung, die Teilrevision des Regle-
ments über den Finanzausgleich, das Regle-
ment des Fonds zur Förderung von Zusam-
menschlüssen. Mit der Änderung, die gerade 
beschlossen wurde. 
 
Abstimmung 
Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Die Synode entnimmt 750’000 Franken aus 
dem Finanzausgleichsfonds und speist damit 
den Fonds zur Förderung von Zusammen-
schlüssen. 
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Abstimmung 
Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
 
Antrag 3 Kirchenrat 
Die Änderungen treten am 1. Oktober 2025 in 
Kraft. 
 
Abstimmung 
Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
 
Schlussabstimmung 
Die Synode stimmt den Anträgen des Kirchen-
rats ohne Gegenstimme zu. 
 
 
 
2025-0080 R1.0 
 
 
Gemeinsame Business-Software für die Fi-
nanz- und Personaladministration der 
Kirchgemeinden 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Das Wort für 
die GPK hat Annett Wege.“ 
 
Annett Wege, Kirchgemeinde Seengen, für die 
GPK: „Geschätzter Herr Synodepräsident, ge-
schätzter Kirchenrat, liebe Synodale.  
Wie in den Unterlagen zu Traktandum 9 aus-
geführt, schlägt der Kirchenrat vor, die Bera-
tung der Kirchgemeinden in Finanz- und Per-
sonalfragen künftig verbindlich dem Dienstleis-
tungszentrum (DLZ) zuzuweisen. Gleichzeitig 
sollen die Kapazitäten und Kompetenzen in 
der Personaladministration damit zentral ge-
stärkt werden. Dazu ist vorgesehen, dass alle 
Kirchgemeinden ab dem Rechnungsjahr 2028 
verbindlich dieselbe Business-Softwarelösung 
nutzen, Abacus, eine sehr erprobte Software in 
der Schweiz. Die dafür anfallenden Leistungen 
sollen den Kirchgemeinden zu kostendecken-
den Preisen in Rechnung gestellt werden. Die 
Projektkosten von 245’000 Franken trägt die 
Landeskirche und wird aus den Rückstellun-
gen Liegenschaften Infrastruktur entnommen. 
Die Begründung für diesen Vorschlag liegt in 
der zunehmenden Belastung der Kirchenpfle-
gen, insbesondere in der Personaladministra-
tion und -abrechnung. Diese Aufgaben erfor-
dern spezifisches Fachwissen, führen aber 
häufig zu Überforderung, hoher Fluktuation 

und damit verbundenem Wissensverlust, ge-
rade in kleineren Kirchgemeinden. Die Rekru-
tierung neuer Kirchenpflegerinnen und -pfleger 
wird dadurch erschwert. Die vorgeschlagene 
Zentralisierung und Vereinheitlichung der ad-
ministrativen Aufgaben ergänzt das bisher be-
stehende Angebot des landeskirchlichen 
Dienstleistungszentrums (DLZ), das heute für 
viele Kirchgemeinden bereits Aufgaben im Fi-
nanzbereich übernimmt. Das DLZ arbeitet be-
reits erfolgreich mit der Software Abacus – ei-
ner in der Schweiz weit verbreiteten, bewähr-
ten und sicheren Lösung. Abacus deckt so-
wohl den Finanz- als auch den Personalbe-
reich zuverlässig ab und erfüllt die geltenden 
Anforderungen an Datenschutz und Datensi-
cherheit. Dokumente werden direkt in der Soft-
ware abgelegt und können jederzeit über ein 
gesichertes Zugriffssystem abgerufen werden. 
Zum Beispiel können die Mitarbeitenden direkt 
über MyAbacus auf ihre Daten (Arbeitszeit, Ur-
laubsanträge etc.) zugreifen. Wichtig ist zu 
wissen: Die Daten werden auf Servern in der 
Schweiz gespeichert, was zusätzliche Sicher-
heit garantiert. Die verpflichtende Einführung 
von Abacus und die damit verbundene Aufhe-
bung der bisherigen Wahlfreiheit bei der Soft-
warewahl ermöglichen eine Vereinheitlichung 
von Prozessen und Kostenstrukturen. Die 
Kirchgemeinden profitieren von standardisier-
ten, zentralisierten Abläufen, tieferen Kosten 
gegenüber Einzellösungen und einem effizien-
teren Ressourceneinsatz. Datenschutz und IT-
Sicherheit sind durch den professionellen Be-
trieb gewährleistet. Die GPK empfiehlt einstim-
mig, auf das Traktandum einzutreten und dem 
Antrag des Kirchenrates zuzustimmen. Vielen 
Dank.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke schön, 
Annett Wege. Für den Kirchenrat spricht Beat 
Maurer.“ 
 
Beat Maurer, Kirchenrat: „Geschätzter Syno-
depräsident, geschätzte Synodale. Dem Kir-
chenrat ist bewusst, dass man mit der vorlie-
genden Vorlage in die Autonomie der Kirchge-
meinden eingreift, und dies vielleicht stärker, 
als wir uns bis jetzt gewohnt sind. Wir sind 
aber überzeugt, wenn das mit dieser Business-
Software wirklich zum Fliegen kommen und er-
folgreich werden soll, dann braucht es Beteili-
gung von allen Kirchgemeinden. Einzelne Lö-
sungen machen wenig Sinn. Darum nehmen 
wir das auch auf uns. Wie sind wir überhaupt 
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auf diese Vorlage gekommen? Es ist nicht ein-
fach etwas, das wir im Kirchenrat erfunden ha-
ben, sondern es ist ein Anliegen, das aus den 
Mitreden-Anlässen, die wir im Rahmen der Kir-
chenreform durchgeführt haben, gekommen 
ist, dass man in administrativen Sachen Ent-
lastung haben will. Entlastung kann es brin-
gen, wenn wir gemeinsam mit der gleichen 
Software arbeiten und die gleichen Standards 
haben. Die Kirchgemeinden sind weiterhin frei 
zu entscheiden, ob sie die Arbeit selber ma-
chen oder ob sie sie dem DLZ abgeben. Aber 
ich glaube, zur Beurteilung dieses Antrags 
müssten wir uns nochmals bewusst machen, 
was die Vorteile dieser Lösung sind. Sie sind 
ja auch in der Vorlage beschrieben, aber es ist 
trotzdem sinnvoll, es sich nochmals vor Augen 
zu führen. Mit der integrierten Personaladmi-
nistration wird das Erstellen von Anstellungs-
verfügungen vereinfacht und vereinheitlicht. 
Davon erhoffen wir uns, dass für die Kirchge-
meinden auch mehr Sicherheit besteht, dass 
es weniger Anfragen um Unterstützung 
braucht bei den Gemeindediensten und auch 
weniger Fehler auftreten, die zu Unstimmigkei-
ten führen können. Weiter wird auch verein-
facht, dass, wenn wir die Anstellungsverfügun-
gen ausgefüllt haben, die Daten quasi automa-
tisch in die Lohnbuchhaltung übernommen 
werden können. Auch das ist eine Vereinfa-
chung der Arbeit. Die Datensicherheit – das 
haben wir auch schon gehört – ist gewährleis-
tet. Die Daten sind zentral abgespeichert. Man 
muss nichts mehr per Mail herumschicken und 
irgendwo Datenspuren im Internet hinterlas-
sen, sondern die Leute, die auf Daten Zugriff 
haben müssen, die bekommen den Zugriff. 
Eine weitere Lösung der Vereinheitlichung be-
steht aus unserer Sicht auch bei den Stellver-
tretungsmöglichkeiten. Was macht ihre Kirch-
gemeinde, wenn die Person, die die Lohn-
buchhaltung macht, mal krank ist? Gibt es 
dann in dem Moment oder in diesem Monat 
keinen Lohn mehr? Da braucht es Lösungen, 
und die kann man zum Beispiel haben, indem 
man mit dem DLZ eine Vereinbarung macht. 
Dadurch, dass sie das Programm kennen, 
können sie die Vertretung übernehmen – das 
geht mit wenig Aufwand. Auch Kirchgemein-
den untereinander haben die Chance, sich ge-
genseitig zu vertreten, weil man Kenntnis hat 
und weiss, wie es bei den anderen läuft. Auch 
da sehen wir eine Vereinfachung dahinter. 
Schlussendlich auch eine Vereinfachung, 
wenn sich Kirchgemeinden 

zusammenschliessen. Dann ist zumindest mal, 
was den Finanz- und Anstellungspersonalbe-
reich betrifft, eine Einheit da. Man muss diesen 
Teil dann nicht neu regeln, sondern nur be-
stimmen, wie man damit umgeht. Eine gemein-
same Softwarelösung vereinfacht schlussend-
lich die Zusammenarbeit unter den Kirchge-
meinden, abhängig von den Bedürfnissen, die 
die Kirchgemeinden haben. Denn die geord-
nete Datenstruktur, die Abacus bietet, hilft 
auch bei Wechsel. Bei Wechsel in der Kirchen-
pflege im Bereich Personal, zum Beispiel, aber 
auch bei Wechsel in der Administration, die die 
Kirchgemeinden führen. Denn die Daten sind 
zentral abgespeichert, und man muss einfach 
einen neuen Zugang schaffen, den Zugriff klä-
ren. und dann sind die Daten für die nachfol-
gende Person einsehbar. Man muss einander 
nicht mühsam Dokumente auf einem USB-
Stick oder wie auch immer überreichen. Und 
der letzte Punkt ist auch die fachliche Unter-
stützung durch das DLZ, die durch die Verein-
heitlichung einfacher angeboten werden kann. 
Das DLZ selber baut in den nächsten Monaten 
das nötige Know-How auf – oder hat es in der 
Vergangenheit schon aufgebaut – und kann, 
was Abacus betrifft, kompetent beraten. In den 
Vordiskussionen zu dieser Synode ist die Be-
fürchtung aufgekommen, dass Abacus und die 
Lösung von der gemeinsamen Software, die 
wir da vorschlagen, zur Kontrolle missbraucht 
werden könnte. Da ist es uns wichtig zu sagen, 
das soll nicht so sein. Abacus ist nicht ein Kon-
trollorgan oder ein Überwachungstool, sondern 
Abacus ist ein Tool, das unterstützen soll in 
der täglichen Arbeit. Es ist klar, dass das DLZ, 
weil es mit dem Aufbau des Netzwerks beauf-
tragt wird, dann auch das Netzwerk unterhal-
ten und weiterführen muss, es einen speziellen 
Status, eine sogenannte Superuserfunktion 
haben muss, die es auch braucht. Zum Bei-
spiel müssen sie bei einer Kirchgemeinde hin-
einschauen können, wenn irgendwo techni-
sche Probleme entstehen. Aber es soll wirklich 
nur dazu genutzt werden, Probleme zu lösen, 
damit die Anwendung in der Kirchgemeinde 
sauber läuft, und nicht zur Kontrolle. Die An-
stellungshoheit bleibt auch mit dem neuen 
System weiterhin bei den Kirchgemeinden. 
Über die Projektkosten haben wir schon genug 
gehört. Ich glaube, sie sind klar aufgeführt, 
was drin ist und was es braucht. Dass es dann 
später Kosten für die Kirchgemeinden gibt, ist 
klar. Auch da ist im Vorfeld die berechtigte 
Frage gekommen. Ja, was heisst denn das 
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schlussendlich jetzt für meine eigene Kirchge-
meinde? Wenn wir das einführen, was kostet 
das? Es ist nicht gratis, aber es ist auch 
schwierig, jetzt eine konkrete Antwort zu ge-
ben, und darum bitte ich um Verständnis, dass 
man mit dem Betrag von 30 Rappen pro Mit-
glied, der als Grundwert angegeben ist, hoch-
rechnet, was das für die eigene Kirchgemeinde 
heisst. Die definitiven Zahlen sind am Schluss 
auch abhängig vom Umfang der Rechnung ei-
ner Kirchgemeinde und der Zahl der Angestell-
ten, die mit dieser Personalsoftware verwaltet 
werden. Das sind Faktoren, die das beeinflus-
sen, und darum muss man, wenn man eine 
klare und saubere Antwort geben will, dies von 
Kirchgemeinde zu Kirchgemeinde einzeln se-
riös prüfen. Es macht nicht viel Sinn, wenn 
man das schon im Vorfeld macht, wenn ja 
noch nicht einmal entschieden ist, ob es über-
haupt eingeführt wird. Die Idee, dass wir die 
Personaladministration und Finanzbuchhaltung 
mit Abacus machen wollen, ist nicht einfach so 
entstanden, sondern wir sehen es hier hinter 
mir auf der eingeblendeten Folie. Es ist Fakt, 
dass bereits 31 Kirchgemeinden im DLZ sind 
und die Buchhaltung auf Abacus haben. Für 
sie bedeutet das, was wir da beschliessen, 
keine Veränderung. Eine zusätzliche Kirchge-
meinde ist in Vorbereitung, dann wären es 
schon 32. Es gibt auch bereits 10 Kirchge-
meinden, die Abacus selbstständig nutzen und 
ihre Erfahrungen sammeln, und auch für diese 
Kirchgemeinden ist die Umstellung, die wir hier 
beantragen, nichts Neues und auch keine 
grosse Sache. Also wir haben schon über die 
Hälfte, konkret 42 Kirchgemeinden, die mit an 
Bord sind und das mittragen. Dieser Aspekt 
hat unter anderem auch dazu geführt, dass 
man sich für die Software Abacus entschieden 
hat. Ja, bei der Beurteilung dieses Projekts, 
denke ich, ist es wichtig, dass wir neben den 
Kosten, die logischerweise günstiger werden, 
wenn alle mitmachen, wirklich auch auf die 
Vorteile schauen, die Abacus bietet. Wenn wir 
es alle gleich und standardisiert machen, ha-
ben wir deutlich mehr Vor- als Nachteile, wenn 
wir auf etwas Bekanntes, das man heute in der 
Kirchgemeinde führt, verzichten müssen. Wir 
vom Kirchenrat sind überzeugt, dass wir mit 
dem Antrag einen zukunftsgerichteten Lö-
sungsansatz haben, der es den Kirchgemein-
den und der Landeskirche ermöglicht, dass sie 
in den administrativen Aufgaben entlastet wer-
den. So bitten wir als Kirchenrat um Zustim-
mung zu dem Antrag.“ 

 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Beat 
Maurer. Wir kommen zum Eintreten. Ist das 
bestritten? – Ich sehe nichts, dann sind wir auf 
das Geschäft eingetreten. Es ist auch wieder 
da so, dass wir erst die Botschaft anschauen 
und dann zu Synopse kommen. Gibt es Wort-
meldungen zur Botschaft?“ 
 
Benjamin Rodrigues Weber, Kirchgemeinde 
Uerkheim: „Lieber Kirchenrat, liebe Synode. 
Wir haben von der Kirchgemeinde Aargau 
West und Süd gehört. Die Kirchenpflege Uerk-
heim teilt die Freude des Kirchenrats an 
Grossfusionen zurzeit nicht, ob sie damit zu 
optimistisch ist, wird sich zeigen. Wenig be-
geistert hat die Kirchenpflege Uerkheim von 
der Idee erfahren, dass die verpflichtende Nut-
zung einer gemeinsamen Business-Software 
für die Finanz- und Personaladministration ein-
geführt werden soll. Die Kirchenpflege der 
Kirchgemeinde Uerkheim richtet der Synode 
einen Gruss aus und bittet folgenden Antrag 
zu unterstützen, nämlich auf die Einführung 
von einer verpflichtenden Nutzung von einer 
gemeinsamen Business-Software für alle 
Kirchgemeinden zu verzichten. Folgende Er-
wägungen führen zu diesem Antrag. Es 
stimmt, dass die Zentralisierung von administ-
rativen Aufgaben gewisse Abläufe vereinfacht. 
Das ist unbestritten, aber ebenso, dass das 
nicht notwendigerweise in jedem Fall kosten-
günstiger und auch nicht unbedingt der bes-
sere Weg ist. Das zeigt sich an folgendem Bei-
spiel, nämlich der Kirchgemeinde Uerkheim. 
Seit vielen Jahren besteht eine gute Zusam-
menarbeit mit der Gemeindeverwaltung der 
politischen Gemeinde Uerkheim. Sie führt für 
unsere Kirchgemeinde seit Jahren die Buch-
haltung professionell. Die politische Gemeinde 
erbringt die Dienstleistung zu einem er-
schwinglichen Tarif. Wir zahlen Zweidrittel des 
Betrags, den uns das DLZ verrechnen würde. 
Die gute Zusammenarbeit in Sachen Finanz-
verwaltung wirkt sich zudem auch positiv auf 
die allgemeine Zusammenarbeit zwischen der 
Kirchgemeinde und der politischen Gemeinde 
aus. Der Haken? Die politische Gemeinde be-
nutzt Abacus nicht. Die Einführung von Abacus 
als verpflichtende Verwaltungssoftware würde 
für unsere Kirchgemeinde bedeuten, dass die 
Finanzadministration überdacht werden 
müsste. Es ist unklar, ob die politische Ge-
meinde uns ihre Dienstleistungen auch mit Ab-
acus weiterhin anbietet. Aktuell verfügen wir 
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über keine freiwilligen und ehrenamtlichen Mit-
arbeiter, die diese Aufgabe übernehmen wür-
den. Das heisst, man müsste jemanden ein-
stellen, eine Option wäre, das Pensum des 
Sekretariats aufzustocken, oder wir könnten 
Dienstleistungen beim DLZ in Aarau einkau-
fen, was uns aber, wie gesagt, rund 50% mehr 
Kosten generieren würde, als wir aktuell zah-
len. Auch bei einer regionalen Zusammenar-
beit sind die Kosten unklar. Fazit: Wenn die 
Vorlage zur gemeinsamen Business-Software 
von der Synode angenommen wird, dann 
schadet das in Uerkheim der bestehenden gu-
ten Zusammenarbeit mit der politischen Ge-
meinde, und in finanzieller Hinsicht hat es 
ziemlich sicher auch negative Auswirkungen. 
Wir reden natürlich nicht von astronomischen 
Beträgen, aber für die eher kleine Kirchge-
meinde Uerkheim würde es im Budget doch ei-
nen sichtbaren Unterschied machen. Ja, wir 
sind nur eine Kirchgemeinde von 74 und un-
sere Zusammenarbeit mit der politischen Ge-
meinde, unsere Grösse und unsere finanzielle 
Lage werden sich von Jahr zu Jahr schnell 
verändern, aber gerade in dieser Hinsicht ist 
es wichtig, flexibel bleiben zu können. Ein Teil 
von dieser Flexibilität ist dahin, wenn Abacus 
als verpflichtende Software eingeführt wird. 
Bereits heute nutzen rund 55% der Kirchge-
meinden Abacus, 42 Kirchgemeinden – haben 
wir gehört – das ist doch bereits eine hohe 
Auslastung, die Rahmenverträge ermöglicht. 
Die erschwinglicheren Kosten könnten ohne 
Gesetzeszwang dazu führen, dass langfristig 
die anderen 32 Kirchgemeinden sowieso nach-
ziehen. Es sei denn, es bietet sich eine kosten-
günstigere Alternative an. Es stimmt zwar, 
dass die einheitliche Business-Software nur 
ein geringer Verlust der Autonomie der einzel-
nen Kirchgemeinde ist, und doch hat die Ein-
schränkung in dem einen Punkt Folgen, die 
grösser sind als nur der Verlust des Rechts auf 
die freie Wahl einer Software. Darum plädiere 
ich in diesem Punkt für Freiwilligkeit, und mein 
Antrag lautet: Ich beantrage, dass die gemein-
same Nutzung einer Business-Software für die 
Personaladministration und die Buchhaltung 
für die Kirchgemeinden auf Freiwilligkeit be-
ruht. Die Gesetzesentwürfe seien entspre-
chend anzupassen oder wegzulassen. Danke.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Darf ich kurz 
nachfragen, damit ich es verstehe, wir haben 
ja die Anträge des Kirchenrats – «beschliesst 
die Teilrevision…» und «die Genehmigung der 

Projektkosten...» und «Die Änderungen tre-
ten… in Kraft» –, und das, was man be-
schliesst, ist die Änderung in der Kirchenord-
nung. Also nein, in der Synopse müssten wir ja 
dann entweder § 40b KO ändern. Oder dann 
musst du es zurückweisen. Du kommst nach-
her nochmals, das ist gut. Roland Schwende-
ner, du stehst schon parat.“ 
 
Roland Schwendener, Kirchgemeinde Oftrin-
gen: „Sehr verehrte Synodale, verehrter Kir-
chenrat. Ich rede im Namen der Synodalen 
von Oftringen, das heisst, zusätzlich noch von 
Judith Schreyger und Dieter Gerster. Es ist er-
freulich, dass das Dienstleistungszentrum 
(DLZ) gut läuft und auch finanziell selbsttra-
gend ist. Nebst der Finanzadministration soll 
neu auch die Personaladministration dazukom-
men, und ich bin überzeugt, dass das eine ge-
fragte Dienstleistung sein wird und ganz sicher 
ein guter Weg ist. Die geplante gemeinsame 
Business-Software wird sicher auch in diesem 
Bereich gute Dienste leisten. Es stossen im-
mer mehr Kirchgemeinden dazu, und die Fusi-
onen – da bin ich sicher – würden auch diesen 
Weg einschlagen. Wir haben diese Softwarelö-
sung mit unserer verglichen und eine Kosten-
abschätzung gemacht. Wir haben das Gefühl, 
das bringt uns nichts, kostet mehr und bringt 
weniger. Ich möchte das kurz begründen. Wir 
sind der Meinung, ein Zwang für alle Kirchge-
meinden ist gar nicht nötig. Es geht ohnehin in 
diese Richtung. Die freie Wahl ist nicht das ei-
gentliche Problem, sondern das eigentliche 
Problem ist, dass wir schlussendlich mehr be-
zahlen und weniger Möglichkeiten haben, als 
wir jetzt haben. Und wer ist bereit, für etwas 
mehr zu bezahlen, wenn er nicht mehr das 
machen kann, was er vorher machen konnte? 
Es sind zum Beispiel keine flexiblen Kontierun-
gen mehr möglich. Wir können jetzt bei ver-
schiedenen Konten einen Namen geben, wo 
für uns klar ist, was gemeint ist. Damit wird die 
Rechnung unübersichtlich. Es ist keine Kos-
tenstellen-Rechnung möglich, so wie wir uns 
das gewohnt sind, was die ganze Budgetie-
rung verkompliziert. Man hat die Befürchtung, 
dass man das zusätzlich nebenbei in einer 
Excel-Tabelle machen müsste, damit man da 
noch die Übersicht behält. Bei einer gemeinsa-
men Business-Software aller Kirchgemeinden 
muss der Datenschutz sicher eine Stufe höher 
sein – denn eine einzelne Kirchgemeinde an-
zugreifen, ist nicht so interessant wie eine 
ganze Landeskirche. Das heisst, es wird sicher 
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auch nicht billiger. Von daher sind wir die Mei-
nung, solange die Kirchgemeinden noch 
selbstständig ihre Finanz- und Personaladmi-
nistration machen, sollte kein Zwang zu einer 
unflexiblen Software stattfinden. Wieso soll 
eine Kirchgemeinde mehr Geld ausgeben für 
ein Produkt, das der Kirchgemeinde weniger 
bietet? Die Freiwilligkeit, dass man freiwillig die 
Software übernehmen kann und keine Pflicht 
hat, ist von mir aus gesehen kein Nachteil für 
das DLZ und auch kein Nachteil für die Lan-
deskirche. Also ich empfehle zu diesem Trak-
tandum 9, den unnötigen Zwang abzulehnen 
und zu den Anträgen in Traktandum 9 nein zu 
stimmen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Ro-
land Schwendener. Gibt es weitere Wortmel-
dungen aus der Synode zur Botschaft? Martin 
Richner.“ 
 
Martin Richner, Kirchgemeinde Koblenz: „Ge-
schätzter Präsident, werter Kirchenrat, liebe 
Synodale. Ich kann die Vorlage eigentlich sehr 
gut nachvollziehen, und es ist für mich ein-
leuchtend, dass, wenn man etwas vereinheitli-
chen will, es grundsätzlich besser wird. Dass 
auch einzelne Kirchgemeinde Opfer bringen 
müssen. Die Ausnahme bestätigt die Regel. 
Man wird immer einzelne finden, die vielleicht 
sagen, für uns stimmt das jetzt nicht. Solidari-
tät unter den Kirchgemeinden finde ich grund-
sätzlich gut, aber eine Frage habe ich schon 
zu den Kosten auf Seite 3. Man spricht hier 
von den Kosten. Wenn jetzt die Software Aba-
cus flächendeckend in der Reformierten Kirche 
Aargau angewendet wird, wie stark hat die 
Firma in fünf oder zehn Jahren eine marktbe-
herrschende Stellung und fährt uns irgend-
wann die Lizenzgebühren hinauf? Anders ge-
sagt, gibt es noch alternative Software auf dem 
freien Markt, die, sagen wir, in der Schweiz 
oder in Europa vorhanden ist? Oder werfen wir 
uns da einem Lieferanten an die Brust und 
sind ihm dann ausgeliefert? Das ist meine 
Frage.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Du hast dich 
noch gemeldet Rolf Arnold.“ 
 
Rolf Arnold, Kirchgemeinde Mellingen: „Ge-
schätztes Präsidium, geschätzter Kirchenrat, 
geschätzte Kolleginnen und Kollegen. Ich 
werde jetzt noch eine Wortmeldung in eine an-
dere Richtung machen. Die Kirchgemeinde 

Mellingen ist seit 2021 Kunde des DLZ im Ge-
samtumfang, das heisst mit Kreditoren, mit 
Buchhaltung, mit der Personaladministration. 
Zu den Kosten. Wir haben vorher eine langjäh-
rige Kirchengutverwalterin gehabt. In der Ver-
waltungs-Besoldungsstufe 3 mit entsprechen-
dem Pensum hat sie uns rund 80’000 Franken 
gekostet. Mit der heutigen Lösung, wo wir die 
Prozesse weitestgehend – es gibt noch Opti-
mierungsmöglichkeiten – automatisiert haben, 
haben wir das DLZ mit 40’000 Franken in der 
Rechnung, also nicht mehr Kosten. Wir müs-
sen dazu auch etwas beitragen, da die Rech-
nungen bei uns reinkommen. Für die Budgetie-
rung sind wir nach wie vor selbst zuständig. 
Das braucht Ressourcen, aber das wiegt nie-
mals die Kosten von vorher auf. Zumal es ja 
auch mit der eigenen Gutsverwalterin nicht so 
war, dass die Kirchenpflege mit dem Budget-
prozess oder dem Jahresabschluss nichts zu 
tun gehabt hätte. Auch die Mitarbeitenden wa-
ren involviert. Also da würde ich den Ball flach 
halten. Ich will aber das Augenmerk auf etwas 
anderes richten. Es wurde vorhin vom Vorred-
ner angesprochen. Es gibt eine gewisse Ab-
hängigkeit, das ist richtig. Es gibt auch andere 
Anbieter, das ist auch richtig. Aber wenn sich 
die Landeskirche für ein Produkt entschieden 
hat, dann haben sie das mit entsprechenden 
Abklärungen gemacht, eine Evaluation ge-
macht. Das kann man von Zeit zu Zeit wieder-
holen. Was mir aber viel wichtiger gewesen ist, 
als wir den Schritt zum DLZ gemacht haben, 
ist, dass man die Kirchgemeinde im Bereich, 
der die Finanzen und die Entlöhnung anbe-
langt, hat resilienter machen können. Wir sind 
nicht von einer Einzelperson abhängig, die in 
der Buchhaltung etwas vor Ort macht, sondern 
dass das auf ein Team verteilt wird, das sich 
intern gegenseitig stellvertreten kann. Das 
zweite ist: Unterschätzt den Datenschutz nicht, 
was die Personaldaten betrifft. Ich will nicht in 
den Gemeinden draussen schauen, wie die 
Personaldaten archiviert sind, in welchen 
Schränken sie herumliegen und ob sie über-
haupt wirklich vollständig weitergegeben wor-
den sind. Vom Gesetz wird teilweise eine Auf-
bewahrungsfrist von bis zu 40 Jahren vorge-
schrieben, unterschätzt dies nicht. Mit der Ein-
führung von Abacus wird im Hintergrund eine 
elektronische Personalakte geführt. Das er-
leichtert auch den Wechsel bei den Behörden, 
wenn es zu einem Wechsel kommt, dass das 
Präsidium oder das Ressort, das für das Per-
sonal zuständig ist, einen Zugang auf die 
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Personalakten bekommt. Die Verantwortung 
für die Sicherstellung des Datenschutzes be-
züglich Personaldaten wird in einem professio-
nellen Tool gemacht, wo nicht der Laie sich ins 
Datenschutzgesetz und weiss Gott, was alles, 
eindenken muss. Denkt daran, Kirchenpflegen 
sind Laienbehörden, Personal zu finden, wel-
ches das richtig kann, wird in der Zukunft nicht 
einfacher, es wird schwieriger und anspruchs-
voller. Da hat man eine Lösung, die kostet et-
was, es gilt aber wie an anderen Orten auch: 
Was nichts kostet, ist auch nichts wert. Diesen 
Punkt bitte ich euch ins Auge zu fassen. Dann 
habe ich noch eine Frage, wer von euren 
Kirchgemeinden arbeitet nicht mit Microsoft? 
Eine einzige oder zwei. Okay, also in der 
Kirchgemeinde nutzt niemand Sharepoint? 
Dort habt ihr eine Abhängigkeit. Dort habt ihr 
einen Sparringpartner, der zwar sagt, wir ha-
ben unsere Daten in Europa oder womöglich 
sogar in der Schweiz, aber das amerikanische 
Recht interessiert das nicht. Dort müsst ihr hin-
schauen, ob wir dort Lösungen haben. Dort, 
denke ich, haben wir viel die grösseren Gefah-
ren der Abhängigkeit und der Lizenzen. Die 
werden auch nicht immer billiger bei Microsoft, 
sondern die wollen auch immer mehr verkau-
fen. Darum denke ich mir, dies ist ein kompak-
tes Geschäft, das die Kirchgemeinden entlas-
ten kann. Es braucht sicher Leute, die sich im 
Austausch bei der Migration mit den Prozes-
sen auseinandersetzen. Da gibt es Gemein-
den, die Erfahrungen haben, auf die kann man 
zurückgreifen, kann man einmal fragen, wer 
macht was wie. Das kann man relativ schlank 
handhaben. Es braucht ein paar Überlegun-
gen, aber nachher entlastet es die Gemeinden. 
Ich bin fertig.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke. Zur 
Erinnerung: Die Redezeit ist auf 5 Minuten be-
grenzt; beim Kirchenrat und der GPK sind es 
10 Minuten. Ganz kurz zum Überblick: Wenn 
ich es richtig verstanden habe, hat Roland 
Schwendener vorgeschlagen, die Anträge ab-
zulehnen. Benjamin Rodrigues Weber hat vor-
geschlagen, man sollte das freiwillig machen, 
dann ist die Frage, wie man das im Reglement 
formuliert. Meine Empfehlung an euch – es ist 
eure Sache, ob ihr das macht – wäre, wenn 
das mehrheitsfähig ist, auch wenn wir heraus-
finden wollen, ob das mehrheitsfähig ist, sollte 
jemand einen Rückweisungsantrag stellen, 
dann kann man es dem Kirchenrat zurückge-
ben mit dem Auftrag, formuliert es so, dass es 

freiwillig ist. Wenn die Mehrheit dagegen ist, 
steht die Chance gut, dass man das hinterher 
so verabschieden könnte. So hätten wir die 
Klarheit, wie das aussieht mit den Mehrheits-
verhältnissen in der Synode. Aber als erstes 
möchte ich euch das Wort zurückgeben, ob es 
von euch noch Wortmeldungen gibt, und dann 
ist der Kirchenrat als nächstes dran. Dann 
würde ich vom Kirchenrat Beat Maurer oder 
Rolf Fäs das Wort erteilen.“ 
 
Rolf Fäs, Kirchenrat: „Geschätzter Synodeprä-
sident, liebe Synodale. Ich stehe da als Präsi-
dent der Betriebskommission des DLZ, in der 
ihr ja auch vertreten seid mit Urs Bärtschi und 
Caroline Mennet. Ich möchte zu einzelnen 
Punkten etwas sagen. Ich finde Kostenverglei-
che immer spannend, mir ist nicht bekannt, 
dass es irgendwo mehr Kosten oder andere 
Kosten gibt. Mir liegen keine entsprechenden 
Berechnungen vor. Aber als Finanzmann der 
Landeskirche muss ich auch sagen, dass es 
wichtig ist, dass wir die Finanzen der Landes-
kirche im Griff haben, und dort ist ein wesentli-
ches Thema die Unterstützung von Kirchge-
meinden und Kirchenpflegen. Es wird je län-
ger, je mehr Unterstützung nötig, die wir leis-
ten müssen, die auch Kosten hervorruft. Wir 
können schon einzelne Kirchgemeinden für 
sich anschauen, aber ich glaube, wir müssen 
auch die gesamte Situation anschauen mit der 
Beratungs- und Unterstützungstätigkeit der 
Gemeindeberatung. Dann das Thema Abhän-
gigkeit. Das ist so, das ist bei vielen Software-
Programmen heute so. Beim Kanton zum Bei-
spiel ist es mit SAP so, sie können gar nicht 
mehr wechseln. Es muss einen vertrauenswür-
digen Lieferanten geben, eine gute Software 
und vor allem eine Software, die weiterentwi-
ckelt wird, die nicht stehenbleibt. Sie muss 
weitverbreitet sein. Abacus verarbeitet pro Mo-
nat eine Million Lohnläufe resp. Mitarbeiter 
über die Löhne. So ist sichergestellt, dass das 
Tool nicht einfach verschwinden wird. Das ist 
unmöglich, denn es sind viel zu viele KMUs in 
der Schweiz abhängig von diesem Tool, bis 
hin zu grösseren Firmen mit 200 bis 500 Leu-
ten und mit mehreren Dutzend Millionen Um-
satz. Dann das Thema Kostenstellen-Rech-
nung, Kontopläne und so weiter. Das haben 
wir auch angeschaut, das ist klar. Dort ist 
meine Haltung wie folgt, wenn ich die Konten-
pläne aller Kirchgemeinden anschaue, dann 
neigen sie dazu, zu wachsen. Niemand redu-
ziert sie oder führt sie wieder zurück. Vielleicht 
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ist es auch gut, dass man sich auf das We-
sentliche konzentriert oder vielleicht auch eine 
andere Methodik erhält. Man muss nicht zwin-
gend auf jedem Konto nur eine Buchung ha-
ben. Man kann mehrere Buchungen auf ein 
Konto tun, also von dort her hat man eine ge-
wisse Grundflexibilität, auch bezüglich der 
Kostenstellen-Rechnung. Ich glaube, es hat 
bei uns auch Kirchgemeinden, die eine Art 
Kostenstellen-Rechnung haben. Man kann es 
ein bisschen anders gruppieren. Zum Daten-
schutz: Wir haben ja – dies wissen die meisten 
von euch – eine Prüfung in einer Kirchge-
meinde gehabt. Ich gehe davon aus, dass es 
ein Follow-up geben wird. Das war, glaube ich, 
letztes Jahr, wenn ich es richtig im Kopf habe. 
Ich hoffe, nicht bei der Landeskirche, aber wir 
sind nun darauf vorbereitet. Im Personalteil, im 
ganzen Datenaustausch, im Erfassen von Da-
ten und Versenden bis hin zum Versenden von 
Lohnabrechnungen. Dies war bisher eine Hol-
Schuld, nun kann man sie via App abrufen. Es 
war am Anfang nicht leicht, den Zugang zu fin-
den, aber es erleichtert die Arbeit doch stark. 
Vielleicht noch ein letztes Wort, was für mich 
auch immer wichtig ist, ich habe ja, dies wis-
sen die einen oder anderen von euch, auch 
noch andere Beratungsmandate. Und eines 
der grossen Themen, das wir haben, ist, dass 
verschiedene Software-Programme alt wer-
den. Dort ist eigentlich nicht einmal das Prob-
lem, dass sie alt sind oder nicht funktionieren 
würden, aber wir finden niemanden mehr, der 
sie bedienen will. Das heisst, wir haben, ich 
sage jetzt eine Europa-X-Tausend-Version, wo 
wir wissen, dass das Produkt nur noch be-
schränkt weiterentwickelt wird. Dann suchen 
wir Leute, die uns die Buchhaltung machen 
und finden einfach niemanden mehr. Bei den 
Steuern zum Beispiel ist der Fall ähnlich. Die 
Steuerbehörden arbeiten alle mit dem gleichen 
Programm, und wenn heute einer ein anderes 
Programm hat, dann ist er ein Exot und findet 
keine Leute mehr – nebenbei ist es ja sonst 
schon schwierig, Leute zu finden, die die Ar-
beit machen. So geht es für mich schlussend-
lich auch um die Attraktivität der Arbeitsstelle, 
und dort ist einfach Abacus eine der am meis-
ten betriebenen Software-Programme, die fast 
nur in der Schweiz arbeiten. Abacus ist die 
Software, von der man weiss, wie sie funktio-
niert. Viele junge Leute kennen sie, und darum 
finde ich persönlich ist es auch wichtig, dass 
wir – wenn wir eine moderne Kirche sein und 
junge Leute anziehen wollen – auch 

Arbeitsmittel zur Verfügung stellen, die sie 
kennen. Danke für die Aufmerksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Rolf 
Fäs. Es ist gerade 11:45 Uhr, da fängt eigent-
lich unsere Mittagspause an. Ich habe das Ge-
fühl, das ist vielleicht gar nicht schlecht, da 
könnt ihr beim Mittagessen noch zusammen 
diskutieren, ob es eine Rückweisung oder ei-
nen anderen Antrag geben soll, oder wie ihr 
das im Sinn habt, weiterzuführen. Das heisst, 
ich unterbreche die Sitzung bis 13:45 Uhr. Der 
Saal wird abgeschlossen; es ist wichtig, dass 
ihr das wisst. Er wird um 13:20 Uhr wieder auf-
geschlossen. Sachen, die ihr über Mittag 
braucht, unbedingt mitnehmen. Ich wünsche 
guten Appetit. Ich habe noch zwei Mitteilun-
gen. Die Evangelische Fraktion trifft sich in der 
Laterne zum Mittagessen. Der Verein Leben-
dige Kirche trifft sich am Ausgang des Gross-
ratssaals, und ihr geht dann gemeinsam zu 
den Heimgärten Aarau. Von den anderen 
Fraktionen habe ich nichts gehört.“ 
 
 
Mittagspause von 11.45 bis 13.45 Uhr 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich hoffe, ihr 
habt alle gut gespeist und seid fit für den 
Nachmittag. 
Ich kann euch noch die Kollekte vom Gottes-
dienst mitteilen. Es kamen 731.70 Franken zu-
sammen (davon 245 Franken via Twint) und 
20 Euro. Die Kollekte ist für HEKS Aargau/So-
lothurn bestimmt, danke für eure Gaben. 
Dann würde ich gerne weiterfahren. Wir sind 
bei Traktandum 9, gemeinsame Business-Soft-
ware. Wir haben bereits diverse Wortmeldun-
gen gehabt. Gibt es noch Wortmeldungen von 
eurer Seite zur Botschaft? Ja, Benjamin Rodri-
gues Weber.“ 
 
Benjamin Rodrigues Weber, Kirchgemeinde 
Uerkheim: „Die Argumente aus meiner Sicht 
habe ich gesagt. An einzelnen Gesetztestex-
ten herumzufeilen, scheint nicht zielführend zu 
sein. Es ist alles sehr hermetisch aufeinander 
aufbauend, und man würde sich nur in den 
Formulierungen verlieren. Die Überarbeitung, 
um die Benutzung einer gemeinsamen Busi-
ness Software freiwillig zu machen, würde 
beim Kirchenrat liegen, somit stelle ich jetzt ei-
nen Rückweisungsantrag.“ 
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Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ein Rückwei-
sungsantrag ist ein Ordnungsantrag, das 
heisst wir stimmen als erstes darüber ab. Gibt 
es Wortmeldung dazu? Der Kirchenrat darf na-
türlich auch noch etwas sagen. Zuerst Synode, 
dann Kirchenrat. Christoph Weber-Berg.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Geschätzter Präsident, geschätzte Synodale. 
Wir im Kirchenrat haben über Mittag ebenfalls 
diskutiert. Wir raten euch, seid entweder dafür 
oder dagegen, denn freiwillig ist es ja an sich 
jetzt schon. Man kann freiwillig beim DLZ mit-
machen, und dann ist man auf dieser Platt-
form. Man kann freiwillig Abacus einsetzen. 
Dies kann man alles freiwillig. Jetzt wäre die 
Meinung, dass die Landeskirche etwas inves-
tiert, damit nachher alle zusammen etwas ha-
ben und miteinander profitieren. Würde man 
jetzt eine Rückweisung machen, so quasi mit 
der Erwartung, der Kirchenrat soll wieder ein 
Projekt machen, aber dann freiwillig, dann 
würde man einfach Geld investieren für die, 
die jetzt entscheiden, freiwillig auf die Plattform 
zu kommen, dies macht eigentlich keinen Sinn. 
Daher raten wir nicht zu einer Rückweisung, 
sondern wenn ihr findet, das braucht es nicht, 
stimmt einfach dagegen. Aber noch mehr 
Freude haben wir, wenn ihr dafür seid. Danke 
vielmals.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gibt es wei-
tere Wortmeldungen zur Rückweisung? Sonst 
stimmen wir über die Rückweisung ab.“ 
 
 
Rückweisungsantrag 
Rückweisung an den Kirchenrat mit dem Auf-
trag eine Vorlage auszuarbeiten, die auf Frei-
willigkeit beruht. 
 
Abstimmung 
Die Rückweisung wird mit 45 Stimmen und 
73 Gegenstimmen abgelehnt. 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Das heisst, 
wir behandeln das Geschäft weiter. Ich frage 
nochmal, ob es Wortmeldungen zu der Bot-
schaft gibt. Wenn nicht, kommen wir zur Sy-
nopse, Seiten 1, 2 und 3. Dann wird es jetzt 
spannend. Wir kommen zum Antrag des Kir-
chenrats.“ 
 
 

Antrag 1 Kirchenrat 
Die Synode beschliesst die Teilrevision der 
Kirchenordnung, die Genehmigung der Pro-
jektkosten zu Lasten der Rückstellung, Liegen-
schaften, Infrastruktur. 
 
 
Abstimmung 
Der Antrag wird mit 93 Stimmen und 43 Ge-
genstimmen angenommen. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Die Änderungen treten am 1. Oktober 2025 in 
Kraft. 
 
Abstimmung 
Der Antrag wird mit einigen Gegenstimmen an-
genommen. 
 
 
Schlussabstimmung 
Mit 84 Stimmen und 41 Gegenstimmen wird 
das Geschäft als Ganzes angenommen. 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Vielleicht habt 
ihr gesehen, dass ich den Kittel ausgezogen 
habe. Das ist Tenue-Erleichterung. Wer dies 
auch möchte, ist herzlich eingeladen, weil es 
heute recht warm ist.“ 
 
 
 
2025-0081 K1.0 
 
 
Experimentierartikel. Revision von § 108 
Abs. 1 Ziff. 22 Kirchenordnung (KO, SRLA 
1.2-1) 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich gebe das 
Wort an Susanne Geissberger Brunner für die 
GPK.“ 
 
Susanne Geissberger Brunner, Kirchgemeinde 
Suhr-Hunzenschwil, für die GPK: „Geschätzter 
Synodepräsident, geschätzter Kirchenrat, liebe 
Synodale. Der sogenannte Experimentierarti-
kel ist seit 2002 in der Kirchenordnung veran-
kert. Bis jetzt mussten Experimente von der je-
weiligen Kirchgemeindeversammlung geneh-
migt werden. Der Experimentierartikel wurde 
jedoch wenig genutzt. Die Kirchenreform 26/30 
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möchte die Weiterentwicklung zukunftsgerich-
tet und auch von «unten» – von der Basis her 
– ermöglichen. Mit mehr Freiheiten soll die Mo-
tivation gesteigert werden, Neues auszupro-
bieren. Alle sollen die Möglichkeit haben, ein 
Experiment zu starten. So soll zum Beispiel 
auch eine Dekanatsleitung ein Experiment 
starten können. Grundlegend dabei ist, dass 
dies alle nur im Rahmen ihrer Kompetenzen 
machen können. Neben Experimenten gegen-
über der Kirchenordnung sollen neu auch Ex-
perimente gegenüber allen anderen Erlassen 
möglich sein. Der Kirchenrat prüft und beauf-
sichtigt die Experimente, damit alles in geord-
neten Bahnen läuft. Die GPK geht davon aus, 
dass die betroffenen Kirchgemeinden resp. 
Kirchenpflegen in geeigneter Form informiert 
werden. Die Synode wird über die bewilligten 
und durchgeführten Experimente nach deren 
Abschluss vom Kirchenrat informiert. Für die 
GPK ist es zentral, dass die gewonnenen Er-
kenntnisse bekannt gemacht werden und so-
mit andere Kirchgemeinden davon profitieren 
können. In der vorgeschlagenen Änderung des 
Experimentierartikels sieht die GPK weder 
Vor- noch Nachteile. Die GPK empfiehlt, auf 
das Traktandum einzutreten und dieses auch 
zu diskutieren.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, 
Susanne Geissberger Brunner. Für den Kir-
chenrat hat Christoph Weber-Berg das Wort.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Geschätzter Synodepräsident, liebe Syno-
dale. Die letzte grosse Kirchenreform hat im 
Jahr 2002 stattgefunden oder geendet. Schon 
damals war dem Kirchenrat bewusst, dass – 
wie wir es jetzt auch im Votum der GPK gehört 
haben – so eine Reform in der Aargauer Kir-
che von unten kommen muss, und das ist na-
türlich ein bisschen ein Paradox für den Kir-
chenrat, eine Reform von unten. Aber da ha-
ben wir eine Schraube, die wir stellen können, 
indem wir beim Experimentierartikel diese Ver-
änderung vornehmen. Wir stellen fest, dass 
der Experimentierartikel, wie wir gehört haben, 
wenig angerufen worden ist und dass er fast 
ein bisschen das bewirkt, was er eigentlich 
verhindern wollte. Er wollte nämlich dazumal 
Wildwuchs verhindern. Ja, ich sage es jetzt, 
wir haben manchmal auch ein bisschen Wild-
wuchs, weil man in den Gemeinden Lösungen 
für Probleme sucht, die man hat und dann 
sagt: Komm, jetzt machen wir. Das ist nicht 

böser Wille oder schlecht. Aber manchmal 
merkt der Kirchenrat dann, dass etwas läuft, 
was der Kirchenordnung überhaupt nicht ent-
spricht. Wir müssen dann intervenieren und 
ein bisschen die Bösen spielen – oder wir 
schauen weg und sagen: Komm, wir lassen es 
jetzt laufen. Dann kommt eine andere Interes-
sengruppe, die sagt: Hallo, warum schaut ihr 
da nicht hin? Das gibt manchmal schwierige 
Situationen. Wir wollen ermöglichen und nicht 
verhindern. Der Experimentierartikel ist eine 
Ermöglichungsbestimmung, und wenn wir ihn 
jetzt anpassen, dann muss man als Kirchen-
pflege nicht vor die Kirchgemeindeversamm-
lung, um einen Antrag stellen zu können beim 
Kirchenrat. Man kann ihn direkt stellen als Kir-
chenpflege, oder es kann eine Dekanatsleitung 
oder ein Kapitel, oder wer auch immer eine 
Idee hat, einen Antrag stellen. Ich höre ab und 
zu Bedenken, dass man dann an der Kirchen-
pflege vorbei einen Antrag stellen kann. Da 
kann ich euch beruhigen. Dies ist zwar mög-
lich, aber der Kirchenrat wird nicht hingehen 
und einen Spaltpilz säen in einer Kirchge-
meinde. Wenn ein Partikularinteresse an der 
Kirchenpflege vorbei als Experiment einge-
reicht wird und der Kirchenrat sieht, dass die 
Kirchenpflege da überhaupt nicht dahinterste-
hen kann – dass es Spannungen oder Krach in 
der Kirchgemeinde gibt –, dann wird er ein sol-
ches Experiment nicht bewilligen. Wir werden 
schauen, dass wir ins Gespräch kommen, wie 
man einen gemeinsamen Weg findet. Es soll 
ermöglichen, dass man in den Kirchgemeinden 
und in anderen Strukturen freudig, zukunftsori-
entiert und lustvoll neue Sachen ausprobieren 
kann und wir vom Kirchenrat es begleiten kön-
nen. Auch hier ist nicht gedacht, dass wir mit 
Krähenfüssen auf der Stirn und Strenge hin-
schauen, damit nichts passiert. Sondern an-
dere sollen davon profitieren, voneinander ler-
nen können. Damit wir sehen, wie sich etwas 
bewährt oder eben nicht bewährt. Es ist sehr 
schade, wenn jemand etwas Gutes auspro-
biert, und man weiss nichts davon. Etwas 
Wichtiges muss ich noch sagen: Experimente 
dienen nicht dazu, einen Zustand, der nicht zu-
kunftsfähig ist, noch etwas länger aufrechtzu-
erhalten. Manchmal sehe ich das, dass Kirch-
gemeinden Sachen an der Rechtsordnung vor-
bei ausprobieren, als Versuch, lieb Gewonne-
nes noch ein bisschen länger aufrechtzuerhal-
ten. Das ist kein Experiment. Da müssen wir 
einen anderen Weg finden. Experimente die-
nen dazu, Weichen für die Zukunft zu stellen, 
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und deshalb wollen wir den Artikel anpassen. 
Wir bitten die Synode, darauf einzutreten, und 
freuen uns, wenn ihr zustimmt.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Chris-
toph Weber-Berg. Ist Eintreten bestritten? Ich 
sehe keine Wortmeldung. Damit kommen wir 
zur Behandlung des Geschäfts. Wir schauen 
zuerst die Botschaft und danach die Synopse 
an. Gibt es zur Botschaft Wortmeldungen? Ja, 
Susanne Dietiker.“ 
 
Susanne Dietiker, Kirchgemeinde Windisch: 
„Sehr geehrter Präsident, sehr geehrter Kir-
chenrat, liebe Mitglieder der Synode. An und 
für sich befürworte oder begrüsse ich diese 
Öffnung. Ich habe jetzt ein paar Sachen über 
Kriterien gehört. Aber ich wäre trotzdem noch-
mals froh, zu hören, welche Kriterien eine Be-
willigung ermöglichen oder zu einer Ablehnung 
des Gesuchs führen? Das ist mir nicht ganz 
klar. Könnte man dazu noch etwas sagen? 
Danke.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, ich 
denke, der Kirchenrat kann das sicher. Wir 
schauen mal, ob es weitere Wortmeldungen 
gibt, dass es vielleicht mehrere Antworten 
braucht.“ 
 
Johannes Thut, Kirchgemeinde Staufberg: 
„Sehr geehrter Synodepräsident, lieber Kir-
chenrat, liebe Synodale. Der Experimentierarti-
kel weckt in mir grosse Hoffnungen für neue 
Ideen in den Kirchgemeinden. Er möge das 
Leben in den Kirchgemeinden wirklich stärken 
und diesen neuen Ideen Flügel geben. Aber 
wie soll dies geschehen? Die Kirchgemeinde-
mitglieder sollen doch bitte gefragt werden, wie 
sie das sehen, was für sie Kirche und Gemein-
schaft ist. Was bedeutet Kirche für die Men-
schen, gerade in dieser anspruchsvollen Zeit? 
Wir sind in einer anspruchsvollen Zeit in ver-
schiedenen Belangen. Es ist wie ein Damok-
lesschwert, das zum Teil über uns schwebt. 
Wir haben diese Woche von der unbezähmba-
ren Natur gehört. Wir hören immer wieder von 
Krieg und von wirtschaftlichen Herausforderun-
gen. Menschen heute haben es nicht so ein-
fach und möchten trotzdem Kirchgemeinde 
sein. Was brauchen sie in dieser Situation? Ich 
glaube, es geht nicht darum, dass Kirchge-
meinden für Menschen etwas anbieten, son-
dern dass man bei den Leuten abholt: Was be-
wegt die Leute? Wie macht man sich 

gemeinsam auf den Weg? Es braucht einen 
neuen Ansatz, nicht für die Menschen Ange-
bote zu schaffen, sondern mit den Menschen 
neue Wege in einer gemeinsamen Suchbewe-
gung zu finden, Angebote zusammen zu kreie-
ren, zu designen. Ich glaube, das würde auch 
einer Ecclesia semper reformanda sehr ent-
sprechen. Was gibt es für neue Arten von 
Zusammenkünften, Gesprächsmöglichkeiten, 
Möglichkeiten, Gemeinschaft zu erleben? Ist 
es ein Freitagsbier in der Kirche, wie ich heute 
schon gehört habe? Ist es ein Beitrag dazu, 
dass Menschen länger in ihrer gewohnten Um-
gebung bleiben können? Wie können Asylsu-
chende besser integriert werden, so dass das 
Zusammenleben gefreut ist? Wie können Fa-
milien unterstützt werden? Vielleicht durch den 
Unterricht, durch die Jungschi, weil Eltern so 
einen Moment frei haben? Zeit, um durchzuat-
men! Was wünschen sich Menschen auch hin-
sichtlich des Gottesdiensts? Wie können Men-
schen erleben, dass ein Gottesdienst ihr Got-
tesdienst wird, weil sie ein Teil davon und ein-
gebunden sind? Menschen sollen mitdenken 
und mitgestalten können. Sie wollen nicht ein-
fach etwas vorgesetzt bekommen. Ich wün-
sche mir hier von der Landeskirche noch mehr 
Engagement und Unterstützung in der Bezie-
hung zu den Kirchgemeinden. Möge der Expe-
rimentierartikel in den Kirchgemeinden eine 
Veränderung bringen, so dass das «Wie ge-
stalten wir Kirche?» in den Kirchgemeinden 
neuen Schwung gibt. Mögen die Liebe und 
Gemeinschaft, wie sie uns Jesus vorgelebt 
hat, die Kirchgemeinden prägen für eine nach-
haltige und – wie wir von Christoph Weber-
Berg vorher gehört haben – basisorientierte 
Zukunft. Ich wünsche dem Kirchenrat viele An-
träge. Er soll viel Arbeit haben, und ich wün-
sche ihm ein gutes Augenmass beim Entschei-
den über diese Anträge. Ich danke Ihnen für 
die Aufmerksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, gibt es 
weitere Wortmeldungen? Raphael Sommerhal-
der.“ 
 
Raphael Sommerhalder, Kirchgemeinde Gräni-
chen: „Geschätztes Präsidium, lieber Kirchen-
rat, liebe Synodale, ich habe vor allem eine 
Frage. Auf Seite 2 lesen wir unter Punkt 2, In-
halte und Ziele, dass auf jeden Fall Experi-
mente, bei denen Arbeitnehmerrechte ausser 
Kraft gesetzt werden könnten, ausgeschlossen 
sind. Meine Frage ist: Inwiefern ist das in 
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jedem Fall ausgeschlossen, um das transpa-
rent zu machen? Ich bin im Vorstand des 
Pfarrkapitels und habe ein bisschen «Gewerk-
schafterstatus». Das darf man auch mal so sa-
gen. Jetzt ist meine Frage, inwiefern ist das 
ausgeschlossen? Bis jetzt wäre es ja rechtlich 
ausgeschlossen, weil man mit einem Experi-
ment nicht beispielsweise vom DLD abweichen 
dürfte, sondern nur von der Kirchenordnung. 
Klar, neu wäre das mit dem Experimentierarti-
kel abgebildet. Aber vielleicht gibt es ja einen 
Artikel, der das in unserem Recht tatsächlich 
ausschliesst, oder hat das den Status eines 
Versprechens, das jetzt da ist, aber womit wir 
uns in 20 Jahren nichts kaufen können? Ein-
fach eine Frage.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, 
Raphael Sommerhalder. Gibt es noch weitere 
Wortmeldungen, wenn nicht, würde ich dem 
Kirchenrat das Wort geben. Christoph Weber-
Berg.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Zuerst zur Frage von Susanne Dietiker nach 
den Kriterien. Es ist natürlich schwierig, dies 
so ganz allgemein zu sagen, aber ich habe mir 
vorher drei Punkte dazu aufgeschrieben; viel-
leicht kommt mir dann noch einer in den Sinn. 
Etwas, das im Rahmen der Reform sowieso 
auf dem Radar ist, oder wenn wir jetzt zum 
Beispiel sagen, interprofessionelle Teams sind 
ein Thema: Wenn man in einer Kirchgemeinde 
Mühe hat, eine Stelle – Pfarramt oder Sozialdi-
akonie – zu besetzen, und sich fragt, wie ge-
stalten wir so ein Team, und in diesem Bereich 
ein Experiment machen will, dann rennt die 
Kirchgemeinde bei uns offene Türen ein. Das 
Experiment darf natürlich nicht übergeordnetes 
Recht verletzen, und das geht jetzt wieder in 
die Richtung von dem, was Raphael Sommer-
halder gefragt hat. Experimente dürfen nicht 
die Rechte von Angestellten beschneiden. Das 
heisst, bei Sachen, die im DLD, DLM oder 
DLR oder wo auch immer geregelt sind, kann 
man allenfalls, wenn in dieser Gemeinde alle 
einverstanden sind, ein Experiment bezogen 
auf dieses Reglement machen. Hingegen kann 
man aber nicht Bestimmungen, die in anderen 
Paragraphen des Reglements Rechte von Mit-
arbeitenden schützen, einfach über den Hau-
fen werfen, das ist klar. Man kann auch nicht, 
wenn man in Bezug auf einen Artikel des Per-
sonalreglements etwas ausprobieren möchte, 
noch beiläufig die Kirchenordnung verletzen 

und schon gar nicht eine staatliche Gesetzge-
bung oder die Verfassung. Man kann immer 
nur ein Experiment im Radius der Kompeten-
zen, die man selbst hat, machen. Das ist auch 
im Votum der GPK gesagt worden. Ich glaube, 
ihr habt mich verstanden. Man kann nicht die 
Rechte von anderen beschneiden, indem man 
selbst etwas ausprobiert. Meine Freiheit hat 
eine Grenze an der Freiheit des anderen, auch 
wenn man ein Experiment macht. Wieder zu-
rück zu den Kriterien: Ein Experiment muss zu-
kunftsgerichtet sein, es muss ein Problem lö-
sen, das wir heute haben. Eine neue Lösung 
für ein Problem, das wir neu haben, oder für 
ein Problem, das wir schon lange haben, oder 
welches wir in der Zukunft sehen. Es muss 
sich eine Lösung abzeichnen. Es kann aber 
auch sein, dass man mit einem Experiment 
scheitert. Das muss auch gesagt sein, es kann 
sein, dass man etwas ausprobiert und merkt: 
Wir haben gehofft, es geht, aber es geht doch 
nicht. Zuletzt das Negativkriterium: Es darf 
nicht Strukturen erhalten, wo man sieht, dass 
sie sich eigentlich nicht mehr bewähren, und 
versucht, damit die Kurve zu kriegen. Es muss 
multiplizierbar sein, wir werden nicht Experi-
mente bewilligen, die eine Sonderlösung für 
eine einzige Kirchgemeinde sind. Es muss et-
was sein, wovon andere auch profitieren kön-
nen. Das sind die Kriterien, die mir jetzt auf die 
Schnelle eingefallen sind. Aber das sind ja 
auch immer Sachen, die wir im Dialog mit der 
antragstellenden Kirchgemeinde anschauen. 
Wir sind transparent, und es wird keine Will-
kürentscheide geben.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, gibt es 
weitere Wortmeldungen zur Botschaft. Wenn 
nicht, kommen wir zur Synopse. Da ist eigent-
lich nur Seite 5 interessant. Gibt es da Anträge 
oder Wortmeldungen? Wenn nicht, können wir 
zur Abstimmung kommen. Wir haben zwei An-
träge.“ 
 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
Die Synode beschliesst die Teilrevision der 
Kirchenordnung (KO, SRLA 1.2-1). 
 
Abstimmung 
Der Antrag wird mit zwei Gegenstimmen ange-
nommen. 
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Antrag 2 Kirchenrat 
Die Änderung tritt am 1. Oktober 2025 in Kraft. 
 
Abstimmung 
Der Antrag wird mit zwei Gegenstimmen ange-
nommen. 
 
 
Schlussabstimmung 
Die Anträge werden mit zwei Gegenstimmen 
angenommen. 
 
 
 
2025-0082 W1.0 
 
 
Revision Gesamterneuerungswahlen in den 
Kirchgemeinden. Stille Wahlen 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Für die GPK 
spricht Christian Vogt.“ 
 
Christian Vogt, Kirchgemeinde Frick, für die 
GPK: „Sehr geehrter Präsident, geschätzter 
Kirchenrat, liebe Synodale. Alle vier Jahre wie-
der kommt die Urnenwahl auf die Kirchge-
meinde zu. Alle vier Jahre ein grosser Auf-
wand an Arbeitszeit und Finanzen. Alle vier 
Jahre wieder ein Resultat, das in praktisch al-
len Kirchgemeinden vorhersehbar ist. Zum ei-
nen, weil man mit der Arbeit der Ordinierten 
zufrieden ist, und zum anderen, weil man in 
vielen Gemeinden froh ist, wenn überhaupt 
Kandidatinnen und Kandidaten gefunden wer-
den für die diversen Ämter. Die Belastung 
durch dieses vierjährlich wiederkommende Ri-
tual der Wahlen möchte der Kirchenrat auf-
grund der Rückmeldungen im Rahmen der Kir-
chenreform 26/30 für die Kirchgemeinden ver-
ringern. Er nimmt also mit dieser Vorlage ein 
Anliegen auf, das im folgenden Prinzip be-
steht: So viel stille Wahlen wie möglich, ohne 
den Grundsatz der Urnenwahl aufzuweichen. 
Was ändert sich konkret? Die stille Wahl soll 
neu bereits im ersten Wahlgang möglich sein. 
Die RPK soll neu ebenfalls an der Urne ge-
wählt werden. Kirchgemeinden, die vielleicht 
Mühe haben, die RPK zu besetzen, oder die 
das Gefühl haben, sie hätten zu wenig Fach-
wissen unter den Mitgliedern, sollen neu die 
Möglichkeit haben, eine Revisionsstelle einzu-
setzen. Nur noch die Stellenprozente der ordi-
nierten Dienste werden durch die Kirch-

gemeindeversammlung festgelegt. Bei den üb-
rigen Angestellten ist die Kirchenpflege frei be-
ziehungsweise nimmt die Kirchgemeindever-
sammlung über das Budget Einfluss. In Bezug 
auf die Katechetinnen und Katecheten, deren 
Pensen ja meistens Jahr für Jahr auf die effek-
tiven Bedürfnisse angepasst werden, wird dies 
ja bereits gelebt. Der Wahltermin wird neu ein-
heitlich festgelegt. Sollte nach der Wahl eine 
Kirchenpflege nicht beschlussfähig sein, so hat 
der Kirchenrat neu mehr Spielraum, um die 
Einsetzung eines Kuratoriums hinauszuzö-
gern. Auch die Wahl der Ordinierten, also So-
zialdiakon/-innen und Pfarrer/-innen, erfolgt 
still – sofern sie von der Kirchenpflege zur 
Wahl vorgeschlagen sind und nicht 5% oder 
wenigstens 20 Stimmberechtigte eine Wahl an 
Urne verlangen. Aus Sicht der GPK erfüllt der 
Kirchenrat mit dieser Vorlage das Anliegen ei-
ner Vereinfachung der Wahlen, wie sie im Pro-
zess 26/30 gefordert wurden. Die GPK bedau-
ert, dass die Regelung keine Möglichkeit vor-
sieht, dass eine Kirchgemeindeversammlung 
oder eine Kirchgemeinde freiwillig auf die stille 
Wahl im ersten Wahlgang verzichten kann, 
also die Leute zur Urne zwingt. Trotz dieses 
Bedauerns empfiehlt die GPK, auf das Ge-
schäft einzutreten, und freut sich auf die rege 
Diskussion der Synode. In diesem Moment 
noch etwas darüber hinaus: Bitte denken Sie 
daran, Sie können diesem Vorschlag nicht nur 
zustimmen oder ihn ablehnen. Auch Ände-
rungsanträge können eingebracht werden. Ja, 
es kann sinnvoll sein – gerade, wenn es viele 
Änderungsanträge gibt –, auch einen Rückwei-
sungsantrag zu stellen, um mehr Zeit für eine 
allfällige Überarbeitung der Vorlage zu geben. 
Besten Dank für die Aufmerksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Chris-
tian Vogt. Für den Kirchenrat spricht Catherine 
Berger.“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Lieber Syno-
depräsident, liebe Synodale. Christian Vogt hat 
es gesagt, wir sind schon wieder im dritten 
Jahr einer vierjährigen Amtsperiode, und die 
Gesamterneuerungswahlen für die Amtsperi-
ode 2027 bis 2030 stehen vor der Tür. Für die 
Gesamterneuerungswahlen gibt es Regeln, sie 
sind Teil unserer rechtsstaatlichen Verfasst-
heit, und sie garantieren faire, demokratische 
Wahlen – was heutzutage nicht mehr überall 
selbstverständlich ist. Diese Regeln befinden 
sich bei uns in der Kirchenordnung und im 
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Reglement über Wahlen und Abstimmungen 
an der Urne in den Kirchgemeinden. Für die 
Gesamterneuerungswahlen an der Urne sind 
viele Formalien zu beachten, vor allem Fristen 
im Zusammenhang mit der Publikation von 
Wahlterminen und Wahlvorschlägen und mit 
der Anmeldung von möglichen Kandidatinnen 
und Kandidaten für die Kirchenpflege. Dazu 
sind Stimmcouverts vorzubereiten, zu drucken 
und zu versenden, Urnen aufzustellen und 
Stimmen zu zählen. Aber das alles kennen Sie 
in den Kirchgemeinden bestens. In Zeiten von 
Gesamterneuerungswahlen werden die Kirch-
gemeinden regelmässig auch sehr intensiv 
durch die Landeskirchlichen Dienste unter-
stützt. Ich denke da an das Team von David 
Lentzsch, an Marc Zöllner und Isabelle Cher-
vet. Im Rahmen unserer Kirchenreform hat 
sich ein wichtiger Grundsatz klar herauskristal-
lisiert, und das habe ich auch so verstanden 
von der GPK: So viele Regeln, wie nötig, und 
nicht so viele Regeln, wie möglich. Was heisst 
dies ganz konkret in den Anwendungsfällen, 
wo wir uns bewegen? Bei jeder Revision unse-
rer Regeln wird geprüft: Ist diese Regel wirk-
lich nötig? Was verlieren wir, wenn wir sie 
weglassen? Gewinnen wir etwas: mehr Zeit, 
mehr finanzielle Ressourcen, mehr Spielraum? 
Letztlich sind Pro und Contra für eine Regelre-
duktion immer gegeneinander abzuwiegen. 
Der Kirchenrat hat die Regeln für die Ge-
samterneuerungswahlen vor diesem Hinter-
grund revidiert und legt sie Ihnen heute zur Ab-
stimmung vor. Wir sind froh um Ihre Meinung 
dazu. Was den Inhalt betrifft, hat mein Vorred-
ner bereits Stellung genommen, und ich 
möchte nicht mehr allzu viel dazu sagen. Viel-
leicht das Wichtigste ist die Einführung von stil-
len Wahlen bereits im ersten Wahlgang. Das 
gilt grundsätzlich für alle Ämter: für Synodale, 
Kirchenpflegerinnen, Kirchenpfleger, Kirchen-
pflegepräsidien und auch die Ordinierten und 
zudem die Rechnungsprüfungskommission. 
Mit einer Ausnahme, das ist auch schon ange-
deutet worden, bei den ordinierten Diensten 
können 5% der Stimmberechtigten eine Urnen-
wahl verlangen, auch wenn nur so viele Ordi-
nierte vorgeschlagen werden, wie Stellen zu 
vergeben sind. Das ist der Unterschied zu der 
Kirchenpflege. Wieso dieser Unterschied? Das 
hat einen praktischen Grund: Wenn die Stimm-
berechtigten – jetzt kommen wir ins Detail, das 
ist etwas mühsam, uns aber wichtig – bei den 
Ehrenamtlichen eine Urnenwahl verlangen, 
wenn gleich viele oder weniger Kandidierende 

angemeldet sind, dann ist es sehr wahrschein-
lich, dass alle Kandidierenden gewählt werden, 
weil die Kirchenpfleger/-innen und auch die an-
deren – ausser den Ordinierten –, zusammen 
auf einem Wahlzettel aufgeführt werden. Wenn 
man sagt, dass man jemanden nicht will, dann 
lässt man ihn einfach weg, und dann wird da-
mit das absolute Mehr ein bisschen reduziert. 
Aber tatsächlich wird das absolute Mehr so be-
rechnet: So und so viele Stimmen durch so 
und so viele Sitze durch 2 plus 1 gibt das ab-
solute Mehr. Sie kennen das, dann werden mit 
grosser Wahrscheinlichkeit auch Kandidie-
rende gewählt, die man vielleicht nicht will. Bei 
den Pfarrpersonen und den Sozialdiakoninnen 
und Sozialdiakonen ist es anders, weil es Ein-
zelwahlen sind. Dort steht auf dem Zettel: Wol-
len Sie den Pfarrer XY wiederwählen, und 
dann kreuzen Sie «Ja» oder «Nein» an. Da 
kann es dann sein, dass, auch wenn es bei 
den Ordinierten gleich viele Kandidierende 
gibt, wie Stellen zu vergeben sind, jemand ab-
gewählt wird. Das kennen Sie. In diesem Fall 
hat es einen Effekt, wenn die Leute sagen, wir 
möchten eine Wahl, wir möchten keine stille 
Wahl, sondern wir möchten aktiv entscheiden, 
wollen wir diese Person oder wollen wir sie 
nicht. Das ist der Unterschied zur Wahl bei den 
Ehrenamtlichen. Aber es gibt natürlich eine an-
dere Möglichkeit, das Demokratische zu bele-
ben, indem sich Leute als Kandidierende auf-
stellen lassen, dann haben Sie eine Auswahl, 
tatsächlich eine Wahl. Aus diesem Grund gibt 
es schon die Regel, die sagt, wenn die Kir-
chenpflegen die Kandidatinnen und Kandida-
ten anmelden und man sieht, es sind gleich 
viele Kandidierende, wie Sitze zu vergeben 
sind oder sogar weniger, dann wird eine Nach-
frist gesetzt von fünf Tagen, und während die-
ser fünf Tage sieht man, dass sich der und die 
auch noch beworben hat, und findet das nicht 
in Ordnung: Dann kann man selbst kandidie-
ren, oder man findet jemanden aus der Kirch-
gemeinde, der sich aufstellen lässt. So verste-
hen wir aktives demokratisches Mitwirken in-
nerhalb der Kirchgemeinden, und das macht 
Sinn. Wir verstehen, wenn jemand sagt, ich 
will trotzdem keine stille Wahl, ich will eine ak-
tive Wahl, weil ich diese Person wählen kön-
nen will. Das kann man verstehen, aber im Re-
sultat kommt es auf das Gleiche heraus. Wir 
geben Geld dafür aus, und auch Personalres-
sourcen werden gebraucht. Wenn ich vorher 
das Votum von Johannes Thut gehört habe, 
der gesagt hat, hey Leute, wir versuchen 
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neues kirchliches Leben zu machen, engagie-
ren wir uns doch lieber dort als in unschöne 
Wahlkämpfe mit vielen Kosten. Man kann es 
auch anders sehen, das ist jetzt einfach die 
Meinung des Kirchenrats. Die anderen Verän-
derungen hat mein Vorredner schon sehr de-
tailliert und gut ausgeführt, da möchten wir gar 
nicht mehr dazu sagen. Mit Ausnahme von we-
nigen formalen Anpassungen bleiben im Übri-
gen die weiteren Bestimmungen zu den Wah-
len, auch diejenigen zu den Wahlen durch die 
Kirchgemeindeversammlung während einer 
laufenden Amtsperiode, bestehen. Der Kir-
chenrat ist der Überzeugung, dass sich mit 
dieser Vorlage Aufwand und Ertrag der Ge-
samterneuerungswahlen optimal die Waage 
halten: Erhaltung von zeitgemässen, lebhaften 
demokratischen Strukturen zu einem vertretba-
ren, minimalen Aufwand an finanziellen und 
personellen Ressourcen. Ich weiss, dass alles 
sehr formal und technisch klingt, aber das ist 
auch die Aufgabe der Landeskirche, den Kirch-
gemeinden einen guten möglichst einfachen, 
verschlankten und verlässlichen Rahmen zu 
bieten, damit Menschen, die sich in den Kirch-
gemeinden engagieren, weiterhin Freude an 
der Arbeit und in der Gemeinschaft haben. Mu-
tig, stark und beherzt – ich war am Deutschen 
Evangelischen Kirchentag, und es war wun-
derbar. Mut, Stärke und Beherztheit wünsche 
ich uns auch für unsere Kirche hier im Aargau 
– wie im Himmel so im Aargau! Danke für Ihre 
Aufmerksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke Cathe-
rine Berger. Ist Eintreten bestritten? – Wenn 
nicht, auch hier wieder zuerst die Botschaft 
und dann die Synopse. Gibt es Wortmeldun-
gen zur Botschaft? Thorsten Bunz.“ 
 
Thorsten Bunz, Kirchgemeinde Bözberg-
Mönthal: „Werte Stimmberechtigte. Ihr dürft 
derzeit an der Urne wählen, und wenn die 
Kirchgemeinden das gut vorbereiten, läuft alles 
super. Kleine Kirchgemeinden wie Bözberg-
Mönthal haben damit verhältnismässig viel 
Aufwand. Wir haben kein professionelles Büro, 
wir haben Personal- und Druckkosten. Wir 
würden uns sicherlich freuen, wenn wir das 
nicht mehr machen müssten. Aber ich möchte 
das Bedauern aufnehmen, das Christian Vogt 
so schön benannt hat. Die GPK hat ein Bedau-
ern in dem Punkt geäussert, dass ordinierte 
Dienste nicht mehr an der Urne gewählt wer-
den, und ich möchte mich dafür starkmachen, 

dass das so bleibt. Aus verschiedenen Grün-
den. Dass man Ordinierte an der Urne wählt, 
ist ein Stimmungsbarometer. In vielerlei Hin-
sicht, für mich persönlich als Pfarrer dieser 
Kirchgemeinde, wo ich sehe, wie viele sich tat-
sächlich an der Wahl beteiligen und wie viele 
von denen ja oder nein sagen. Und das ist 
nicht nur für mich persönlich schön, sondern 
es ist auch für die Dekanatsleitungen und für 
den Kirchenrat gut zu wissen. Zu spüren, in 
welchen Kirchgemeinden es vielleicht schwie-
rig ist. Ich finde es eine Hürde, wenn von min-
destens 5% oder 20 Leuten Unterschriften ge-
sammelt werden müssen. Das wirkt ja dann 
schon so, als ob es kriseln würde und deshalb 
eine Urnenwahl angestrebt werden muss. 
Wäre nicht eine Vereinfachung dahingehend 
möglich, dass die Kirchenpflege, aber nicht die 
ordinierten Dienste in stiller Wahl gewählt wer-
den können? Bei der Kirchenpflege ist man 
froh, wenn sich Leute melden. Aber bei den or-
dinierten Diensten, Sozialdiakonen und Pfarre-
rinnen, da würde man es anders machen. Ich 
weiss nicht, ob das machbar ist in dieser Vari-
ante. Mein Antrag wäre, dass man das entwe-
der entsprechend ändert oder sonst zurück-
weist, damit es der Kirchenrat entsprechend 
überarbeiten kann. Es ist dann immer noch ge-
nug Zeit, auch für die nächste Wahl.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gibt es wei-
tere Wortmeldungen zur Botschaft? Wenn 
nicht, hat der Kirchenrat das Wort.“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Danke, Thors-
ten Bunz, für den Hinweis, und ich finde es 
gut, dass Du diesem Bedauern Ausdruck ge-
geben hast. Es ist eine Tatsache, dass Urnen-
wahlen durchaus auch eine Tradition haben, 
und das löst etwas aus in den Leuten. Nur, ich 
glaube, man weiss in einer Kirchgemeinde oh-
nehin, mit welcher Pfarrperson, mit welcher 
Sozialdiakonin es nicht so gut läuft. Das kann 
man feststellen, ohne dass man Wahlen 
durchführt. Ich verstehe, dass das eine Form 
von Wertschätzung ist, aber ehrlich gesagt, 
gibt es ja auch ganz viele andere Formen von 
Wertschätzung. Ich denke, die Ehrenamtlichen 
wären sehr froh – das sind ja gerade die, die 
vor allem in den Kirchenpflegen sind –, wenn 
sie dem Pfarrer ihre Wertschätzung anders ge-
ben könnten, als dass sie während mehrerer 
Wochenenden Urnenwahlen vorbereiten müs-
sen. Ich sage es jetzt direkt. Ausserdem ver-
liert man den Spareffekt vollständig, weil man 
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trotzdem für jede stimmberechtigte Person ein 
Couvert vorbereiten und verschicken muss. 
Unter Abwägung aller Kriterien würden wir als 
Kirchenrat das nicht empfehlen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Martin Rich-
ner.“ 
 
Martin Richner, Kirchgemeinde Koblenz: „Ge-
schätzter Präsident, werter Kirchenrat, liebe 
Synodale. Ich habe zwei, drei Fragen. Erstens 
einmal zum Thema Kosten: Meine Frage ist, 
machen wir die Rechnung richtig? Wir haben 
ganz viele Leute in den Kirchgemeinden, die 
haben praktisch keinen Kontakt mehr mit der 
Kirche. Sie haben nur noch den Kontakt, dass 
sie alle vier Jahre ein Wahlcouvert erhalten. 
Daneben haben sie noch eine Steuerrech-
nung, bei welcher sie immer wieder entschei-
den müssen: Zahle ich die Rechnung, oder 
gebe ich den Austritt? Ergibt sich nicht auch 
durch die Tatsache, dass sie abstimmen, eine 
Verbundenheit – gerade im Hinblick auf die or-
dinierten Dienste, die für das Volk sind? Ich bin 
noch Teil dieser Kirche, die Kirche gibt es 
noch, und darum zahle ich auch die Steuern. 
Ich bin nicht ganz so überzeugt, dass unsere 
Rechnung stimmt, wenn wir sagen, wir haben 
da unnötigen Aufwand, und wir sparen ganz 
viel, wenn wir die stille Wahl einführen. In dem 
Sinne frage ich mich auch: Sind wir noch eine 
Volkskirche? Unsere Mitglieder zahlen zwar 
Steuern, aber sie wählen nicht, und es läuft – 
man kann sagen, still und gut – im Hinter-
grund, ohne dass sie viel von dem hören oder 
mitbestimmen können. Verständnis habe ich 
bei dieser Vorlage, wenn man sagt, die Rech-
nungsprüfungskommission können wir in stiller 
Wahl wählen. Man sollte in dieser Vorlage so-
wieso Verschiedenes differenzieren, ich 
schliesse mich da meinem Vorredner an. Bei 
den ordinierten Diensten sollten wir die Urnen-
wahl beibehalten. Warum können wir die Kir-
chenpflegen nicht an der letzten Kirchgemein-
deversammlung vor der neuen Amtszeit wäh-
len? Dieser Aspekt kommt nicht vor, ist bis 
jetzt nicht entwickelt worden. Ich schlage ein 
differenziertes Vorgehen vor, und in dem 
Sinne sollte man aus meiner Sicht das zur 
Überarbeitung zurückweisen. Um die sehr be-
rechtigten Anliegen, die da geäussert wurden, 
differenziert und situativ abzuhandeln. Ich 
stelle den Antrag auf Rückweisung.“ 
 

Lutz Fischer, Synodepräsident: „Willst du ihn 
jetzt schon stellen? Eine Rückweisung heisst, 
wir müssen sofort darüber abstimmen und 
können höchstens noch über die Rückweisung 
reden, aber nicht mehr über den Inhalt. Wenn 
du respektive die Synode dem Kirchenrat Infos 
mitgeben will, was gewünscht ist, müsste man 
mit dem Rückweisungsantrag noch warten. 
Okay, ich komme darauf zurück. Reto Studer.“ 
 
Reto Studer, Kirchgemeinde Kelleramt: „Ge-
schätzter Synodepräsident, geschätzter Kir-
chenrat, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen. Ich 
möchte mich meinen beiden Vorrednern an-
schliessen. Wir haben auch in der Pause ein 
bisschen miteinander geredet. Bis jetzt war 
alle vier Jahre Zahltag. Ich weiss, das betrifft 
auch die Kirchgemeinden, die zahlen müssen, 
aber es ist auch ein Zahlentag gewesen, weil 
da die Zahlen herausgekommen sind. Inklu-
sive, das hat Thorsten Bunz vorher erzählt, 
eben auch die Stimmbeteiligung. Ich persön-
lich finde das sehr wichtige Faktoren, dass 
man dann auch sieht, ob man als Pfarrer einer 
Kirchgemeinde wahrgenommen wird und was 
die Rückmeldungen sind. Ich finde es aber 
auch für die Kirchgemeinde extrem wichtig, 
dass wir die Wahlen an der Urne durchführen 
können, weil sich die Kirchgemeinde nämlich 
vielfältig äussern kann. Sie kann nicht einfach 
nur durchwinken, sage ich jetzt mal, was ja 
meistens passiert. Natürlich werden stille Wah-
len meistens sehr still sein, da kommt man 
durch. Doch es gibt auch die Möglichkeit ein 
Nein einzulegen oder sich zu enthalten, man 
hat verschiedene Möglichkeiten. Man hat diese 
Möglichkeiten, ohne dass man Unterschriften 
sammeln oder zum Beispiel einen Gegenvor-
schlag machen muss. Es muss nicht immer 
gleich eine Krise eintreten, wenn man einmal 
mit jemandem nicht ganz einverstanden ist. 
Die Kirchgemeinde kann sich zu Wahlvor-
schlägen verhalten, sie muss sich aber auch 
verhalten, und das finde ich extrem wichtig. 
Auf die Gefahr hin, dass ich etwas narzisstisch 
bin, einfach für mich als Pfarrer, was bedeutet 
so eine Wahl? Ich bin jetzt zweimal gewählt 
worden an der Urne. Und ich habe einen Un-
terschied festgestellt vom ersten zum zweiten 
Mal, vor allem in der Wahlbeteiligung. Das ist 
ein extremer Aufsteller, wenn man merkt, ge-
rade weil es ja doch einige Mitglieder in den 
Kirchgemeinden hat, die nicht sehr aktiv sind, 
sondern wie du gesagt hast, die Steuern zah-
len und vielleicht im Hintergrund etwas 
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mittragen, die aber dann ein Ja in die Urne le-
gen. Sie haben das vor vier Jahren nicht ge-
macht, aber man hat sich einmal gesehen, hat 
vielleicht ein Geburtstagstelefon erhalten. Man 
hat sich bei einem Hundespaziergang ange-
troffen oder beim Einkaufen, wo auch immer. 
Dann zu merken, dass eine Entwicklung statt-
findet, nicht in der Wahl selbst, die Prozente 
sind etwa die Gleichen, aber merkt, da ist et-
was passiert, das ist irgendein Ruck durch die 
Kirchgemeinde gegangen, das finde ich ext-
rem wichtig, auch um die eigene Arbeit zu er-
kennen. Für mich als Pfarrer – wahrscheinlich 
generell für die ordinierten Dienste – finde ich 
das extrem wichtig, und ja, das kostet Geld. Es 
ist alle vier Jahre, aber sind wir ehrlich, es ist 
nur alle vier Jahre. So häufig ist das ja auch 
nicht, wo man die Kirchgemeinden dazu auf-
fordert, sagt mal, was ihr findet. In diesem 
Sinne finde ich, ist es den Aufwand wert, was 
die Wertschätzung anbelangt, was auch die In-
terpretation des Ergebnisses anbelangt. Ich 
habe zuerst einen Änderungsantrag stellen 
wollen, dass die ordinierten Dienste sicher an 
der Urne gewählt werden müssen. Jetzt weiss 
ich nicht, darf ich einen Antrag stellen, oder 
lasse ich es einfach mal sein?“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Das kommt 
darauf an, wann der Rückweisungsantrag ge-
stellt und ob er angenommen wird. Aber du 
kannst auch einfach noch abwarten.“ 
 
Reto Studer, Kirchgemeinde Kelleramt: „Dann 
warte ich mal und höre, was sonst noch für Vo-
ten kommen. Merci vielmals.“ 
 
Beatrice Bürgi, Kirchgemeinde Umiken: „Bei 
uns führt die politische Gemeinde Riniken die 
Wahl für eine Pauschale von 4’000 Franken 
durch. Weil ihr immer sagt, das koste so viel: 
Das macht pro Jahr 1’000 Franken – und wir 
haben im Moment Einnahmen von rund 
600'000 Franken. Also ich finde, das ist ein Be-
trag für einen demokratischen Prozess, den 
man durchaus ausgeben kann. Ich will mich 
ebenfalls dem Vorredner anschliessen. Es ist 
wirklich wichtig, auch für diejenigen, die nicht 
in den Gottesdienst kommen, dass sie wieder 
mal wissen, wo sie dabei sind. Während den 
Wahlen erlebt man immer wieder Gespräche, 
die man sonst nicht erlebt. Wir tun da etwas, 
wo wir die Mitglieder, die nicht mehr kirchen-
nah sind, aussen vor lassen, aber im Moment 
können wir so noch einen Teil ansprechen. Ich 

plädiere für Ablehnung dieses Antrags des Kir-
chenrats. Danke.“ 
 
Rolf Arnold, Kirchgemeinde Mellingen: „Ich 
habe nicht einen Antrag im eigentlichen Sinn, 
sondern drei Hinweise. Es ist schön, wenn die 
politischen Gemeinden, ob es jetzt bei den 
Wahlen ist oder bei den Finanzen, günstige 
Preise anbieten. Ich mache eine Vollkosten-
rechnung und rege mich seit Jahren über die 
hohen Steuerbezugskosten der Gemeinden 
auf. Ich schaue das also unter diesem Aspekt 
an. Schön, wenn es Gemeinden gibt, die das 
machen und das auch günstig machen, aber 
de facto zahlen wir relativ viel Steuerbezugs-
kosten, und damit schieben wir relativ viel Geld 
zu den politischen Gemeinden. Was ich fragen 
möchte: Warum wertet man nicht die Kirchge-
meindeversammlung auf, und macht die Wahl 
an der Kirchgemeindeversammlung? So wie 
es bei einer Ersatzwahl innerhalb der Legisla-
tur ohnehin bereits passiert bei den Ordinier-
ten. Dort machen wir ja auch keine Urnenwahl. 
Das zweite ist, wenn wir an das Reglement ge-
hen, fehlt mir – auch wenn vielleicht die Zeit 
noch nicht ganz reif ist – der Hinweis oder die 
Möglichkeit, dass wir, falls das E-Voting einge-
führt wird, dies auch bereits vorsehen. Danke.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich fühle mich 
genötigt, zwei Antworten zu geben, die viel-
leicht der Kirchenrat geben will. Erstens, das 
E-Voting klappt im Kanton Aargau noch nicht, 
und zweitens, nach dem Organisationsstatut 
kann man die Pfarrwahlen als Gesamterneue-
rungswahlen nicht in der Kirchgemeindever-
sammlung machen. Es steht so in der Kan-
tonsverfassung, die wir nicht ändern können.“ 
 
Sandra Anne Göbelbecker, Kirchgemeinde Ba-
den: „Wir sind eine grosse Kirchgemeinde, und 
wir schärfen unser Profil alle vier Jahre mit die-
sen Wahlen. Für mich ist es wichtig, ich bin ein 
politischer Mensch, ich bin ein demokratischer 
Mensch, ich möchte gerne, dass jeder Mensch 
Ja oder Nein sagen oder Namen aufschreiben 
oder nicht aufschreiben kann. Ich müsste 
335 Stimmberechtigte finden, wenn ich eine 
Urnenwahl in Baden anstrengen will. Also 
gehe ich von Tür zu Tür und frage: Bist du re-
formiert? Ich kenne vielleicht 100, aber nicht 
335. Für mich ist es auch wichtig, dass die Eh-
renamtlichen an der Urne gewählt werden, so 
wie ich als Synodale. In vier Jahren steht mein 
Name auf dem Zettel, und man darf meinen 
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Namen eintragen oder nicht eintragen. Und ja, 
wir hatten letztes Mal eine Stimmbeteiligung 
von 17%, das ist nicht viel, das weiss ich. Aber 
die Leute haben sich Mühe genommen, das 
Couvert aufzumachen und sich zu überlegen, 
wen möchte ich wählen und wen eben nicht. 
Das ist so, wenn man sich zur Wahl stellt, 
kann man auch abgewählt werden. Und das 
Einzige, was mich an der Vorlage wirklich 
überzeugt hat – ich werde dann den Rückwei-
sungsantrag unterstützen –, ist der einheitliche 
Termin. Den wünsche ich mir mit einem Zeit-
strahl, der sagt, bis wann man was machen 
muss und die entsprechenden Unterlagen von 
euch erhält. Danke vielmals.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, 
Sandra Anne Göbelbecker. Gibt es noch Wort-
meldungen? Sabine Zehnder, dann Christian 
Vogt.“ 
 
Sabine Zehnder Kirchgemeinde Aarau: „Ich 
plädiere dafür, den Antrag des Kirchenrats zu 
unterstützen, und zwar von ganzem Herzen. 
Ich denke, wir können das Geld – und nicht 
nur das Geld, das wir an die politischen Ge-
meinden schicken, sondern denken wir an all 
die Arbeitsstunden der Mitarbeitenden in den 
Kirchgemeinden, die das Ganze vorbereiten 
müssen – besser verwenden. Geld und Zeit 
könnte man zum Beispiel dafür verwenden, um 
sich im «reformiert.» Aargau auch einmal als 
Kirchgemeinde zu präsentieren, wenn man 
sich sichtbarer machen will gegenüber den 
Kirchgemeindemitgliedern, die nicht so aktiv 
sind. Danke.“ 
 
Christian Vogt, Kirchgemeinde Frick: „Mein 
Bauchgefühl sagt, es gibt eine Rückweisung, 
deshalb werde ich jetzt keine Anträge stellen. 
Ich werde aber, weil ich das als Gelegenheit 
sehe, gehört zu werden, zum Vorschlag, der 
dann hoffentlich kommt, zwei Sachen sagen. 
Das eine, das ich mir überlegt habe, ist, ob 
man das nicht auch ein Stückweit so einführen 
könnte, dass die Kirchgemeindeversammlung 
darüber entscheidet: Ist eine stille Wahl an der 
Urne im ersten Wahlgang möglich? Kann man 
das allenfalls sogar so machen, dass die 
Kirchgemeinde sagen kann, auf welcher 
Ebene beziehungsweise bei welchen Ämtern 
sie das will? Das gäbe aus meiner Sicht eine 
Entlastung, bei welcher alle dahinterstehen 
könnten. Das zweite, das ich zu bedenken ge-
ben möchte: Ehrenamtliche Kirchenpfleger 

möchten ja gerne Chefs sein der Ordinierten, 
zumindest habe ich dieses Gefühl. Wenn Ur-
nenwahl, dann nicht nur die Ordinierten, weil 
diese den Ehrenamtlichen sonst sagen «Ich 
bin von der Gemeinde gewählt, du aber nur in 
stiller Wahl». Also ich glaube, da müsste man 
Vieles bedenken. Eine Überlegung scheint es 
mir aber wert: Kann man das von Kirchge-
meinde zu Kirchgemeinde unterschiedlich 
handhaben, indem man in die Rechtsordnung 
hineinschreibt, dass die Kirchgemeindever-
sammlung darüber beschliesst? Vielleicht geht 
es ja nicht. Aber das würde für mich für eine 
Rückweisung sprechen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Möchte der 
Kirchenrat noch zu irgendetwas etwas sagen?“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Spannende 
Diskussion! Was ich sagen will: Wenn der 
Rückweisungsantrag durchkäme, dann wäre 
es nicht mehr möglich, für die nächste Amtspe-
riode irgendeine Änderung bei den Gesamter-
neuerungswahlen zu machen. Das ist einfach 
ein Fakt. Das schaffen wir schon rein zeitlich 
nicht mehr. Dann möchte ich eine Lanze bre-
chen. Ich finde, ihr seid alle viel zu beschei-
den. Ihr geht davon aus, dass ihr stille Wahlen 
durchführen müsst. Ich würde sagen: Nein, 
das müsst ihr nicht! Beleben wir unsere Kirch-
gemeinden, nehmen wir das Geld, das wir jetzt 
hier einsparen, für eine Aktion in jeder Kirchge-
meinde oder auch gemeinsam mit anderen 
Kirchgemeinden, und präsentieren wir uns als 
Kirche, als Gemeinschaft, als Leute, die einen 
neuen Weg gehen. Als Wertschätzung für un-
sere Ehrenamtlichen und unsere Pfarrperso-
nen. Schauen wir dann bei den nächsten Wah-
len, dass wir mehr Kandidierende haben, und 
dann haben wir aktive Wahlen. Ich finde, wir 
sind zu bescheiden, wenn wir auf das Traditio-
nelle zurückschauen, rückwärts in den Spiegel. 
Ich glaube, der Gemeindepräsident von Blat-
ten hat auch gesagt, es bringt nichts, zurück-
zuschauen, wir müssen durch die Front-
scheibe nach vorne schauen. Wenn es uns 
wirklich ein Anliegen ist, unsere Kirche zu be-
leben, dann werden wir keine stillen Wahlen 
haben, auch wenn wir diesen Antrag jetzt an-
nehmen. Wir würden eine Belebung haben 
und Leute, die sich zur Verfügung stellen. Das 
sage ich jetzt von Herzen, und ich bin ge-
spannt, was ihr entscheidet.“ 
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Lutz Fischer, Synodepräsident: „Martin Rich-
ner, es ist dein Entscheid, wann du nach vorne 
kommst.“ 
 
Martin Richner, Kirchgemeinde Koblenz: „Ge-
schätzte Anwesende. Ich habe jetzt verschie-
dene Voten gehört. Dass bei der Rechnungs-
prüfungskommission Handlungsbedarf be-
steht, ist, glaube ich, unbestritten. Ebenso, 
dass bei den ordinierten Diensten Vieles für 
die Beibehaltung einer ordentlichen Wahl 
spricht. Fühlt sich jemand im Saal fähig, über 
etwas Ausgereiftes zu beraten und abzustim-
men? Ich meine, nein. Darum behalte ich mei-
nen Rückweisungsantrag bei.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Der Rückwei-
sungsantrag ist gestellt.“ 
 
 
Rückweisungsantrag 
Die Rückweisung wird mit 49 Stimmen und 
75 Gegenstimmen abgelehnt. 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Das heisst, 
wir behandeln das Traktandum weiter. Ich 
nehme an, zur Botschaft gibt es keine Wort-
meldungen mehr? Dann kommen wir zur Sy-
nopse. Wenn es keine Diskussion mehr gibt, 
kommen zur Abstimmung.“ 
 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
Die Synode beschliesst 

a) die Teilrevision der Kirchenordnung 
(KO, SRLA 1.2-1); 

b) die Teilrevision des Reglements über 
Wahlen und Abstimmungen an der 
Urne in den Kirchgemeinden (RWA, 
SRLA 3.5-1); 

c) die Teilrevision der Geschäftsordnung 
für Kirchgemeindeversammlungen (GO 
KGV, SRLA 3.5-2). 

 
Abstimmung 
Der Antrag wird mit 86 Stimmen und 38 Ge-
genstimmen angenommen. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Diese Änderungen treten am 1. Oktober 2025 
in Kraft. 
 

Abstimmung 
Der Antrag wird mit einigen Gegenstimmen an-
genommen. 
 
 
Schlussabstimmung 
Die Anträge werden mit 88 Stimmen und 
32 Gegenstimmen angenommen. 
 
 
 
2025-0083 R1.0 
 
 
Universität Basel. Theologische Fakultät. 
Lehrstuhl Aussereuropäisches Christen-
tum. Mitfinanzierung Assistenz in den Jah-
ren 2026–2028 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Wir kommen 
zu Traktandum 12, Universität Basel, Theologi-
sche Fakultät, Lehrstuhl für aussereuropäi-
sches Christentum, Mitfinanzierung der Assis-
tenz, über die wir alle drei Jahre hier in der Sy-
node abstimmen. Für die GPK spricht Annett 
Wege, sie steht schon parat.“ 
 
Annett Wege, Kirchgemeinde Seengen, für die 
GPK: „Auch hier geht es wieder ums Sparen 
oder Nichtsparen. Wir in der Geschäftsprü-
fungskommission haben sehr kontrovers auch 
diesen Antrag diskutiert. Worum geht es? Wie 
in den Unterlagen ausgeführt, beantragt der 
Kirchenrat einen Verpflichtungskredit in Höhe 
von total 90’000 Franken verteilt auf drei 
Jahre, also je 30’000 Franken pro Jahr, für die 
Mitfinanzierung einer Assistenz am Lehrstuhl 
aussereuropäisches Christentum der Theologi-
schen Fakultät der Universität Basel. So klingt 
das im Antrag. Wir haben diskutiert, dass an 
dieser Ausbildungsstätte auch Studierende in 
interkultureller Arbeit ausgebildet werden, was 
letztlich den Kirchgemeinden zugutekommt. 
Die Theologische Fakultät der Universität Ba-
sel ist für die Landeskirche eine zentrale Aus-
bildungsstätte für den theologischen Nach-
wuchs, denn wir haben im Kanton keine ei-
gene Universität. Da der Kanton Aargau kein 
Universitätskanton ist, verfügt er über keine 
theologische Fakultät, an welcher seine Stu-
dierenden ausgebildet werden könnten. Umso 
wichtiger ist die partnerschaftliche Unterstüt-
zung einer der Institutionen, die unsere zukünf-
tigen Pfarrerinnen und Pfarrer – zum Beispiel 
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im Jahr 2040 – ausbilden. Die GPK hat dies, 
wie eingangs erwähnt, intensiv diskutiert, auch 
unter Berücksichtigung von rückläufigen Ein-
nahmen, der Zukunft und des allgemeinen 
Kostendrucks. Wir sind jedoch zum Schluss 
gekommen, dass die gezielte Unterstützung 
des theologischen Nachwuchses eine loh-
nende und notwendige Investition in die Zu-
kunft unserer Kirche darstellt. Die Landeskir-
che ist nicht nur Nutzniesserin dieser Ausbil-
dung, sondern trägt auch Mitverantwortung für 
deren Ermöglichung. Die Geschäftsprüfungs-
kommission empfiehlt mehrheitlich, auf das 
Traktandum einzutreten und dem Antrag des 
Kirchenrats zuzustimmen. Vielen Dank.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Annett 
Wege. Für den Kirchenrat spricht Barbara 
Stüssi-Lauterburg.“ 
 
Barbara Stüssi-Lauterburg, Kirchenrätin: „Lie-
ber Präsident, liebe Synodale. Der Kirchenrat 
stellt Ihnen den Antrag, das Engagement der 
Landeskirche zugunsten des Lehrstuhls für 
aussereuropäisches Christentum an der Uni 
Basel um weitere drei Jahre zu verlängern. 
Wie gesagt, es geht um einen Beitrag von ins-
gesamt 90’000 Franken, das heisst je 30’000 
Franken jährlich. Es ist der Beitrag aus unse-
rem Kanton, der selbst keine Universität hat. 
An eine der wichtigsten Ausbildungsstätten für 
unsere Pfarrerinnen und Pfarrer. Aber der Bei-
trag geht ja eben nicht einfach allgemein an 
die Theologische Fakultät, sondern er dient 
der Mitfinanzierung der Assistenzstelle am 
Lehrstuhl für aussereuropäisches Christentum. 
Dieser geht hervor bzw. ist quasi die Fortset-
zung oder die Neubenennung respektive die 
heutige Benennung des Lehrstuhls für Missi-
onsgeschichte, und dieser ist ja nicht zufällig in 
Basel. Es ist eine lange Tradition, die uns mit 
der Basler Mission respektive Mission 21 ver-
bindet. Und diese Assistenzstelle wäre ohne 
den Aargauer Beitrag gefährdet. Man hat den 
Beitrag übrigens vor drei Jahren um 10’000 
Franken jährlich gekürzt. Also eine erhebliche 
Kürzung damals. Was macht diese Assistenz-
stelle, und welchen direkten Nutzen hat sie? 
Darüber gibt der Bericht des Lehrstuhlinha-
bers, Professor Andreas Häuser, Auskunft. Sie 
haben ihn in den Unterlagen. Besonders wich-
tig finde ich Punkt 5, und ich möchte gerne da-
raus zitieren: «In der Lehre begegnet die As-
sistenz AEC zukünftigen Pfarrpersonen. Vor 
allem im verpflichtenden Grundkurs 

‹Aussereuropäisches Christentum› (…) weckt 
sie das Interesse der Studierenden für die 
weltweite Dimension des Christentums. (…) 
Die Studierenden (…) erlernen die wichtigsten 
Herangehensweisen, um sich in ihrem späte-
ren Berufsleben in Gemeinde und Kirche auf 
das globale Spektrum des Christentums in der 
Schweiz einzustellen.» In vielen unserer Kirch-
gemeinden gibt es das Ressort Oeme / Öku-
mene und Mission oder, wie es heute meistens 
genannt wird, «Weltweite Kirche». Analog zur 
Fachstelle der Landeskirche. Dazu heisst es 
auf der Website der Landeskirche: «Dank der 
eigenen Glaubensbasis pflegt die Reformierte 
Landeskirche eine Haltung der Offenheit und 
des Austauschs sowohl unter Christen als 
auch mit anderen Glaubensgemeinschaften.» 
Es geht darum, über den eigenen Tellerrand 
hinauszuschauen, weltweit, aber zunehmend 
auch ganz nah. Zugewanderte Christinnen und 
Christen treffen sich auch im Aargau. Sie pfle-
gen mitten unter uns ihren Glauben in ihrer 
Sprache und Tradition. Diese Migrationskir-
chen sind Teil unserer gesellschaftlichen und 
kirchlichen Realität. Beispiele, die mir in den 
Sinn kommen: die eritreische Gemeinde in Un-
terentfelden und die frankophone afrikanische 
Kirche. Manchmal sind sie eine Herausforde-
rung, sie können aber auch bereichernd und 
inspirierend sein. Jedenfalls ist es wichtig, 
dass wir ihnen gestützt auf fundierte Kennt-
nisse begegnen. Dazu trägt die Assistenzstelle 
an der Theologischen Fakultät in Basel bei. 
Eine Vorgängerin der jetzigen Stelleninhabe-
rin, Claudia Hoffmann, hat vor einigen Jahren 
ein Buch zu den Migrationskirchen im Aargau 
verfasst. Eine praktische, hilfreiche Handrei-
chung zum Umgang mit diesen Gruppierun-
gen, die auch Risiken aufzeigt. Lehre, For-
schung und Vernetzung – zum Beispiel mit 
Mission 21 – sind Voraussetzung. Die Kirchge-
meinden profitieren davon, wenn sie den Lehr-
stuhlinhaber oder die Assistentin zu Referaten 
einladen. Die Mitfinanzierung der Assistenz-
stelle für aussereuropäisches Christentum ist 
einerseits ein Solidaritätsbeitrag von einem 
Nicht-Uni-Kanton, aber sie ist darüber hinaus 
ein Beitrag, um das Bewusstsein für die welt-
weite Dimension des Christentums zu schär-
fen. Das ist in einer Zeit der Globalisierung und 
der Migration aktueller denn je. In diesem Sinn 
bittet Sie der Kirchenrat um Zustimmung zu 
diesem Antrag. Danke.“ 
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Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Bar-
bara Stüssi-Lauterburg. Ist Eintreten bestrit-
ten? – Ich sehe keine Wortmeldung, somit sind 
wir auf das Geschäft eingetreten. Gibt es Wort-
meldungen zur Botschaft beziehungsweise 
zum Antrag? Ja, bitte.“ 
 
Caroline Wüst, Kirchgemeinde Unterentfelden: 
„Geschätzter Präsident, geschätzter Kirchen-
rat, liebe Synodale, ich melde mich im Namen 
der Evangelischen Fraktion zu diesem Trak-
tandum zu Wort. Der Kirchenrat stellt der Sy-
node den Antrag für einen Verpflichtungskredit 
von total 90’000 Franken in drei Tranchen für 
die Jahre 2026, 2027 und 2028 zur Mitfinan-
zierung der Assistenzstelle am Lehrstuhl aus-
sereuropäisches Christentum der Theologi-
schen Fakultät der Universität Basel. Unsere 
Fraktion empfiehlt, den Verpflichtungskredit in 
der Höhe von 90’000 Franken abzulehnen, 
und ich möchte das nachfolgend begründen. 
Aus den Unterlagen ist für uns kein konkreter 
Nutzen für die Aargauer Landeskirche oder die 
Aargauer Kirchgemeinden erkennbar. Es feh-
len im Bericht praktische Beispiele, inwieweit 
die finanzielle Unterstützung auch einen kon-
kreten Nutzen gebracht hat oder bringen wird. 
Man sieht, dass die Unterstützung in den Jah-
ren 2020, 2021 und 2022 insgesamt 120’000 
Franken betrug und dann von 2023 bis 2025 
90'000 Franken. Das sind total 210’000 Fran-
ken – ein beachtlicher Betrag. Deshalb wäre 
es sinnvoll und zu erwarten, in konkreten Zah-
len und Fakten über eine positive Auswirkung 
dieser Unterstützung informiert zu werden. 
Deshalb die Frage: Wie viele Aargauer Pfarr-
personen haben die CAS-Ausbildung in dieser 
Zeit absolviert, und gibt es konkrete Projekte, 
die umgesetzt worden sind, wenn ja, wo und 
welche? Wir wissen, dass das Netzwerk Inter-
kulturelle Theologie aufgebaut worden ist, aber 
von wem dies im Aargau genutzt wird und wie, 
das wissen wir ebenfalls nicht. Im Bericht fin-
det sich kein einziges konkretes Beispiel einer 
Pfarrperson im Aargau, die das Angebot AEC 
genutzt und davon profitiert hat und auch kein 
praktisches Beispiel eines Projekts. Ich möchte 
in diesem Zusammenhang erwähnen oder da-
ran erinnern, dass wir im Kanton Aargau aktiv 
mit einem theologischen Angebot an den Kan-
tonsschulen waren, aber aufgrund von Spar-
massnahmen die Finanzierung leider stoppen 
mussten. An der letzten Synodesitzung im No-
vember 2024 haben wir das Geld nicht mehr 
gesprochen. Die Unterstützung in theologische 

Ausbildung ist, denke ich, sehr sinnvoll und 
wichtig, weil der Kanton Aargau auch einen 
Pfarrmangel hat. Wenn man die theologische 
Ausbildung unterstützen will, dann macht es 
unseres Erachtens aber mehr Sinn für die 
Kirchgemeinden im Kanton Aargau, wenn man 
in die Ausbildung am TDS Aarau investiert. 
Das TDS wird von der Landeskirche bereits 
jährlich mit 22’500 Franken unterstützt, aber 
das ist verhältnismässig wenig, und die Kirch-
gemeinden sind vermehrt auch auf Unterstüt-
zung durch Sozialdiakone und Sozialdiakonin-
nen angewiesen. Ich möchte auch darauf hin-
weisen, dass aktuell eine Ungleichbehandlung 
besteht zwischen Vikarinnen und Vikaren, de-
ren Vikariatslohn zu 100% von der Landeskir-
che beziehungsweise vom Konkordat bezahlt 
wird, und den Sozialdiakoninnen und Sozialdi-
akonen in Ausbildung, die nur einen einmali-
gen Zustupf von 9’000 Franken innerhalb von 
vier Jahren erhalten. Wir wissen auch, dass 
die Thurgauer und die St. Galler Landeskirche 
ihre Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone in 
Ausbildung mit der Finanzierung von 50% der 
Lohnkosten unterstützen. Sicher wäre es ein 
grosser Anreiz, wenn die Aargauer Kirche ihre 
Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone ebenfalls 
mit 50% des Lohns unterstützen würde. Ich er-
wähne das nicht, um die Ausgaben für die 
Pfarrpersonen in Ausbildung und die Ausga-
ben für die Sozialdiakoninnen und Sozialdia-
kone in Ausbildung gegeneinander auszuspie-
len, sondern um zu zeigen, wie gross der ei-
gene finanzielle Bedarf ist. Fazit: Es gibt im ei-
genen Kanton einen riesigen Bedarf an der 
Unterstützung theologischer Ausbildung. Aus 
all diesen Gründen empfiehlt die Evangelische 
Fraktion, den Antrag abzulehnen. Stattdessen 
bittet die Evangelische Fraktion den Kirchen-
rat, für das Budget 2026 eine erhöhte Mitfinan-
zierung der theologischen Ausbildung am TDS 
Aarau und/oder um Mitfinanzierung von Lohn-
kosten von Sozialdiakoninnen und Sozialdia-
konen in Ausbildung. Vielen Dank für eure Auf-
merksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Christian Vogt 
hat sich gemeldet und danach Thorsten Bunz.“ 
 
Christian Vogt, Kirchgemeinde Frick: „Wir müs-
sen uns wieder klar darüber werden, worüber 
wir als Synode aufgerufen sind, abzustimmen. 
Aus meiner Sicht ist es in der Kompetenz der 
Synode, zu beschliessen, ob man Geld spricht. 
Und in der Kompetenz des Kirchenrats, wohin 
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dieses Geld geht. In erster Linie geht es beim 
Antrag also um die Frage: Machen wir bei der 
Solidarität unter den Konkordatskirchen mit 
und beteiligen uns an einer Pfarrausbildungs-
stelle oder nicht? Wenn wir anfangen, darüber 
zu diskutieren, wohin das Geld geht, bin ich si-
cher, dass es sehr viele gute und tolle Ideen 
gibt, wo man es auch noch hingeben könnte. 
Es mag viele geben, die nützlicher sind. Aber 
es soll nicht unsere Aufgabe als Synode sein, 
zu sagen, wohin das Geld geht. Dies soll die 
Aufgabe des Kirchenrats sein. Als Synode 
können wir dem Kirchenrat in drei Jahren, 
wenn wieder ein Verpflichtungskredit kommt, 
sagen, dass wir vielleicht eine andere Stelle 
unterstützen wollen. Jetzt aber den Antrag ab-
zulehnen, das Geld abzuklemmen und zu sa-
gen, jetzt sind wir draussen aus der Solidarität, 
weil uns das Projekt nicht gefallen hat – das 
halte ich für falsch.“ 
 
Thorsten Bunz, Kirchgemeinde Bözberg-
Mönthal: „Ich habe da eben einen Satz gehört, 
den ich ganz kritisch finde, den ich auch 
manchmal an anderen Orten höre, nämlich 
«Ich habe davon keinen konkreten Nutzen». 
Mit einer solchen Begründung treten Leute aus 
der Kirche aus. Wenn ich mir überlege, ob ich 
einen persönlichen, konkreten Nutzen der Uni-
versität Basel habe, dann muss ich erstmal sa-
gen, nein. Nur, wer bildet denn Theologiestu-
dierende aus? Jetzt könnten wir sagen, das 
braucht es ja nicht mehr. Wer will denn noch 
Theologie studieren? Warum sollten wir über-
haupt noch eine theologische Fakultät unter-
stützen? Und jetzt merkt ihr vielleicht die Falle, 
in die wir damit laufen. Wenn nicht wir als Kir-
che eine theologische Ausbildung finanzieren, 
wer sollte es dann tun? Welches Interesse 
sollte ein anderer haben, um einen persönli-
chen Nutzen daraus zu ziehen? Das finde ich 
ein ganz schwieriges Argument. Wir müssen 
Leute ausbilden, wir müssen Pfarrpersonen 
ausbilden, wir müssen auch Sozialdiakoninnen 
und Sozialdiakone ausbilden, und deswegen 
finde ich es schwierig – aber das hast du ja 
auch gesagt –, die beiden Berufsgruppen ge-
geneinander auszuspielen. Wir sparen jetzt 
Geld bei der Urnenwahl. Das könnten wir dann 
dem TDS Aarau spenden. Aber ich fände es 
ganz schwierig oder ganz schlecht, wenn wir 
sagen, wir als eine Landeskirche unterstützen 
nicht mehr eine Universität im Zweig Theolo-
gie. Irgendwann sagt der Staat auch, wir brau-
chen das nicht mehr, es will ja eh keiner mehr 

studieren. Aber es will auch keiner studieren, 
wenn die Fakultäten unattraktiv sind, weil 
ihnen das Geld fehlt. Also, annehmen!“ 
 
Raffael Sommerhalder, Kirchgemeinde Gräni-
chen: „Ich habe den Fuss auch noch ein biss-
chen in einer Uni drin, jener in Zürich. In Basel 
habe ich einmal einen Vortrag gehalten – falls 
ihr mich jetzt googelt. Darum finde ich, ich 
müsste vielleicht auch etwas sagen. Wir haben 
jetzt vor allem über den Aspekt diskutiert, dass 
die Uni eine Lehrinstitution ist. Übrigens ist 
keine Ausbildungsstätte für Pfarrpersonen, 
sondern eine Bildungsstätte für Theologinnen 
und Theologen, die dann im kirchlichen Be-
reich zu Pfarrerinnen und Pfarrern werden; 
dies hat Professor Konrad Schmid an meiner 
Diplomfeier für meine Doktorarbeit nochmals 
klargemacht. Es gibt aber eben nicht nur den 
Lehraspekt. Ich stimme meinen Vorrednern zu, 
dieser ist sehr wichtig. Es gibt aber eben auch 
den Forschungsaspekt. Wir müssen uns be-
wusst sein, theologische Forschung braucht 
es, um aktuell zu bleiben, um das Evangelium 
im Hier und Jetzt verkünden zu können, muss 
ich wissen, wie diese Wirklichkeit funktioniert. 
Da braucht es Leute, die tagtäglich dafür arbei-
ten, die fragen, was heisst Theologie und Kir-
che-Sein im heutigen Universum? Wo die Kul-
tur nicht mehr unbedingt christlich, weltweit ge-
sehen sehr vielfältig ist. Was heisst das über-
haupt, und wie gehen wir als Christinnen und 
Christen mit dieser Vielfalt um? Oder auch, 
wenn wir in die Welt schauen. Die Forschung, 
die braucht es, die brauche ich auch als Pfar-
rer, der in einer Agglo lebt, wo das Christen-
tum viel pluraler wird, wo die Gesellschaft plu-
raler wird. Ich denke, es braucht Leute, die so 
etwas genau anschauen. Diese Assistenzstelle 
ist nicht da, damit jemand dem Professor Bü-
cher holen geht oder kopiert, sondern das sind 
Leute, die selbstständig Forschung betreiben. 
Von dort kommen Dissertationen, die sich ge-
nau mit solchen Fragen beschäftigen, die sehr 
wichtig sind für unsere Arbeit. Ich möchte da 
noch einmal auf die Dissertation von Claudia 
Hoffmann, «Migration und Kirche», hinweisen. 
Sie hat im Kanton Aargau verschiedene Migra-
tionskirchen untersucht – die Christian Church 
International zum Beispiel und übrigens auch 
die Église Française –, und sie hat geschaut, 
auf welche Weise diese Migrationskirchen 
Theologie und Kirche leben, und was wir dar-
aus lernen können. Wen das Buch interessiert, 
es ist im Open Access zugänglich, gratis im 
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Internet. Eine sehr spannende Sache und di-
rekt für den Aargau gemacht. Darum empfehle 
ich, dass wir das weiterhin unterstützen, dass 
wir wichtige theologische Forschung weiterhin 
möglich machen. Denn es ist so, wenn wir als 
Kirche sagen, wir brauchen die Forschung 
nicht mehr, wir wollen das alles nicht, wieso 
soll es dann irgendwann einmal jemand ande-
res zahlen? Ich brauche es zum Arbeiten in 
der Kirche.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke. Gibt 
es weitere Wortmeldungen? Möchte der Kir-
chenrat noch etwas sagen?“ 
 
Barbara Stüssi-Lauterburg, Kirchenrätin: „Ich 
möchte den Votanten danken. Man sagt, man 
solle das eine tun und das andere nicht lassen. 
Ich möchte ebenfalls dafür einstehen, dass 
man die theologische und die sozialdiakoni-
sche Ausbildung, die beide ohne Zweifel sehr 
wichtig und wertvoll sind, nicht miteinander 
vermischt. Die Landeskirche tut ja eigentlich 
genau das, sie macht das eine und lässt das 
andere nicht. Sie unterstützt beide Institutio-
nen. In Zahlen: Im aktuellen Budget sind 
30’000 Franken für die Uni Basel, die heute 
zur Diskussion stehen. 22’500 Franken erhält 
das TDS Aarau als Direktbeitrag. Zusätzlich 
gehen – das ist im Budget auch drin – über 
das Konkordat respektive die KiKo 10’500 
Franken an die Uni Basel und 7’100 Franken 
ans TDS und dann nochmals 27'000 Franken 
für Gemeindepraktika und für die Anstellung 
von Studierenden ans TDS. Zusammengezählt 
erhält die Uni Basel 40’500 Franken und das 
TDS 56'600 Franken. Das ist eine sehr sum-
marische Rechnung, aber ihr seht, es kein Un-
gleichgewicht. Es wäre uns im Moment auch 
nicht bekannt, dass das TDS in akuten Geld-
nöten ist. Sonst würde es hoffentlich einen An-
trag stellen, dann kann man diesen auch dis-
kutieren. Ich meine wirklich, man sollte diese 
Sachen trennen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Wenn es kei-
nen Diskussionsbedarf mehr gibt, kommen wir 
zur Abstimmung. Ihr habt den Antrag vorlie-
gen. Wir brauchen keine Schlussabstimmung, 
weil es nur ein Antrag ist.“ 
 
 

Antrag Kirchenrat: 
Die Synode bewilligt einen Verpflichtungskredit 
von total CHF 90’000 in drei Tranchen à je 
CHF 30'000, verteilt über die Jahre 2026–
2028, zur Mitfinanzierung einer Assistenzstelle 
am Lehrstuhl Aussereuropäisches Christentum 
der Theologischen Fakultät der Universität Ba-
sel. 
 
 
Abstimmung 
Der Antrag des Kirchenrats wird mit einigen 
Gegenstimmen angenommen. 
 
 
 
2025-0084 W1.0 
 
 
Beantwortung Motion von Roland Frauchi-
ger vom 16.10.2019 betreffend Schaffung 
von Grundlagen für verbandsartige Körper-
schaften 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Damit kom-
men wir zu Traktandum 13, Beantwortung der 
Motion von Roland Frauchiger vom 16.10.2019 
betreffend Schaffung von Grundlagen für ver-
bandsartige Körperschaften. Für den Kirchen-
rat spricht Gerhard Bütschi.“ 
 
Gerhard Bütschi, Kirchenrat: „Lieber Synode-
präsident Lutz Fischer, lieber Motionär Roland 
Frauchiger, liebe Synodale. Ich darf im Namen 
des Kirchenrats die am 19. Oktober 2019 vom 
Synodalen Roland Frauchiger eingereichte 
Motion betreffend Schaffung von Grundlagen 
für verbandsartige Körperschaften beantwor-
ten. Es ist nicht Usanz, dass sich der Kirchen-
rat insgesamt sechs Jahre Zeit nimmt, um eine 
Motion zu beantworten. Für die materielle Be-
antwortung der Motion Frauchiger hat sich der 
Kirchenrat jedoch diese Zeit nehmen müssen, 
damit sichergestellt werden kann, dass die 
Verankerung von verbandsartigen Körper-
schaften in der Rechtsordnung unserer Lan-
deskirche mit der Stossrichtung der Kirchenre-
form kompatibel ist oder eben auch nicht. Jetzt 
fühlt sich der Kirchenrat – unter Bezugnahme 
auf die sich abzeichnende Ausgestaltung und 
Konkretisierung der Kirchenreform – in der 
Lage, die Motion schlüssig zu beantworten. 
Der Kirchenrat ist sich bewusst, dass er die 
Geduld des Motionärs arg hat strapazieren 
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müssen und bittet ihn darum um Verständnis 
und Nachsicht. Der Kirchenrat ist der Auffas-
sung, dass mit dem Zuwarten der Beantwor-
tung der Motion die Entscheidsicherheit sub-
stanziell hat erhöht werden können. Der Kir-
chenrat dankt dem Motionär, dass dieser ein-
gewilligt hat, die Schaffung von verbandsarti-
gen Körperschaften im Kontext der Kirchenre-
form zu prüfen. Der Kirchenrat hat das Anlie-
gen der Motion sehr sorgfältig geprüft und sich 
viele Gedanken dazu gemacht. Er ist dabei 
zum Schluss gekommen, dass es aus seiner 
Sicht nicht sinnvoll ist, eine neue rechtliche 
Struktur für verbandsartige Körperschaften zu 
schaffen. Der Kirchenrat möchte darauf hinwir-
ken, das System Landeskirche, verstanden als 
Kirchgemeinden und Landeskirche, zu verein-
fachen. Er möchte deshalb davon absehen, 
das System Landeskirche um eine zusätzliche 
Struktur zu erweitern, um das zentrale Anlie-
gen der Motion zu erfüllen, nämlich die Ver-
besserung der Zusammenarbeit zwischen 
Kirchgemeinden bei der Anstellung von Perso-
nal – insbesondere bei der Wahl von ordinier-
ten Mitarbeitenden – mittels verbandsartiger 
Körperschaften. Für den Kirchenrat würde die 
Etablierung von verbandsartigen Körperschaf-
ten eine erhebliche Zunahme der Komplexität 
des Systems Kirche bedeuten, und dies 
stünde den Bestrebungen der Kirchenreform, 
die kirchlichen Strukturen zu vereinfachen, dia-
metral gegenüber. Die Reformierte Kirche Aar-
gau soll in den Augen des Kirchenrats viel-
mehr in eine agile und wandlungsfähige Orga-
nisation transformiert werden. Wenn die ordi-
nierten Mitarbeitenden neu durch eine ver-
bandsartige Körperschaft angestellt würden 
und nicht wie bisher durch den Beschluss ei-
ner Kirchgemeindeversammlung gewählt wer-
den, dann müsste zu diesem Zweck sogar die 
Kantonsverfassung und auch das Organisati-
onsstatut geändert werden. Eine Änderung der 
Kantonsverfassung oder auch des Organisati-
onsstatuts zu provozieren, erachtet der Kir-
chenrat nicht als tunlich. 
Die negative Entwicklung der Kirchensteuerer-
träge hat etliche Kirchgemeinden – und das 
verfolgt der Kirchenrat mit Besorgnis – an die 
Grenze geführt, die, wenn sie überschritten 
wird, das selbstständige Agieren dieser Kirch-
gemeinden nicht mehr gewährleistet. Dieser 
Trend wird sich in der nahen Zukunft fortset-
zen und sich zusätzlich durch den Mangel an 
kirchlichem Personal noch verschärfen. Die 
Schaffung von verbandsartigen 

Körperschaften ist in diesem Szenario aus der 
Sicht des Kirchenrats keine nachhaltige Strate-
gie. Der Kirchenrat hat darum in der Vision 
2030 festgehalten, dass er mit der Förderung 
von Fusionen die autonome Handlungsfähig-
keit von Kirchgemeinden erhalten will. In der 
schriftlichen Beantwortung der Motion des Sy-
nodalen Roland Frauchiger, die ihr mit den Un-
terlagen erhalten habt, hat der Kirchenrat noch 
weitere Gründe aufgeführt, weshalb er keine 
verbandsartigen Körperschaften einführen 
möchte. Da nach der Behandlung dieses Ge-
schäfts noch andere Geschäfte warten, 
möchte ich aus Zeitgründen darauf verzichten, 
die Sachverhalte, die in der schriftlichen Be-
antwortung ausgeführt werden, zu erläutern. In 
Punkt 10 der schriftlichen Beantwortung der 
Motion zieht der Kirchenrat denn auch das Fa-
zit, dass die Motion zu mehr Komplexität im 
System Kirche und zu einer Minderung der de-
mokratischen Mitwirkung führen würde. Zudem 
würde bei der Einführung von verbandsartigen 
Körperschaften ein sehr grosser Aufwand ent-
stehen. Mit Blick auf die Prognose der Ent-
wicklung der Steuererträge sind verbandsar-
tige Körperschaften kein nachhaltiges Mittel, 
um die Autonomie der Kirchgemeinden zu 
stärken. Für den Kirchenrat ist darum die Ver-
hältnismässigkeit von Nutzen und Aufwand 
nicht gegeben. Deshalb – gestützt auf die vor-
gebrachten Erwägungen und Begründungen – 
stellt der Kirchenrat der Synode den Antrag, 
die Motion des Synodalen Roland Frauchiger 
ohne Änderung der Rechtsordnung abzu-
schreiben. Wir hoffen, dass sich der Motionär 
mit diesem Vorgehen einverstanden erklären 
kann. Ich danke für die Aufmerksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, 
Gerhard Bütschi. Ihr habt es gehört, der Kir-
chenrat beantragt, die Motion ohne Rechtsän-
derung abzuschreiben. Gibt es Wortmeldun-
gen dazu? Roland Frauchiger.“ 
 
Roland Frauchiger, Kirchgemeinde Thalheim: 
„Geschätzter Präsident, werte Kirchenräte, 
liebe Synodale. Ich kann die Hoffnung von 
Gerhard Bütschi nicht erwidern. Dass ich nicht 
glücklich bin, können Sie sich denken. Dass 
der Kirchenrat nicht einverstanden ist, wissen 
wir seit fünfeinhalb Jahren. Der Kirchenrat 
hatte die Motion damals nicht annehmen wol-
len, sie wurde dann trotzdem überwiesen. 
Mein Unverständnis fängt damit an, dass im 
letzten a+o steht, der Motionär habe die 
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Motion seinerzeit an den Kirchenrat überwie-
sen. Das ist natürlich nicht so. Es war die Sy-
node, die die Motion überwiesen hat. Die Sy-
node, gemäss Organisationsstatut, Artikel 7, 
das oberste Organ der Evangelisch-Reformier-
ten Kirche des Kantons Aargau, hat dem Kir-
chenrat als Ausführungsorgan einen Auftrag 
erteilt – und Roland Frauchiger als Motionär 
hat das Anliegen lediglich im Voraus formuliert, 
aber nicht überwiesen. Ich glaube, das ist ein 
schönes Beispiel für Missverständnisse. Dass 
man es in die Kirchenreform einfliessen lässt, 
hatte ich das Gefühl, ergibt durchaus einen ge-
wissen Sinn. Ich bin einmal von einer Arbeits-
gruppe eingeladen worden und habe dort ein 
paar Ideen hineingeben dürfen. Seither habe 
ich aber nichts mehr gehört. Der Kirchenrat ar-
gumentiert, dass Kirchenverbände eine Aufblä-
hung bedeuten würden. Ich habe das Protokoll 
von damals hervorgenommen; damals hatte 
ich gesagt, es gehe mir nicht darum, dass man 
mit Lastwagen Gipfeli einkaufen gehen soll. 
Das ist jetzt genau passiert. Das Phantom, das 
der Kirchenrat in der vorliegenden Botschaft 
beschreibt, ist, mit Lastwagen Gipfeli einkau-
fen zu gehen. Er schreibt von einer grossen 
Halle, die man braucht, um den Lastwagen 
hineinzustellen, von den Chauffeuren, die ei-
nen Fahrausweis der entsprechenden Katego-
rie haben und alle paar Jahre eine medizini-
sche Untersuchung machen müssen. Er redet 
von den Treibstoffpreisen und von weiss nicht 
was allem. Aber es geht gar nicht um das. Um 
was geht es denn sonst? Ich kann das in fünf 
Minuten nicht erklären. Aber der Kirchenrat 
hätte die Gelegenheit gehabt, um auf mich zu-
zukommen, und vielleicht wird er sie auch 
nochmals haben. Ich finde das Fazit mutig, 
das der Kirchenrat in seiner Botschaft zieht, 
ohne dass er etwas vorlegt. Man hat nichts 
Konstruktives gemacht. «Die Motion führt zu 
mehr Komplexität im System Kirche, zu einer 
Minderung der demokratischen Mitwirkung und 
bedeutet einen grossen Aufwand. Die Verhält-
nismässigkeit von Nutzen und Aufwand ist 
nicht gegeben» Er schreibt dann von Demo-
kratie, von Finanzen, und was er wohl noch 
vergessen hat, ist, dass sich die Kirchenaus-
tritte noch beschleunigen könnten. Der Kir-
chenrat beansprucht für sich, dass, wenn er 
nichts vorlegt, er dies gemäss § 47 Absatz 5 
der Geschäftsordnung für die Synode macht. 
Demgemäss habe er nämlich das Recht, eine 
abweichende Meinung zu vertreten und die 
Abschreibung der Motion ohne Änderung der 

Rechtsordnung zu beantragen. Ich sage Ihnen 
jetzt, was dort steht und werde in den folgen-
den Ausführungen meine Sicht, meine Deu-
tung dieses Abschnitts wiedergeben. Auch 
wenn ich es nicht immer wiederholen werde, 
es ist meine Deutung, vielleicht klingt es dann 
absolut, so absolut meine ich es nicht, aber es 
ist meine Überzeugung. Dort steht: Eine (von 
der Synode, dem obersten Organ) als erheb-
lich erklärte Motion geht zur Berichterstattung 
und Antragstellung – nicht: oder Antragstellung 
– an den Kirchenrat. Es bleibt ihm unbenom-
men, eine von der Motion abweichende Mei-
nung zu vertreten und der Synode Gegenvor-
schläge vorzulegen. Nehmen Sie als Beispiel 
das Traktandum 15, das nachher kommt, den 
Vorschlag, dass Pfarrer bis 70 Jahre arbeiten 
können sollen. Das könnte der Kirchenrat aus-
arbeiten, er könnte es aber auch nicht so toll 
finden und das Gefühl haben, 68 sei alt genug. 
Dementsprechend würde er dann einen Ge-
genvorschlag ausarbeiten, nur bis 68, und den 
Vorschlag mit den 70 Jahren ablehnen. Er 
überlässt der Synode die Entscheidungsho-
heit, selbst zu beurteilen, was sie will. So wie 
es der Kirchenrat hingegen mit der vorliegen-
den Motion gemacht hat, hat er sich geweigert, 
seine Arbeit zu machen – man muss das so 
sagen und darf das auch so protokollieren. Er 
hat keine Lösung präsentiert, sondern die Mo-
tion wie ein Postulat behandelt und gesagt, wir 
sind anderer Meinung. Wir wollen das so nicht. 
Die Synode kann jetzt eigentlich gar nicht ent-
scheiden, was sie will.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Roland Frau-
chiger, du bist bereits eine halbe Minute über 
der zulässigen Redezeit.“ 
 
Roland Frauchiger, Kirchgemeinde Thalheim: 
„Ich bin gerade fertig. Aus meiner Sicht ist das 
Thema noch nicht fertig, und darum stelle ich 
einen Ordnungsantrag auf Rückweisung.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Zur Klärung: 
Du kannst ja auch einfach gegen die Abschrei-
bung votieren, dann bleibt die Motion unbeant-
wortet und der Kirchenrat muss sie weiterbear-
beiten, reicht dir das nicht? – Zum Vorgehen: 
Die Motion wurde überwiesen. Der Kirchenrat 
bringt etwas, du sagst, es sei vielleicht nicht 
ganz rechtskonform, oder es fehlt dir die Vor-
lage. Dann kann man entweder die Motion auf-
rechterhalten – würde ich sagen –, indem man 
den Antrag ablehnt, das ist das Einfachste. 
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Oder hast du im Sinn, dem mit einer Rückwei-
sung ein stärkeres Gewicht zu geben, damit 
der Kirchenrat etwas Bestimmtes machen 
muss?“ 
 
Roland Frauchiger, Kirchgemeinde Thalheim: 
„Mir ist nicht klar, was es wirklich heissen 
würde, wenn man es ablehnt? Eine Rückwei-
sung wäre ein Auftrag, dass von Seiten Kir-
chenrat ein Vorschlag kommen muss, damit 
die Synode eine Entscheidung treffen kann.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ja, wenn man 
es zurückweist, hat es ein stärkeres Gewicht. 
Eigentlich wird bei einer Rückweisung sofort 
abgestimmt, und man darf nichts mehr dazu 
sagen. Aber wenn Roland Frauchiger einver-
standen ist, darf sich der Kirchenrat noch dazu 
äussern. Ist das okay? Gut, Christoph Weber-
Berg.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Geschätzte Synode, lieber Motionär, lieber 
Roland, wir nehmen von dir immer mal wieder 
eine Schelte entgegen, das gehört zum Ge-
schäft. Aber den Vorwurf einer quasi Arbeits-
verweigerung – da muss ich sagen, Moment, 
nein! Wir haben heute die Förderung von Zu-
sammenschlüssen vorgelegt, und wir haben 
das Anliegen dieser Motion in diesem Zusam-
menhang in Betracht gezogen. Das heisst, wir 
haben die Hausaufgaben im Zusammenhang 
mit dieser Motion gemacht. Du hast recht, wir 
haben diesen Antrag zur Förderung von Zu-
sammenschlüssen nicht unter dem Trak-
tandum Motion Frauchiger gebracht. Aber 
wenn man das Gesamtbild sieht, dann sieht 
man, der Kirchenrat hat gearbeitet. Er hat das 
Anliegen in Betracht gezogen und ist jetzt der 
Auffassung, wir fördern Zusammenschlüsse, 
und für die Zusammenarbeitsformen unterhalb 
des Zusammenschlusses reicht der jetzige ge-
setzliche Rahmen aus. Das ist die Auffassung 
des Kirchenrats und darum bitte ich die Sy-
node, diese Motion abzuschreiben.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Roland Frau-
chiger, auch du sollst noch einmal die Chance 
haben, zu reagieren, wenn du willst. Wenn 
nicht, stimmen wir ab. Ich denke, es ist klar, 
worum es geht. Der Kirchenrat beantragt die 
Abschreibung der Motion, dann wäre sie erle-
digt. Roland Frauchiger beantragt die Rück-
weisung, das heisst der Kirchenrat bekommt 
die Motion nochmals auf den Tisch und muss 

einen Gesetzestext ausarbeiten oder irgend-
eine Rechtsformänderung, bei der der Kirchen-
rat, das steht so in der Geschäftsordnung der 
Synode, auch dagegen sein kann. Ja, Roland 
Frauchiger, wenn ich das nicht gut erklärt 
habe, mach du das.“ 
 
Roland Frauchiger, Kirchgemeinde Thalheim: 
„Ich will festhalten, dass ich selbstverständlich 
gerne mit dem Kirchenrat zusammen eine Lö-
sung suchen werde. Ich sehe, dass es in der 
Formulierung der Motion ein paar Wörter drin 
hat, die man falsch verstehen kann, eben mit 
dem Lastwagen Gipfeli holen gehen. Gleich-
zeitig sehe ich die Problematik, die in den Ge-
meinden echt vorhanden ist. Der Kirchenrat 
soll sich nicht wieder etwas aus dem Daumen 
saugen müssen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Wichtig ist, 
dass ihr abstimmungsreif seid. Wir stimmen 
ab. Wer für eine Rückweisung zurück an den 
Kirchenrat ist, den bitte ich jetzt um Handerhe-
ben. Bitte das Ergebnis sicherheitshalber aus-
zählen. – Wer gegen die Rückweisung ist, das 
heisst dafür, dass wir das Geschäft weiter be-
handeln und über den Antrag abstimmen, bitte 
ich jetzt um Handerheben. Danke.“ 
 
 
Abstimmung 
Der Rückweisungsantrag Frauchiger wird mit 
44 Ja-Stimmen und 67 Nein-Stimmen abge-
lehnt. 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gibt es noch 
Wortmeldungen oder können wir bereits über 
den Antrag des Kirchenrats abstimmen? Keine 
Wortmeldung, das heisst, wir stimmen ab.“ 
 
 
Antrag des Kirchenrats 
Die Synode schreibt die Motion ohne Ände-
rung der Rechtsordnung ab. 
 
 
Abstimmung 
Der Antrag wird mit 62 Stimmen und 42 Ge-
genstimmen angenommen und die Motion ab-
geschrieben. 
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2025-0085    K1.0 
 
 
Beantwortung Motion von Jürg Luchsinger 
vom 18.09.2024 betreffend Teilnahme an 
Kirchenpflegesitzungen von ordinierten An-
gestellten insbesondere mit kleinen Stellen-
pensen 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Weil mit die-
ser Vorlage rechtliche Änderungen beantragt 
werden, hat die GPK das Geschäft vorgeprüft, 
und Sabine Zehnder hat das Wort.“ 
 
Sabine Zehnder, Kirchgemeinde Aarau, im Na-
men der GPK: „Lieber Synodepräsident, liebe 
Mitglieder des Kirchenrats, liebe Synodale. Der 
Kirchenrat beantragt unter Traktandum 14 eine 
Teilrevision der Kirchenordnung im Zusam-
menhang mit Änderungen betreffend die Teil-
nahme von ordinierten Angestellten an Kir-
chenpflegesitzungen – es soll dabei vor allem 
um ordinierte Angestellte mit kleinen Stellen-
pensen gehen. Die Änderung soll am 1. Okto-
ber 2025 in Kraft treten. Das Anliegen von Mo-
tionär Jürg Luchsinger ist aus Sicht GPK ver-
ständlich und nachvollziehbar. Das Gleiche gilt 
für die Vorlage des Kirchenrats. Wir haben uns 
in der GPK aber gefragt, ob man das Delegati-
onsprinzip zwingend in jedem Fall für beide 
Berufsgruppen der ordinierten Dienste anwen-
den muss. Oder wäre es vielleicht sinnvoll, je 
nach Situation in der Kirchgemeinde, das De-
legationsprinzip nur für die eine oder die an-
dere Berufsgruppe zu beschliessen? 
Zudem hat sich die GPK gefragt, warum die 
Gesetzesänderung, wie auch viele andere vor-
her schon, ausgerechnet am 1. Oktober in 
Kraft treten soll und nicht am 1. Januar? 
Die Mehrheit der GPK empfiehlt, den beiden 
Anträgen zuzustimmen, freut sich aber auf 
eine lebendige Diskussion. Vielen Dank.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Sa-
bine Zehnder. Für den Kirchenrat spricht 
Christian Bieri.“ 
 
Christian Bieri, Kirchenrat: „Ich fasse mich kür-
zer als vorher Gerhard Bütschi. Es ist ja auch 
eine Motion, die erst ein halbes Jahr alt ist und 
nicht aus Vor-Corona-Zeiten stammt wie die 
vorherige Motion. Wir vermuten auch, dass die 
Vorlage im Grossen und Ganzen unbestritten 
ist, wie Sabine Zehnder ja vorhin auch gesagt 

hat. Der Vorschlag des Kirchenrats nimmt das 
Hauptanliegen der Motion auf, dass bei ergän-
zenden Kleinpensen in Kirchgemeinden die 
entsprechenden Ordinierten von der ver-
pflichtenden Mitarbeit in der Kirchenpflege ent-
bunden werden können. Das passiert durch 
eine kleine Anpassung des Delegationsprin-
zips. Deshalb betrifft die Vorlage auch nur 
Kirchgemeinden ab einer gewissen Grösse. 
Kleinere Kirchgemeinden mit Einzelpfarramt 
oder einer einzigen Diakoniestelle kennen kein 
Delegationsprinzip. Die Vorlage betrifft die klei-
nen Gemeinden also nicht, aber sie schadet 
ihnen auch nicht. Das will ich betonen. Man 
mag zwar sagen, wir haben ja nichts davon. 
Aber es schadet auch nicht. Der Kirchenrat be-
tont an dieser Stelle, das möchte ich noch sa-
gen, dass alle Ordinierte, egal wie gross ihr 
Pensum ist, theologisch verantwortlich bleiben 
und auch weiterhin Antragsrechte und Akten-
einsicht in der Kirchenpflege haben. Und noch 
etwas: Selbstverständlich sind die Kirchge-
meinden weiterhin frei, diese Anpassung vor-
zunehmen oder auch nicht. Das ist beim Dele-
gationsprinzip jetzt schon so gewesen, das soll 
auch weiterhin so bleiben. Es soll situativ für 
eine Kirchenpflege entschieden werden, wol-
len wir das, macht das für uns Sinn oder macht 
das keinen Sinn. Darum bitte ich Sie, den ent-
sprechend vorgeschlagenen Änderungen der 
Kirchenordnung zuzustimmen. Zur Frage be-
treffend 1. Oktober, das ist wegen der Fristen 
einfach der frühestmögliche Zeitpunkt des In-
krafttretens, man hätte auch sagen können, 
1. Januar des kommenden Jahres.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Chris-
tian Bieri. Es gibt keine Eintretensfrage, weil 
die Motion von der Synode ja bereits überwie-
sen worden ist. Das heisst, wir haben gesagt, 
dass wir darüber reden wollen. Von daher 
meine Frage: Gibt es Wortmeldungen zur Bot-
schaft, danach kommen wir zu Synopse. 
Christian Vogt.“ 
 
Christian Vogt, Kirchgemeinde Frick: „Ich finde 
es eine spannende, eine schöne, scheinbar 
elegante Lösung – zumindest auf den ersten 
Blick – für ein Problem, das sich ja tatsächlich 
stellt. Warum einen Grossteil der Arbeitszeit ei-
nes kleinen Pensums in Sitzungen verbringen? 
Wer dann einen zweiten Blick wagt und ein 
bisschen böse denkt – und ich denke zwi-
schendurch etwas böse –, dann stellt man sich 
eine mittelgrosse Kirchgemeinde vor, zwei 
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Pfarrpersonen, einmal 80% und einmal 100%, 
klassisch gedacht bei der Auswahl. Eine libe-
rale Pfarrperson, die sagt, Gott ist ein Symbol, 
und es ist gut, dass man darüber redet. Und 
eine positive Person, die sagt, nein, Gott ist 
eine Entität ausserhalb von Raum und Zeit, 
wirkt aber in unser Konzept hinein. Die Kirch-
gemeinde ist mittelgross, das heisst, sie kann 
es sich leisten, für die Kinderarbeit eine Sozial-
diakonin mit 20% anzustellen, für die Jugend 
jemand anderes mit 15%. Eine dritte Person 
für die Senioren mit nochmals 25%. Mit den 
jetzigen Delegationsmodellen alles kein Prob-
lem. Diese Kirchgemeinde hat das Delegati-
onsmodell bereits eingeführt. Sie hat die bei-
den Pfarrpersonen mit den sehr unterschiedli-
chen Ansichten in der Kirchenpflege gehabt, 
hat beide dort gehört, hat aber auch nicht alle 
drei sozialdiakonischen Mitarbeitenden zu al-
len Sitzungen einladen müssen. Diese ele-
gante Lösung zwingt jetzt aber die Kirchen-
pflege, sich zu entscheiden, zumindest wenn 
man danach geht, was die Vorlage vorschlägt. 
Sie sieht nämlich nicht vor, dass die Kirchge-
meindeversammlung für den einen Dienst das 
Delegationsprinzip beschliessen könnte und 
für den anderen nicht. Der Wortlaut ist klar, sie 
kann entweder Delegation oder aber die An-
wesenheit aller verlangen. Überlegt man je-
doch ein bisschen weiter und geht davon aus, 
dass die Anregung, die wir heute beschlossen 
haben, nämlich dass die Gemeinden fusionie-
ren, wirklich zu einer Grosskirchgemeinde Aar-
gau West und einer Grosskirchgemeinde Aar-
gau Ost mit entsprechend vielen Pfarrerinnen 
und Pfarrer und entsprechend vielen Sozialdia-
koninnen und Sozialdiakonen führt, dann 
müsste je eine Person in dieser Kirchenpflege 
die Gesamtheit aller ordinierten Dienste vertre-
ten. Das würde allerdings darauf hinauslaufen, 
dass die Kirchenpflege, die das Ganze führen 
soll, ihre Ordinierten nicht mehr kennt. Aktuell 
haben wir über Katechetinnen geredet. Ich 
kenne meine Katechetinnen und Katecheten 
praktisch nicht, sie sind wie Satelliten, die frei 
um die Kirchgemeinde herumschwirren, die ei-
nen guten Job machen, aber ich erfahre von 
ihnen erst, wenn es Probleme gibt. In der Kir-
chenpflege bin ich in Kontakt mit denen, die 
darin vertreten sind. In der Kirchenpflege kann 
ich die Geschäfte so aufarbeiten, dass man es 
miteinander diskutieren kann. Ich habe vor 20 
Jahren als Kirchenpfleger im Kanton Zürich er-
lebt, was es heisst, mit Delegationsprinzip zu 
arbeiten, nämlich in dieser Form, dass man 

alle Geschäfte hochgradig verschriftlicht hat. 
Nicht weil es die Kirchenpflegerinnen und Kir-
chenpfleger gebraucht hätten, sondern damit 
eben bei uns damals nicht die Sozialdiakone 
und Sozialdiakoninnen, sondern der Pfarrkon-
vent eine Haltung zum jeweiligen Geschäft be-
schliessen konnte. Wenn man diesen Aufwand 
rechnet, dann wäre es mir lieber, es kämen 
alle an die Sitzungen, und dafür hätte ich als 
Kirchenpfleger weniger zu tun. Ich empfehle 
deshalb, den Antrag zurückzuweisen und die 
Motion noch nicht abzuschreiben, sondern 
dem Kirchenrat die Chance zu geben, eine Lö-
sung zu finden, die wirklich hilft, die tiefen Stel-
lenprozente von Sitzungen zu entlasten und 
nicht mit der scheinbar eleganten Lösung neue 
Probleme zu schaffen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Wir haben ei-
nen Rückweisungsantrag, dann müssen wir 
sofort abstimmen – ah nein, der wurde noch 
nicht gestellt. Das ist gut. Ihr wisst ja schon, 
wie es läuft. Spannend, heute haben wir viele 
Rückweisungsanträge. Rückweisung, das 
heisst, man müsste, wenn man das annimmt, 
dem Kirchenrat ein bisschen etwas mitgeben. 
Gibt es weitere Wortmeldungen? Rolf Arnold 
hat das Wort.“ 
 
Rolf Arnold, Kirchgemeinde Mellingen: „Wir 
sind in Mellingen schon seit Jahren so unter-
wegs, dass nicht alle Ordinierten Stimmrecht 
haben. Die Erfahrung zeigt aber, was ja zuläs-
sig ist, dass wenn jemand kein Stimmrecht hat, 
er oder sie trotzdem an den Sitzungen teilneh-
men kann. Davon haben bis anhin die meisten 
Gebrauch gemacht; auch wenn sie mit kleinem 
Pensum nicht stimmberechtigt waren, haben 
sie an den Sitzungen teilgenommen. Mich er-
staunt daher der jetzige Lösungsansatz, und 
ich würde dafür plädieren, im Falle einer Rück-
weisung ein Modell auszuarbeiten, das unab-
hängig vom Pensum der Ordinierten deren 
Teilnahme an den Sitzungen entschädigt.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gibt es wei-
tere Wortmeldungen? Ja, Jürg Luchsinger. 
Jetzt musst du doch noch etwas zu deiner Mo-
tion sagen.“ 
 
Jürg Luchsinger, Kirchgemeinde Birr: „Ich 
habe diese Motion eingereicht und möchte 
dem Kirchenrat herzlich dafür danken, dass ich 
nicht sechs Jahre warten musste. Vielleicht 
geht es nun aber sechs Jahre, bis wir sie 
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endlich abgeschrieben haben. Ich bin mal ge-
fragt worden, wie ich mein Anliegen umsetzen 
würde. Ich habe ja geschrieben, der Kirchenrat 
solle Möglichkeiten prüfen, und nicht, wie er es 
machen soll. Das mit dem Delegationsprinzip 
war eine der Möglichkeiten – mir hätte aber 
eher vorgeschwebt, was mein Vorredner ge-
sagt hat. Dass man die Teilnahme an den Sit-
zungen aus der Arbeitszeit herausnimmt und 
mit Sitzungsgeld entschädigt. Dann sind wir 
wieder flexibler, dann können die Leute an den 
Sitzungen teilnehmen, verbraten aber nicht 
ihre Arbeitszeit damit. Aber nochmals: vielen 
Dank, und ich kann mit beiden Varianten le-
ben.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gut, gibt es 
weitere Wortmeldungen? Wenn nicht, Chris-
tian Vogt, möchtest du deinen Rückweisungs-
antrag jetzt stellen? Oder möchte sich der Kir-
chenrat vorher noch dazu äussern?“ 
 
Christian Vogt, Kirchgemeinde Frick: „Ich stelle 
den Rückweisungsantrag – mit dem Auftrag an 
den Kirchenrat, andere Lösungen zu prüfen, 
die vorher genannt worden sind.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Rückwei-
sungsantrag heisst, es wird sofort darüber ab-
gestimmt.“ 
 
 
Rückweisungsantrag 
Das Geschäft wird an den Kirchenrat zurück-
gewiesen. 
 
 
Abstimmung 
Der Rückweisungsantrag wird mit 83 Stimmen 
und 28 Gegenstimmen angenommen. Das Ge-
schäft geht zurück an den Kirchenrat zur Aus-
arbeitung eines anderen Vorschlags. 
 
 
 

2025-0086 P1.0 
 
 
Beantwortung Motion von Dieter Gerster 
und Mitunterzeichnenden vom 26.09.2024 
betreffend neuer Regelung für Wahl bzw. 
Anstellung von pensionierten Pfarrperso-
nen über die Pensionierung hinaus 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Für die GPK 
hat Henry Sturcke das Wort.“ 
 
Henry Sturcke, Kirchgemeinde Döttingen-
Klingnau-Kleindöttingen, für die GPK: „Lieber 
Synodepräsident, geschätzter Kirchenrat, liebe 
Synodale. Wie bei Traktandum 14 haben wir 
es bei Traktandum 15 mit der Beantwortung ei-
ner Motion zu tun, die einen Antrag auf Geset-
zesänderungen mit sich bringt. Vordergründig 
wird dies als Massnahme gegen den Mangel 
an kirchlichem Personal präsentiert. Als wir 
das in der GPK besprochen haben, hat einer 
von uns schnell gerechnet. Wenn tatsächlich 
alle Ordinierten bis 70 statt bis 65 Jahre arbei-
ten würden, wäre eine typische Karriere 10–
14% länger, was ungefähr unseren Pfarrman-
gel wettmacht. Ob es so kommt, was der effek-
tive Gewinn bei dieser Änderung sein wird, 
bleibt offen. Schaden kann es jedenfalls nicht. 
Bei unserer Entscheidung heute sollten wir uns 
aber auch fragen, ob diese Massnahme auch 
hält, wenn irgendwann kein Mangel an Ordi-
nierten mehr besteht. Das ist durchaus mög-
lich. Und hier ist die GPK der Meinung, dass 
ein Aspekt dieser Änderung, der beim ersten 
Blick als Nebeneffekt erscheint, sich eventuell 
als Hauptvorteil erweisen kann. Nämlich bei 
der gewonnenen Flexibilität in der Gestaltung 
der Endphase einer beruflichen Laufbahn. 
Dies könnte nicht nur für die Ordinierten von 
Vorteil sein, sondern auch für die Kirchgemein-
den. Wir haben nicht mehr einen fixen Termin 
Ende des Monats, in dem diese Person 65 
Jahre alt wird, sondern das kann verhandelt 
und die beste Lösung für beide Seiten gesucht 
werden. Ebenfalls begrüsst die GPK die Aus-
dehnung bei Stellvertretungen, dass diese län-
ger als bisher gemacht werden können. Die 
GPK empfiehlt, in das Geschäft einzutreten 
und die Anträge des Kirchenrats anzuneh-
men.“ 
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Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Henry 
Sturcke. Für den Kirchenrat hat das Wort Cat-
herine Berger.“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Lieber Syno-
depräsident, liebe Synodale. Mit seiner Motion 
hat Dieter Gerster und seine Mitunterzeichnen-
den im Kirchenrat eine offene Tür eingerannt. 
Das Anliegen ist überzeugend und hilft dem 
Mangel an ordinierten Dienstnehmenden ent-
gegenzuwirken, soweit dies möglich ist. Die 
Umsetzung der Motion nimmt uns alle aber 
nicht aus der Pflicht, die kirchlichen Berufe 
weiterhin attraktiv zu halten, allenfalls auch auf 
die Bedürfnisse der Menschen und unserer 
Kirchgemeinden anzupassen, damit junge 
Menschen weiterhin mit Freude und Zuversicht 
berufliche Perspektiven in unseren Kirchen fin-
den. Aber das ist ein anderes Reformthema, 
mit dem wir uns in den nächsten Jahren wer-
den befassen müssen – wie auch mit den Ar-
beitsbedingungen, die uns jetzt zurückgewie-
sen worden sind, und wo wir nochmals dar-
über gehen müssen. Zurück zu dieser Motion: 
Sie verlangt, dass der Kirchenrat eine Geset-
zesrevision vorbereiten soll, damit ordinierte 
Dienstnehmende zwischen 65 und 70 Jahren 
gewählt werden können, und die heutige Vor-
lage ermöglicht dies. Im neuen § 14 Absatz 1 
des DLD steht, dass das Dienstverhältnis am 
letzten Tag des Monats endet, in dem die ordi-
nierte Person das 65. Altersjahr vollendet hat. 
Bisher konnte das Dienstverhältnis nur in der 
Funktion als Stellvertreterin oder Stellvertreter 
mit Zustimmung der Kirchenpflege befristet 
weitergeführt werden. Gemäss dem neuen Ab-
satz 3 besteht neu, wie es die Motion verlangt, 
die Möglichkeit, das Dienstverhältnis nach Er-
reichen der Altersgrenze durch Wahl zu ver-
längern. Wenn eine Pfarrperson oder eine So-
zialdiakonin 65 Jahre alt geworden ist, verlän-
gert sich das Dienstverhältnis aber nicht auto-
matisch. Das Dienstverhältnis muss wieder 
neu begründet werden. Das ist wichtig, weil 
man dann neu verhandeln muss, neu darüber 
reden, was allen dient. Für die Neubegründung 
bestehen neu zwei Möglichkeiten: Entweder 
wird das Dienstverhältnis wie bisher von der 
Kirchenpflege durch Anstellung als Stellvertre-
terin oder Stellvertreter erneuert, oder die Kir-
chenpflege setzt neu eine Wahl an, und dann 
kann das Dienstverhältnis durch Wahl erneuert 
werden. Das muss in der folgenden Kirchge-
meindeversammlung passieren. Wenn die Kir-
chenpflege sich dafür ausspricht, dass eine 

Wahl ausgeschrieben wird, dann gilt das nor-
male Wahlprozedere. Das Dienstverhältnis en-
det gemäss dem neuen Wortlaut aber in jedem 
Fall am letzten Tag des Monats, in dem die 
Pfarrerin oder der Pfarrer oder die Sozialdiako-
nin oder der Sozialdiakon das 70. Altersjahr 
vollendet hat. Dienstnehmende, die älter als 
70 Jahre alt sind, können nur noch privatrecht-
lich verpflichtet werden. Mit dieser sehr flexib-
len Lösung ist sichergestellt, dass die Kirchge-
meinden nach wie vor die Besetzung ihrer or-
dinierten Stellen gut und frühzeitig planen. Es 
ist selbstverständlich zu berücksichtigen, dass 
engagierte und bewährte Pfarrpersonen sowie 
Sozialdiakoninnen und Sozialdiakonen häufig 
gerne für ihre Kirchgemeinden da sind und 
auch dableiben möchten. Gleichzeitig hat die 
Kirchenpflege die ganze Personalsituation in 
den Dienst ihrer Gemeinde zu stellen und 
muss frühzeitig überlegen, wie und mit wem 
sie in Zukunft Kirche sein will. Im Idealfall ar-
beiten die Kirchenpflege und auch die ältere 
Generation der ordinierten Dienste zusammen 
und gewährleisten gemeinsam einen sinnvol-
len Übergang von alt zu neu. Es ist auch völlig 
abhängig von der Stelle, ist es eine querein-
steigende Person, die erst in der Mitte oder am 
Anfang eines kirchlichen Berufs steht, oder ist 
es jemand, der schon sehr lange in der Kirche 
tätig gewesen ist? 
Die Motion Gerster hat noch ein zweites Anlie-
gen, das jedoch mit dem übergeordneten 
Recht der Kantonsverfassung im Widerspruch 
steht. Der Kirchenrat soll es den Kirchenpfle-
gen ermöglichen, pensionierte Pfarrpersonen 
oder Sozialdiakone unbefristet anstellen zu 
können. Ohne Wahl, wenn es in der betreffen-
den Kirchgemeinde mindestens eine gewählte 
ordinierte dienstnehmende Person hat. Eine 
unbefristete Anstellung ohne Wahl ist gemäss 
Kantonsverfassung nicht möglich, auch wenn 
in der Gemeinde andere gewählte ordinierte 
Dienste im Einsatz stehen. Der Kirchenrat 
schlägt deshalb vor, die Befristung der Stell-
vertretungen von bisher einem Jahr deutlich 
auszudehnen, damit eine längerfristige Anstel-
lung möglich ist. Das wäre der Fall einer Stell-
vertretung ohne Wahl, da haben wir eine Be-
fristung. Jetzt haben wir eine Formulierung in 
Absatz 3 von § 67 der KO, dort steht: Ist eine 
Pfarrstelle vakant und übernehmen nicht 
Nachbar-Pfarrämter die Stellvertretung, so 
kann die Stelle bis zum Ablauf der Amtsperi-
ode oder für mindestens ein Jahr durch eine 
stellvertretende Pfarrerin oder einen 
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stellvertretenden Pfarrer versehen werden. Die 
Absicht, die dahintersteht, ist: Die Pfarrperson 
kann neu als Stellvertretung bis zum Ablauf 
der Amtsperiode angestellt werden. Das ist 
also massgebend, Ablauf der Amtsperiode. 
Wenn man jetzt rechnet, sind das maximal 
knapp vier Jahre, weil es theoretisch aber 
auch möglich ist, dass die Amtsperiode nur 
noch wenige Monate dauert, haben wir ge-
schrieben: «mindestens ein Jahr». Der Kir-
chenrat meint, dass die Bestimmung, wie sie 
vorgeschlagen wird, grundsätzlich standhält. 
Es ist nicht die Meinung, dass, wenn es dann 
nur noch ein paar Monate sind bis zum Ablauf 
der Amtsperiode, es um eine ganze Amtsperi-
ode verlängert werden kann. Wir haben aus 
der Synode den Wink erhalten, dass allenfalls 
die Formulierung, die vielleicht nicht hundert-
prozentig klar ist, sondern nur etwa zu neunzig 
Prozent, verbessert werden könnte. Im Namen 
des Kirchenrats möchte ich sagen, dass wir da 
absolut offen dafür wären. Der Kirchenrat ist 
überzeugt, dass mit der vorgeschlagenen Ge-
setzesänderung die umsetzbaren Anliegen der 
Motion Gerster erfüllt werden. Wir ersuchen 
Sie, liebe Synodale, um Gutheissung der ge-
stellten Anträge, und natürlich frage ich auch 
den Motionär, ob er mit der Antwort zufrieden 
ist. Danke vielmals für die Aufmerksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Cathe-
rine Berger. Auch hier braucht es wieder kein 
Eintreten, weil die Motion von uns überwiesen 
worden ist. Der Motionär Dieter Gerster sitzt 
schon parat und darf natürlich ans Mikrofon 
kommen.“ 
 
Dieter Gerster, Kirchgemeinde Oftringen: „Lie-
ber Präsident, geschätzter Kirchenrat, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Ich bin mit der Ant-
wort sehr zufrieden. Das vorweg, und dass Teil 
zwei aus juristischen und basisdemokratischen 
Gründen nicht umgesetzt werden kann, leuch-
tet mir auch ein. Und er wird dann, wenn die 
Motion Luchsinger mal durchkommt, genau 
das erfüllen, was ich respektive was wir eigent-
lich beabsichtigt haben, dass dann kleine Stel-
len nicht übermässig viel Zeit in Sitzungen ver-
bringen müssen. Die Kombination von diesen 
beiden wird das erfüllen, was man hier nicht 
konnte. Dankbar bin ich euch auch für den Zu-
satz, dass nochmal eine Wahl stattfinden 
muss. Als ehemaliger Kirchenrat im Kanton 
Schwyz weiss ich, dass man in der letzten 
Amtsperiode einem Sozialdiakon oder einer 

Pfarrerin manchmal keinen Stein in den Weg 
legen will, weil man weiss, sie oder er wird in 
eineinhalb Jahren pensioniert. Aber dann wäre 
es schwierig, wenn aus diesen eineinhalb Jah-
ren auf einmal wieder vier Jahre würden. Von 
daher finde ich es gut, dass die Kirchgemeinde 
nochmal sagen kann, ja, wir wollen mit diesem 
Pfarrer oder mit dieser Pfarrerin oder mit die-
sem Sozialdiakon oder dieser Sozialdiakonin 
weitergehen, oder aber: jetzt ist Zeit für eine 
andere Person. Herzlichen Dank für eure Ar-
beit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gibt es Wort-
meldungen zur Botschaft? Johannes Thut.“ 
 
Johannes Thut, Kirchgemeinde Staufberg: 
„Sehr geehrter Synodepräsident, lieber Kir-
chenrat, liebe Synodale. Mich hat die Antwort 
des Kirchenrats nur teilweise befriedigt, und 
zwar, weil ich denke, kurzfristigem Pfarrman-
gel kann entgegengewirkt werden, aber nur 
kurzfristig. Es ist keine nachhaltige Lösung, 
denn irgendwann ist es so, dass die Kirchge-
meinden so klein sind, dass die Pensen zu-
sammenfallen, und dann hat man plötzlich wie-
der genug Pfarrpersonen. Dann hätte man die 
Situation, dass Pensionierte da sind, die ge-
wählt sind, und man nicht einfach sagen kann, 
jetzt kannst du gehen. So, dass man plötzlich 
in eine Situation kommt, in der man vor allem 
Jüngeren keine Möglichkeit gibt, sich einer 
Wahl zu stellen. Ich wäre sehr froh, wenn man 
da umdenken könnte, denn die Kirche, unsere 
Kirche, darf nicht eine Kirche der Älteren wer-
den. Die Angestellten der Kirchgemeinden sind 
die Leuchttürme für unsere Kirche. Sie sind 
die, die das Bild der Kirche prägen, und wenn 
das nur Ältere sind, ist das einseitig und nicht 
zukunftsträchtig. Diesbezüglich habe ich Mühe 
und denke, dass es wichtig ist, dass man da-
ran denkt. Ich habe überlegt, einen eigenen 
Antrag zu machen. Die Stellvertretungslösung, 
das muss ich noch sagen, finde ich eine gute 
Idee, aber bei der Wahl habe ich Mühe. Ich 
möchte, dass es in jedem Fall eine Ausschrei-
bung für die Stellen braucht und dass Kandi-
dierende, die unter der Altersgrenze sind, Vor-
rang haben. Diejenigen über der Altersgrenze 
sind nur bei fehlender Alternative an Kandidie-
renden unter der Altersgrenze zur Wahl vorzu-
schlagen. Wenn kurzfristig keine Kandidieren-
den unter der Altersgrenze gefunden werden, 
was ja sein kann, dann ist es so, dass man 
solche Leute tatsächlich zur Wahl vorschlagen 
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kann. Mein Ding wäre aber, dass man weiter-
hin die erweiterte, offene Lösung hätte für 
Stellvertretungen. Ich danke für die Aufmerk-
samkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke. Benja-
min Rodrigues Weber.“ 
 
Benjamin Rodrigues Weber, Kirchgemeinde 
Uerkheim: „Ich bin einer von den jüngeren 
Pfarrern, denen potenziell die Stelle streitig ge-
macht werden könnte, wenn es zu einem Pfar-
rer-Überschuss käme. Ich bin da nicht so opti-
mistisch. Es gibt so viele Kirchgemeinden, die 
verzweifelt nach einem Pfarrer, einer Pfarrerin 
suchen. Und es gibt viele Kolleginnen und Kol-
legen, die sich gar nicht mehr überlegen, län-
ger als 65 zu arbeiten, sondern sich vielleicht 
sogar noch frühpensionieren lassen. Bei de-
nen, die wirklich Freude daran haben, und falls 
die Kirchgemeinden mit ihnen einen weiteren 
Weg gehen wollen, da finde ich das die beste 
Lösung, die man haben kann – sowohl für die 
Pfarrpersonen wie auch für die Kirchgemein-
den –, und ich möchte wirklich beliebt machen, 
dass man dem Antrag so folgt, wie er gestellt 
ist.“ 
 
Martin Richner, Kirchgemeinde Koblenz: „Ge-
schätzte Anwesende. Ich bin beruflich immer 
noch in der Privatwirtschaft tätig, nur noch 
20%, aber wie Sie an meinen grauen Haaren 
sehen, auch schon ein bisschen in die Jahre 
gekommen. Ich bin schon 67 Jahre alt und ich 
kann Ihnen einfach sagen, in der Privatwirt-
schaft kommt niemand auf die Idee, jemandem 
in diesem Alter noch einen Vierjahresvertrag 
anzubieten. Es ist einfach so. Heute Morgen 
habe ich auch von der Vergänglichkeit gere-
det. Wir Menschen altern, und verschiedene 
gesundheitliche Risiken erhöhen sich einfach 
deutlich nach 65. Wir haben eine Partei in der 
Schweiz, die redet schon seit Jahren von Pen-
sionsalter 66. Sie hat blau als Parteifarbe. Da 
sagen wir alle, das geht nicht. Und jetzt ver-
pflichten wir einfach so Leute über dem Pensi-
onsalter weiter für vier Jahre. Jetzt die gute 
Botschaft: Wir haben heute Morgen das 
Thema stille Wahlen beschlossen. Warum 
müssen wir Leute, die über 65 sind, wieder 
wählen für vier Jahre? Weshalb sagen wir 
nicht, wir machen für die Leute über 65 jedes 
Jahr eine stille Wahl? Wie gesagt, in der Pri-
vatwirtschaft hat niemand oder fast niemand 
mehr einen Vertrag länger als ein Jahr in 

diesem Alter. Ich habe jetzt noch einen für ein 
halbes Jahr. Ich möchte darum beliebt ma-
chen, diese Lösung noch einmal zu überden-
ken.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Heisst das, 
wir können später einen Rückweisungsantrag 
von dir erwarten? Überdenken – die Frage ist 
ja, wer überdenkt wann was? Jürg Luchsin-
ger.“ 
 
Jürg Luchsinger, Kirchgemeinde Birr: „Es geht 
bei dieser Vorlage nicht allein um die Behe-
bung des Pfarrmangels. Es geht doch auch 
darum, dass Leute über 65 Jahren häufig noch 
fit sind und ein Pfarramt länger ausüben möch-
ten. Da ist auch viel Potenzial, Wissen und 
Weisheit da, und darauf greifen wir gerne noch 
bisschen länger zurück. Ein Bundesgerichtsur-
teil hat gerade den letzten Tag festgehalten, 
dass Ärzte auch über 80 noch arbeiten dürfen. 
Nicht über 65, sondern über 80! Und in Däne-
mark haben sie das allgemeine Pensionsalter 
mittlerweile auf 70 Jahre angehoben. Es ist ja 
nicht nur so in der Privatwirtschaft, dass man 
sagt, wir geben denen über 65 nur noch drei-
monatige Arbeitsverträge, sondern die, die in 
sozialen Vorsorgekassen und so weiter tätig 
sind, sagen ebenfalls, das Pensionsalter muss 
erhöht werden, und es ist viel Potenzial da. 
Das wollen wir doch gerne noch bisschen aus-
nützen, und darum würde ich nicht sagen, 
Pfarrmangel, und wir brauchen es dann viel-
leicht nicht, und die Jungen bevorzugen. Was 
macht das mit jemandem, der es sich mit 64 
Jahren überlegt, sich wieder zur Wahl zu stel-
len? Vielleicht kann ich es noch ein wenig län-
ger machen, vielleicht nicht, vielleicht bin ich 
dann mit 65 beim alten Eisen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Jürg 
Luchsinger. Noch eine kurze Anmerkung als 
ehemaliger Präsident der Pensionskasse un-
serer Landeskirche; da ist das Alter flexibilisiert 
von 60 bis 70 Jahren. Das Pensionsalter 65 ist 
im Gesetz noch drin, aber wer weiss, wie es 
nach der nächsten AHV-Revision aussieht, 
falls wir diese dann annehmen. Gibt es weitere 
Wortmeldungen? Rolf Arnold.“ 
 
Rolf Arnold, Kirchgemeinde Mellingen: „Ge-
schätztes Präsidium, geschätzter Kirchenrat, 
geschätzte Kolleginnen und Kollegen. Wenn 
ein Rückweisungsantrag zustande kommt, 
werde ich ihn unterstützen, und zwar aus 
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einem anderen Aspekt heraus. Ich bin auch 
bald in dem Alter, in dem die 65er Guillotine 
fällt, befasse mich aber schon seit 20 Jahren 
mit Anstellungen über 65. Die Erfahrung ist, 
dass die bisherige Regelung, die die Landes-
kirche hat, mit den jeweils auf ein Jahr befriste-
ten Stellvertretungslösungen nicht so dumm 
ist. Denn ab 65 Jahren kann plötzlich ein ge-
sundheitliches Ereignis eintreten, das Auswir-
kungen auf die Lohnfortzahlung hat, wo eine 
Person über 65 in einen Konflikt kommt. Sie 
bekommt kein oder nicht mehr lange Kranken-
taggeld, das heisst, mit einer Wahl auf drei 
oder vier Jahre haben wir in den Kirchgemein-
den eine Verpflichtung, wo man so einer Per-
son den Lohn zahlen muss bis zum letzten 
Tag. Ich finde das eine suboptimale Lösung. 
Wenn man etwas flexibilisieren und verbes-
sern will, dann frage ich mich, warum man 
dann bei der heutigen Stellvertretungsrege-
lung, die auf ein Jahr befristet ist, nicht jeweils 
wieder einen Antrag beim Kirchenrat um ein-
malige Verlängerung stellen könnte. Wir kom-
men jetzt gerade aus einer Phase heraus, wo 
wir über zwei Jahre mit Stellvertretern gearbei-
tet haben, die auch von sich aus arbeiten woll-
ten. Ich glaube, die heutige Lösung ist nicht so 
schlecht und gibt den nötigen Handlungsspiel-
raum. Wir können sie allenfalls noch ein biss-
chen flexibilisieren. Ich würde empfehlen, nicht 
Sachen zu zementieren, wo wir uns als Kirch-
gemeinden dann ins Knie schiessen. Wenn es 
zu gesundheitlichen Problemen kommt, kann 
jemand, der für vier Jahre gewählt ist, den Ver-
trag gar nicht mehr erfüllen. Danke.“ 
 
Ursula Leckebusch, Kirchgemeinde Staufberg: 
„Ich möchte zwei Anmerkungen anfügen. Das 
erste ist, ich bin gegen die Rückweisung, weil 
ich finde, dass das, was jetzt vorliegt, sehr viel 
Flexibilität ermöglicht. Sie können Stellvertre-
tung haben oder wählen. Die Stellvertretung 
hat genau die Vorzüge, die jetzt genannt wor-
den sind, gibt aber natürlich für die Person, die 
als Stellvertreter bei uns arbeitet, auch keine 
Sicherheit. Gleichzeitig hat man als Kirchen-
pflege aber die Möglichkeit, anzufangen, eine 
neue Person zu suchen. Ich finde, man kann 
nicht eine neue Person suchen, wenn man 
quasi der Person, die weiterarbeiten will, sagt, 
ja, du kannst gerne gewählt werden, wenn 
man niemanden findet. Ich finde, das geht 
nicht. Ich finde, in so einem Fall kann man sich 
auf die Stellvertretung einigen und sich überle-
gen, ob man in dieser Zeit eine jüngere Person 

suchen will. Was aber schon zu sagen ist: Eine 
pensionierte gewählte ordinierte Person ist 
vermutlich die teuerste angestellte Person in-
nerhalb des ganzen ordinierten Teams, weil 
sie unter Umständen auf der höchsten Lohn-
stufe sein kann. Sie muss nicht, ich komme auf 
das zurück. Sie hat sieben Wochen Ferien, 
und sie hat Anrecht auf eine lange Auszeit. 
Also im schlechtesten Fall fehlt die Person 
14 Wochen. Bezüglich Lohn möchte ich präzi-
sieren, und das war mir an dieser Vorlage sehr 
unklar, und ich finde es wichtig, dass man das 
versteht. Beim Lohn ist es eben genau so, 
dass bis zum Zeitpunkt, wo die Person normal 
angestellt ist, der Mindestlohn gemäss Lohnta-
belle gilt. Wenn die Person nach der Pensio-
nierung nochmals gewählt wird, dann gilt eben 
nicht mehr der Mindestlohn, sondern – und 
das finde ich ganz wichtig – der Richtlohn auf 
Altersstufe 40. Den kann man überschreiten, 
aber man kann ihn auch unterschreiten, und 
das finde ich schon noch wichtig zu sagen. 
Das fehlt mir in dieser Vorlage, und es hat 
recht viel Zeit gebraucht, um herauszufinden 
und eine Antwort zu bekommen, was jetzt gilt. 
Beim Lohn führen wir das Arbeitsverhältnis 
nicht gleich weiter, sondern es gilt der Richt-
lohn auf Altersstufe 40, den man selbstver-
ständlich mit der Pfarrperson aushandeln 
kann. Das Argument für den tieferen Lohn bei 
Altersstufe 40 war immer, diese Person könne 
bereits AHV beziehen. Dies einfach zur Kennt-
nisnahme. Danke.“ 
 
Matthias Schüürmann, Kirchgemeinde Reit-
nau-Attelwil-Wiliberg: „Ich möchte sagen, dass 
sich die Altersstruktur in unserer Gesellschaft 
geändert hat, wer früher mit 40 schon alt war, 
ist heute noch ganz jung. Es ändert sich, und 
ich möchte sagen, ich fühle mich noch recht fit. 
Zudem möchte ich darauf hinweisen, dass an-
dere Kantonalkirchen diese Flexibilisierung be-
reits gemacht haben. Ich glaube, der Aargau 
steht hier noch hintenan, wenn wir als Berufs-
klasse der Pfarrpersonen ein wenig diskrimi-
niert werden, wenn die Möglichkeit auf Bun-
desebene, bis 70 zu arbeiten, durch andere 
Bestimmungen eingeschränkt wird. Danke.“ 
 
Sabine Zehnder, Kirchgemeinde Aarau: „Ich 
wollte kurz eine Verständnisfrage stellen: Ist es 
mit einer Wahl zwingend, dass ein pensionier-
ter Pfarrer dann für die ganze Amtsperiode ge-
wählt ist? Kann man ihn zum Beispiel auch für 
zwei Jahre wählen? [Antwort: Nein.] Danke.“ 
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Raffael Sommerhalter, Kirchgemeinde Gräni-
chen: „Geschätztes Präsidium, geschätzter 
Kirchenrat, liebe Synodale. Falls es zu einem 
Rückweisungsantrag kommen würde, würde 
ich ihn unterstützen. Spannenderweise hat die 
GPK gefunden, dass das mit der Ausdehnung 
der Stellvertretung eine Stärke sei. Ich finde es 
persönlich den schwächsten Punkt, weil es ein 
klassisches trojanisches Pferd ist. Ich bin im 
Moment noch in einer Kirchgemeinde, wo wir 
lange Vakanzen hatten. Wir haben mit Pensio-
nierten zusammengearbeitet, das ging sehr 
gut. Wenn man jemanden gehabt hätte, hätte 
man diesen Leuten einfach gesagt, wisst ihr 
was, es sind ja bald Wahlen, wir stellen euch 
ein bisschen als Stellvertreter an und dann 
macht man: «Wait and see». Vielleicht könnte 
man euch dann wählen, aber wenn das jetzt 
durchkommt, könnte man euch einfach noch-
mals für vier Jahre anstellen als Stellvertreter. 
Das ist natürlich ein klassisches trojanisches 
Pferd, um etwas einzuführen, das wir eigent-
lich nicht wollen, nämlich dass man angestellte 
Ordinierte und nichtgewählte Ordinierte hat. 
Bis jetzt hat man die Stellvertretung immer für 
ein Jahr, und nachher muss sie wieder neu be-
antragt werden, und der Kirchenrat könnte das 
auch mal ablehnen. Neu für vier Jahre bedeu-
tet, dass für vier Jahre eine Stellvertretung da 
ist, und man muss eigentlich nichts machen, 
man muss keine Leute suchen. Man hat sogar 
jemanden, der noch billiger ist und der zum 
Glück auch nicht mitredet in der Kirchenpflege, 
das ist auch gut. Das ist ein klassisches Unter-
laufen dessen, was uns in der Kantonsverfas-
sung vorgeschrieben ist. Deshalb finde ich, 
das ist der absolut schwächste Punkt des Gan-
zen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gibt es wei-
tere Wortmeldungen aus der Synode zur Bot-
schaft? Martin Richner.“ 
 
Martin Richner, Kirchgemeinde Koblenz: „Raf-
fael Sommerhalter hat mich die Predigt, die ich 
heute am Morgen gehabt habe, noch ein biss-
chen kritisch Revue passieren lassen und mir 
gerade den Steilpass geliefert zum Rückwei-
sungsantrag. Ich stelle den Rückweisungsan-
trag jetzt.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Jetzt ist so, 
Martin Richner, dass sich der Kirchenrat noch 
gern dazu äussern würde. Ist das okay? Gut. 

Catherine Berger, und danach stimmen wir 
über den Rückweisungsantrag ab.“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Danke viel-
mals. Das, was wir jetzt gerade gehört haben, 
das spiegelt die verschiedenen Situationen in 
euren Kirchgemeinden wider. Jede Kirchge-
meinde hat unterschiedliche Ausgangslagen. 
Jede Kirchgemeinde gestaltet ihre Personalsi-
tuation unterschiedlich, weil auch das Kirchge-
meindeleben unterschiedlich organisiert ist. 
Die Aufgabe der Landeskirche ist, einen Rah-
men zu geben, damit jede Kirchgemeinde die 
Lösung finden kann, die stimmt. Nun ist das 
Kunststück, dass man das mit relativ wenigen, 
einfachen Regeln machen kann; also auch 
hier, so wenig Regeln wie nötig und nicht so 
viel wie möglich. Ich behaupte, dass all das, 
was vorhin gesagt worden ist, möglich ist mit 
dieser Revision, so wie sie jetzt vorliegt. Ich 
will es in zwei Punkten sagen. Zuerst einmal 
geht es der Landeskirche darum, und so ha-
ben wir auch die Motion verstanden, Optionen 
zu ermöglichen, wenn man vor der Situation 
steht, dass man eine Pfarrperson oder auch 
eine Sozialdiakonin, einen Sozialdiakon im Al-
ter 65 hat. Es geht um die Frage, wie weiter? 
Entweder hat die Kirchgemeinde eine Situa-
tion, dass sie eigentlich eine neue Pfarrperson 
möchte, aber nicht so schnell eine Nachfolge 
findet. Für diese Situation hat man bisher die 
Stellvertretung gehabt, und es ist einfach eine 
Erfahrung, dass der Kirchenrat ganz oft die 
Stellvertretungslösungen verlängern muss, 
weil man innerhalb eines Jahres einfach nicht 
dazukommt, eine neue Pfarrperson zu finden. 
Deswegen haben wir gesagt, bis zum Ende 
der Amtsperiode muss die Kirchenpflege das 
Problem gelöst haben, und so lange kann die 
Pfarrperson Stellvertretung machen. Das muss 
natürlich in Absprache mit der Pfarrperson 
passieren. Sonst sagt sie mit 65, tut mir leid, 
ich gehe jetzt. Das ist auch okay. Es kann 
auch eine Drittperson eine Stellvertretung ma-
chen, aber dann kann man das anpassen an 
die realen Verhältnisse, dass eine Suche län-
ger gehen kann. Die zweite Option, das ist die 
Wahl. Da ist es auch an der Kirchenpflege, zu 
fragen: Wollen wir jetzt wirklich die Person, die 
für uns gepasst hat, die vielleicht erst mit 50 
noch einen Quereinstieg gemacht hat und 
neue Ideen bringt? Wenn diese ja sagt, ich 
würde eigentlich schon gerne noch bisschen 
weitermachen, dann sagt die Kirchenpflege 
okay, wir rufen eine Wahl aus. Aber dann 
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besteht selbstverständlich auch die Möglichkeit 
– und dann passiert das, was in lebendigen 
Kirchgemeinden passiert –, dass sie sagen, 
nein, wir möchten das jetzt nicht, wir möchten 
jemand anderes. Also gibt es das ganz nor-
male Wahlprozedere, das wir heute auch im 
Rahmen der stillen Wahlen erklärt haben. Es 
besteht durchaus die Möglichkeit für Stimmbe-
rechtigte, zu sagen, nein, wir möchten eine an-
dere Person, und dann kommt das ins Rollen. 
Zum Thema Versicherungen will ich sagen, wir 
haben an der letzten Synode die Situation ge-
klärt. Die Kirchgemeinden haben eine Versi-
cherungspflicht bis 70 Jahre, so dass ein Aus-
fall versichert ist. Die Frage mit dem Lohn – es 
ist richtig, dass wir das zu wenig gesagt haben 
in der Vorlage. Aber tatsächlich haben wir be-
reits bei der Revision des Lohnsystems 2022 
gesagt, dass, wenn jemand über 65 ist, dann 
hat man nicht mehr Anspruch auf den Mindest-
lohn, sondern es gilt der Richtlohn für Perso-
nen ab 40. Da hat die Kirchgemeinde die Mög-
lichkeit, zu verhandeln. Das gilt sowohl bei der 
Stellvertretungslösung als auch bei der Wahl-
lösung. Also noch einmal, es ist an jeder Kirch-
gemeinde, selbst zu entscheiden, welchen 
Weg sie gehen will. Mit dieser Regelung deckt 
man das alles ab, darum bitte ich Sie nicht um 
Rückweisung. Ich glaube nicht, dass man das 
mit anderen Regelungen wirklich noch einmal 
besser machen könnte, aber das ist jetzt 
meine Einschätzung. Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Cathe-
rine Berger. Wir haben den Rückweisungsan-
trag von Martin Richner. Wir stimmen ab.“ 
 
 
Rückweisungsantrag 
Rückweisung des Geschäfts an den Kirchenrat 
 
Abstimmung 
Die Rückweisung wird abgelehnt. 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke. Wir 
unterbrechen die Verhandlungen für eine halb-
stündige Zvieripause im Ratskeller.“ 
 
 
Pause von 16:30 bis 17:15 Uhr 
 
 

Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich hoffe, 
dass wir jetzt gestärkt fortfahren können. 
Wir sind bei Traktandum 15 und haben die 
Rückweisung abgelehnt. Wir kommen zur Sy-
nopse. Wenn niemand sonst noch etwas dazu 
sagen will, hat Catherine Berger das Wort ge-
wünscht.“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Ich wurde vor-
hin wegen der Versicherungslösung angespro-
chen. Ich möchte präzisieren, was ich bezüg-
lich der Versicherung gesagt habe, aber ich 
bleibe dabei, dass wir die Lösungen haben. 
Eine Person zwischen 65 und 70 Jahren – wir 
haben dies das letzte Mal beschlossen – muss 
nicht krankentaggeldversichert werden, kann 
aber versichert werden. Wenn wir eine Person 
wählen oder eine längere Stellvertretung ha-
ben, eine Person in einer Kirchgemeinde, die 
keine solche Krankentaggeldversicherung hat, 
dann hat sie für die Person gemäss § 39 DLD 
für 3 Monate eine Lohnfortzahlungspflicht. Das 
heisst, selbst wenn sie für länger angestellt 
oder gewählt ist, hat die Kirchgemeinde nur für 
3 Monate die Verpflichtung, zu zahlen. Dies 
ändert nichts an meiner Gesamtaussage, aber 
ich möchte sicherstellen, dass dies klar gesagt 
ist. Für eine solche Person stellt sich dann 
wahrscheinlich die Frage, ob es nicht besser 
ist, wenn sie sich frühzeitig pensionieren lässt. 
Es wird dann auch eine Lösung geben. Es ist 
nicht so, dass eine Kirchgemeinde dann eine 
ganze Amtsperiode lang zahlen muss. Danke.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Cathe-
rine Berger. Ich hatte vorhin den Eindruck, 
dass wir bei der Botschaft noch nicht ganz 
durch sind mit der Diskussion. Deshalb meine 
Frage, ob sich noch jemand äussern möchte, 
sonst kommen wir zur Synopse. Ja, Martina 
Cotti.“ 
 
Martina Cotti-Gaiser, Kirchgemeinde Birmens-
torf-Gebenstorf-Turgi: „Sehr geehrter Herr Prä-
sident, sehr geehrte Mitsynodale, sehr geehrte 
Damen und Herren Kirchenräte. Vorausschi-
cken möchte ich, dass die vorgeschlagenen 
Regeln aus meiner Sicht sehr flexibel sind, so 
dass für sehr viele Fälle eine Lösung gefunden 
werden können sollte. Ich möchte noch kurz 
auf die Stellvertretungsregelung eingehen. In 
der bisher geltenden Fassung von § 67 Abs. 3 
KO wird festgelegt, dass für höchstens zwölf 
Monate eine Stellvertretung angestellt werden 
kann, wenn eine Pfarrstelle vakant ist und die 
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Nachbarpfarrämter die Stellvertretung nicht 
übernehmen. Weil diese Frist von einem Jahr 
wegen des Pfarrmangels häufig nicht aus-
reicht, will man nun im Entwurf ermöglichen, 
dass eine Stellvertretung länger eingesetzt 
werden kann. Der Entwurfstext von § 67 Abs. 
3 KO, wie er uns in der Synopse vorliegt, lautet 
wie folgt: 
«Ist eine Pfarrstelle vakant und übernehmen 
nicht Nachbarpfarrämter die Stellvertretung, so 
kann die Stelle bis zum Ablauf der Amtsperi-
ode oder für mindestens ein Jahr durch eine 
stellvertretende Pfarrerin oder einen stellver-
tretenden Pfarrer versehen werden.» 
Schaut man ohne Vorkenntnisse den Wortlaut 
des zweiten Satzteils – nach dem «oder» – an, 
ist dieser missverständlich. «Ist eine Pfarrstelle 
vakant und übernehmen nicht Nachbarpfar-
rämter die Stellvertretung, so kann die Stelle 
(…) für mindestens ein Jahr durch eine stell-
vertretende Pfarrerin oder einen stellvertreten-
den Pfarrer versehen werden». Eine obere Be-
grenzung der Anstellungsdauer ergibt sich aus 
diesem Wortlaut nicht, und das Wort «mindes-
tens» suggeriert, dass einerseits eine kürzere 
Anstellungsdauer nicht möglich ist, und ande-
rerseits, dass das erwähnte Jahr das Minimum 
festlegt. Man könnte also meinen, dass eine 
vakante Pfarrstelle auch länger als ein Jahr 
durch eine Stellvertreterin oder einen Stellver-
treter versehen werden könnte. Konsultiert 
man dazu die Synodebotschaft unter der Ziffer 
8, wird zwar klar, dass der zweite Satzteil nur 
für den Fall greifen sollte, dass bei Eintritt der 
Vakanz weniger als ein Jahr bis zum Ende ei-
ner Amtsperiode verbleibt. In einem solchen 
Fall wollte man nicht, dass eine Stellvertretung 
künftig sogar weniger lange möglich sein sollte 
als in der geltenden Fassung – wie gesagt war 
ja der Sinn, die Frist für Stellvertretungen zu 
verlängern. Für einen solchen «amtsperioden-
übergreifenden» Fall sollte also die Stelle über 
das Ende der laufenden Amtsperiode hinaus 
mit einer Stellvertretung überbrückt werden 
können. Eine entsprechende Einschränkung 
ergibt sich aus dem Wortlaut aber nicht, und 
es würde auch unklar bleiben, ob das Wort 
«mindestens» dazu führen würde, dass eine 
solche Stellvertretung auch länger, nämlich 
z.B. bis zum Ende der folgenden Amtsperiode, 
dauern könnte. Nach sehr konstruktiven Rück-
sprachen mit Catherine Berger und dem 
Rechtsdienst möchte ich Ihnen daher einen 
geänderten Wortlaut zur Abstimmung vor-
schlagen. Dieser soll deutlicher machen, in 

welchem Fall die Jahresregelung zum Zug 
kommen soll, und er soll auch klarstellen, dass 
das Jahr in einem solchen Fall die Höchst-
dauer ist. Aus diesen Gründen stelle ich Ihnen 
den folgenden mit dem Rechtsdienst abge-
sprochenen Änderungsantrag: 
§ 67 Abs. 3 KO sei wie folgt zu fassen: 
«Ist eine Pfarrstelle vakant und übernehmen 
nicht Nachbarpfarrämter die Stellvertretung, so 
kann die Stelle höchstens bis zum Ablauf der 
Amtsperiode durch eine stellvertretende Pfar-
rerin oder einen stellvertretenden Pfarrer ver-
sehen werden. Tritt die Vakanz weniger als ein 
Jahr vor Ablauf der Amtsperiode ein, so kann 
die Stelle höchstens für ein Jahr durch eine 
stellvertretende Pfarrerin oder einen stellver-
tretenden Pfarrer versehen werden.» 
Liebe Synodale, ich bitte Sie, meinem Antrag 
zuzustimmen, und bedanke mich herzlich für 
Ihre Aufmerksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Mar-
tina. Gibt es zu diesem Antrag Wortmeldun-
gen? Möchte der Kirchenrat etwas sagen?“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Das ist eine 
gute Formulierung. Sie ist klarer, und darum 
können wir uns absolut damit einverstanden 
erklären. Danke vielmals, Martina Cotti, für die 
präzise Durchsicht.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke. Wenn 
es keine Wortmeldungen mehr gibt, möchte 
ich über den Änderungsantrag abstimmen.“ 
 
 
Änderungsantrag Martina Cotti-Gaiser 
§ 67 Abs. 3 KO sei wie folgt zu fassen: 
«Ist eine Pfarrstelle vakant und übernehmen 
nicht Nachbarpfarrämter die Stellvertretung, so 
kann die Stelle höchstens bis zum Ablauf der 
Amtsperiode durch eine stellvertretende Pfar-
rerin oder einen stellvertretenden Pfarrer ver-
sehen werden. Tritt die Vakanz weniger als ein 
Jahr vor Ablauf der Amtsperiode ein, so kann 
die Stelle höchstens für ein Jahr durch eine 
stellvertretende Pfarrerin oder einen stellver-
tretenden Pfarrer versehen werden.» 
 
Abstimmung 
Der Änderungsantrag wird mit einer Gegen-
stimme angenommen. 
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Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke. Wir 
kommen zu den Seiten 3 und 4 der Synopse. 
Dazu habe ich einen Antrag von Johannes 
Thut vorliegen. Auch hier lese ich euch vor, 
was er beantragt, und habe dann noch ein 
paar Anmerkungen dazu. Schaut bei § 14 Ab-
satz 3 DLD, da habt ihr den Text, wie er vom 
Kirchenrat vorgeschlagen ist.“ 
 
Änderungsantrag Johannes Thut 
Ein Dienstverhältnis nach Erreichen der Alters-
grenze muss durch Wahl oder durch Anstel-
lung als Stellvertreterin oder Stellvertreter neu 
begründet werden. Dabei ist eine Ausschrei-
bung der Stelle bei einer Wahl zwingend erfor-
derlich. KandidatInnen, welche unter der Al-
tersgrenze sind, ist der Vorrang zu geben. 
KandidatInnen über der Altersgrenze sind nur 
bei fehlender Alternative an KandidatInnen un-
ter der Altersgrenze zu einer Wahl vorzuschla-
gen. Wenn keine KandidatIn unter der Alters-
grenze gefunden wurde und eine Wahl einer 
KandidatIn über der Altersgrenze notwendig 
wird, endet deren Anstellung am letzten Tag 
des Monats, in welchem das 70. Altersjahr 
vollendet ist. 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gibt es dazu 
Wortmeldungen? Kirchenrat, ich finde, da 
müsst ihr etwas dazu sagen.“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Ich sehe das 
Anliegen des Änderungsantrags, dass man 
jüngere Personen bevorzugen möchte. Ich 
denke, eine Kirchgemeinde darf jüngere Per-
sonen bevorzugen, aber ich möchte davor 
warnen, dass, wenn wir eine Rechtsordnung 
haben, wo wir die Möglichkeit geben, dass 
man bis 70 aktiv sein darf, dann aber gleich-
zeitig sagt, Jüngere werden bevorzugt, dann 
ist das ein Verstoss gegen das Diskriminie-
rungsverbot. Das ist mein Hauptargument. 
Dann will ich noch darauf hinweisen, dass dies 
für eine Kirchgemeinde sehr aufwändig wäre: 
ausschreiben, dann evaluieren… Wäre das Al-
ter in jedem Fall entscheidend, oder könnte 
man auch die unterschiedlichen Qualifikatio-
nen der verschiedenen Leute berücksichtigen? 
Damit sind wir sehr im Detail im Vergleich zu 
einer Übergangslösung, die relativ rasch und 
einfach sein soll. Ich finde es angreifbar. Auch 
die Formulierung «in welchem das 70. Alters-
jahr vollendet ist» – das würde ja heissen, 
dass man bis 70 abschliessen muss. Ich finde, 

es passt nicht für die Vorlage, die wir jetzt ha-
ben.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Entschuldigung, dürfte ich noch etwas ergän-
zen?“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gut, dass du 
fragst. Ja.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Der letzte Satz, so wie er jetzt da steht in Jo-
hannes’ Vorschlag – «Wenn keine KandidatIn 
(…) gefunden wurde und eine Wahl einer Kan-
didatIn über der Altersgrenze notwendig wird, 
endet deren…» –, bringt zwei Sachen durchei-
nander und verunklart den Rechtstext.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Um es noch-
mals klarzumachen. Es heisst im Antrag: «in 
welchem das 70. Altersjahr vollendet ist», das 
heisst, die Anstellung endet am letzten Tag 
des betreffenden Monats, man ist also auf je-
den Fall bis 70 angestellt. Die Frage ist, wie 
wir mit diesem Antrag umgehen wollen. Ich 
kann abstimmen lassen, oder du, Johannes 
Thut, ziehst ihn zurück.“ 
 
Der Änderungsantrag Johannes Thut wird zu-
rückgezogen. 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gut, der Än-
derungsantrag ist zurückgezogen worden, und 
wir stimmen nicht darüber ab. Wir sind durch 
mit der Synopse auf Seite 4. Das heisst, wir 
kommen zu den Anträgen, wenn es keine 
Wortmeldungen mehr gibt.“ 
 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
Die Synode beschliesst a) die Teilrevision der 
Kirchenordnung (KO, SRLA 1.2-1); b) die Teil-
revision des Dienst- und Lohnreglements für 
die ordinierten Dienste (DLD, SRLA 4.2-1). 
Er beinhaltet die vorhin beschlossene Ände-
rung. 
 
Abstimmung 
Der Antrag wird mit einzelnen Gegenstimmen 
angenommen. 
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Antrag 2 Kirchenrat 
Diese Änderungen treten am 1. Oktober 2025 
in Kraft. 
 
Abstimmung 
Der Antrag wird mit einzelnen Gegenstimmen 
angenommen. 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich muss noch 
etwas ergänzen, der Kirchenrat hat vergessen, 
die Abschreibung dieser Motion zu beantra-
gen. Aus meiner Sicht können wir das einfach 
mit in den Antrag hineinnehmen. Wenn euch 
das nicht passt, müssten wir entweder jetzt 
darüber abstimmen, ohne dass es beantragt 
ist, oder der Kirchenrat kann es im nächsten 
Jahresbericht aufführen, und wenn dann kein 
Widerspruch kommt, gilt es als abgeschrieben. 
Aus meiner Sicht ist es aber kein Problem, die 
Motion gleichzeitig mit der Schlussabstimmung 
abzuschreiben. Gibt es Synodale, die etwas 
dagegen haben? Dann machen wir das so. Die 
Schlussabstimmung umfasst demnach drei 
Anträge, der dritte Antrag ist die Abschreibung 
der Motion.“ 
 
Schlussabstimmung 
Das Geschäft wird mit einer Gegenstimme an-
genommen. 
 
 
 
2025-0087 K1.0 
 
 
Mündliche Beantwortung Interpellation von 
Sigwin Sprenger und Beat Urech vom 
13.02.2025 betreffend finanzielle Entwick-
lung Kirchgemeinden 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Wir kommen 
zu Traktandum 16, mündliche Beantwortung 
der Interpellation von Sigwin Sprenger und 
Beat Urech. Dazu will ich kurz noch etwas All-
gemeines sagen. Heute werden ja gerade 
mehrere Interpellationen beantwortet. Die Ge-
schäftsordnung der Synode regelt in § 54, 
dass zuerst der Interpellant oder die Interpel-
lantin seine bzw. ihre Interpellation mündlich 
begründet. Ein Votum ist wie immer auf maxi-
mal fünf Minuten begrenzt. Danach nimmt der 
Kirchenrat Stellung, indem er die Interpellation 
beantwortet. Der Interpellant oder die 

Interpellantin hat danach noch die Möglichkeit, 
zu sagen, ob er oder sie zufrieden ist mit der 
Antwort. Eine Diskussion findet nur statt, wenn 
die Synode dies beschliessen würde. Sigwin 
Sprenger, du hast das Wort.“ 
 
Sigwin Sprenger, Kirchgemeinde Bremgarten-
Mutschellen: „Sehr geehrter Präsident, sehr 
geehrte Kirchenräte, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Sie haben die Interpellation vor sich 
liegen, und ich verzichte darauf, auf die einzel-
nen Punkte einzugehen. Die einzelnen Punkte 
werden ja sogleich vom Kirchenrat mündlich 
beantwortet. Danke vielmals.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Rolf Fäs wird 
die Interpellation beantworten.“ 
 
Rolf Fäs, Kirchenrat: „Lieber Synodepräsident, 
liebe Synodale: Ich danke für die Interpellation, 
sie gibt uns die Gelegenheit, auch den Syno-
demitgliedern, die vielleicht nicht so nah bei 
den Kirchenpflegen sind, gewisse Sachver-
halte aufzuzeigen. Ich will aber versuchen, 
mich kurz zu fassen. In der ersten Frage wird 
gefragt, welches die finanziellen Perspektiven 
der Kirchgemeinden in fünf und in zehn Jahren 
seien. Die Prognose der Steuererträge hängt 
von zwei Faktoren ab: einerseits die Steige-
rung der Steuererträge und andererseits die 
Veränderung der Mitgliederzahlen. Die Mitglie-
derzahlen nehmen nicht linear ab, sondern 
eher etwas progressiv. Vielleicht ändert sich 
das wieder einmal. Jetzt ist aber so, dass wir 
sagen müssen, bis ins Jahr 2029 werden die 
Steuereinnahmen in den Modellrechnungen, 
die wir gemacht haben, im Durchschnitt über 
alle Kirchgemeinden nochmals zwischen 11% 
und 13% sinken. In einer 10-Jahres-Prognose 
sind wir dann eher bei 20% bis 23%. Wir müs-
sen weiterhin mit durchschnittlich fast einem 
Viertel tieferen Steuereinnahmen als heute 
rechnen, wenn sich das Szenario mit den ge-
wählten Parametern fortsetzt. 
Die zweite Frage lautet: Was passiert bei Zah-
lungsunfähigkeit einer Kirchgemeinde, und 
welche Auswirkungen hat das auf die refor-
mierte Landeskirche? Zuerst einmal haben wir 
von Ihnen allen den Auftrag, zu schauen, dass 
es den Kirchgemeinden gut geht. Darum ha-
ben wir eine gewisse Aufsichtspflicht. Aufgrund 
dieser Aufsichtspflicht können wir auch ge-
wisse Massnahmen verhängen. Wir machen 
zum Teil auch Auflagen. Wenn eine Kirchge-
meinde in finanzielle Schwierigkeiten kommt, 
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dann hat der Kirchenrat die Möglichkeit, ein 
Kuratorium zu errichten. Das macht er aber in 
der Regel nicht von Anfang an, sondern es 
wird zuerst das Gespräch mit der Kirchen-
pflege gesucht. Doch im Notfall könnte der Kir-
chenrat sogar ohne Zustimmung der Kirchen-
pflege ein Kuratorium errichten. Dem Kurator, 
der Kuratorin würde er den Auftrag geben, die 
Kirchgemeinde zu sanieren und sie vielleicht 
mit einer oder mehreren Kirchgemeinden zu 
fusionieren, was immer dann auch Sinn ma-
chen würde. Der Kirchenrat könnte, das haben 
Sie ja heute beschlossen, gegen eine entspre-
chende Sicherheit auch ein Überbrückungs-
darlehen gewähren. Bei einem Liquiditätseng-
pass, wenn zum Beispiel eine Liegenschaft 
nicht sofort verkauft werden kann oder sonst 
ein Liquiditätsengpass entsteht. Darüber sind 
wir sehr froh. Das ist sicher eines der Mittel, 
die der Kirchenrat braucht, um schnell interve-
nieren zu können. Wir haben Kirchgemeinden, 
wo es eng werden kann oder schon eng ge-
worden ist, wo wir möglicherweise irgendwann 
von dieser Kompetenz Gebrauch machen 
müssen. In der Schweiz gibt es ein Gesetz, 
das Bundesgesetz über die Schuldbetreibung 
gegen Gemeinden und andere Körperschaften 
des kantonalen öffentlichen Rechts, wo wir 
eingeordnet werden. Da gibt es die Möglichkeit 
von Pfändungen und Pfandverwertungen. Aber 
man geht im Allgemeinen davon aus, dass 
man mit den Pfandverwertungen, den fliessen-
den Steuereinnahmen und gewissen Kosten-
einsparungen im Normalfall einen Konkurs ab-
wenden kann. Deshalb gehen wir im Moment 
davon aus, dass die Auswirkungen auf die 
Landeskirche im Fall einer Zahlungsunfähig-
keit einer Kirchgemeinde gering sind. Abgese-
hen von der Durchführung von Sanierungs-
massnahmen und einer gewissen Unterstüt-
zung, ist die Eintretenswahrscheinlichkeit oder 
das Risiko klein, dass es für die Landeskirche 
zu einer Kostenbeteiligung kommt. Allerdings 
können wir auch nicht ganz ausschliessen, 
dass gewisse Imagegründe möglicherweise 
dazu führen könnten, dass wir der Synode 
trotzdem irgendetwas beantragen müssen. Die 
Landeskirche wird es sich nicht leisten können, 
dass eine Kirchgemeinde in Konkurs, Nach-
lass oder Pfändung geht. Da ist die rechtliche 
Basis, aber man muss die Situation immer im 
konkreten Einzelfall beurteilen. 
Die dritte Frage geht in die Richtung, ob die 
Kirchgemeinden ihre nicht mehr bezahlbaren 
Verbindlichkeiten noch erhöhen können. Also 

zum Beispiel durch neue Investitionen oder 
Senkungen des Kirchensteuerfusses. Da muss 
ich sagen, der Kirchenrat hat die Kompetenz, 
Verpflichtungskredite zu prüfen. Wir können 
sie auch ablehnen. Es geht um Renovationen, 
Umbauten oder sogar Neubauten. Es ist so, 
dass wir in den letzten Monaten teilweise ge-
wisse Kredite nicht mehr bewilligt haben, weil 
wir gesehen haben, dass die Rückführung ein-
fach nicht gewährleistet ist in dieser Zeit. Wir 
haben dort auch andere Themen gehabt, zum 
Beispiel die ganze Finanzplanung, die sehr 
statisch gewesen ist. Eine Planung ist in der 
Regel über vier bis fünf Jahre. Wir müssen 
auch nochmals nachlegen bei den Instrumen-
ten, die wir von den Kirchenpflegen einfordern, 
damit wir die finanzielle Stabilität in Zukunft ge-
währleisten können. Der Kirchenrat hat aber 
keine Kompetenz, auf die Höhe des Steuerfus-
ses der Kirchgemeinden Einfluss zu nehmen. 
Das ist eine Kompetenz, die die Kirchgemein-
deversammlung hat. Allerdings müssen wir 
uns überlegen, ob es nicht eine Bestimmung 
braucht, damit man dies übersteuern kann. Wir 
denken darüber nach, wie man so etwas re-
geln könnte, damit der Kirchenrat bei beson-
ders gefährdeten Kirchgemeinden Einfluss auf 
den Steuerfuss nehmen kann. 
Vierte Frage: Wie gross sind Kirchgemeinden, 
die finanzielle Probleme haben, mitgliedermäs-
sig? Es gibt nicht nur einen Grund, sondern 
verschiedene Gründe für finanzielle Probleme, 
zum Beispiel auch eine unterdurchschnittliche 
Steuerkraft. Hat eine Kirchgemeinde bereits 
den maximalen Steuerfuss, und was hat sie 
diesbezüglich für eine Politik? Hat sie über-
durchschnittliche Mitgliederverluste? Hat sie 
ein geringes Eigenkapital, wenig Rückstellun-
gen, einen grossen Abschreibungsbedarf oder 
einen hohen Investitionsstau? Das sind Krite-
rien, die wir haben. Es geht dann auch noch 
um das Immobilien-Portefeuille; über denkmal-
geschützte Gebäude haben wir heute ja auch 
schon geredet. Es gibt auch Kirchgemeinden, 
die haben möglicherweise etwas zu viel Perso-
nal verglichen mit anderen Kirchgemeinden. 
Alle diese Elemente können wir auswerten und 
in ein Ampelsystem einfügen, wo es für ent-
sprechende Kirchgemeinden dann eine rote 
Ampel gibt. Das sind die Kirchgemeinden mit 
einem dringenden Handlungsbedarf. Wir ha-
ben Kirchgemeinden mit einer orangen Ampel, 
die sind im mittelfristigen Bereich. Diejenigen 
mit einer grünen Ampel haben im Moment kei-
nen Handlungsbedarf. Derzeit sind nach 
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unserer Einschätzung rund ein Drittel der 
Kirchgemeinden, das heisst ungefähr 25, ent-
weder rot oder orange klassifiziert gemäss un-
serem System. Sie haben im Durchschnitt 
rund 1’250 Mitglieder. Es gibt kleine und 
grosse; in der Tendenz sehen wir jedoch, dass 
die kleineren Kirchgemeinden eher gefährdet 
sind als die grösseren. Es gibt übrigens auch 
interessante Reaktionen auf unsere Einstu-
fung. Eine Reaktion war totaler Ärger, was wir 
denn da mit ihnen machen würden! Im Nach-
hinein hiess es dann, es war gut, ihr habt uns 
mal so richtig in den Allerwertesten getreten, 
damit wir etwas machen. Es gibt sehr viele 
verschiedene Reaktionen darauf, da bitten wir 
natürlich um Verständnis, aber wir merken, es 
passiert etwas, und das ist auch gut. 
Dann haben wir noch die fünfte Frage. Da geht 
es um die fehlenden Handlungsinstrumente 
des Kirchenrats. Ich denke, man muss unter-
scheiden, wer wem gegenüber Handlungs-
kompetenzen hat. Wir haben ausreichende 
Handlungskompetenzen gegenüber der Kir-
chenpflege; gegenüber der Kirchgemeindever-
sammlung sind die Instrumente jedoch auf- 
und ausbaufähig. Diesbezüglich – das habe 
ich vorhin schon erwähnt – sind wir daran, dar-
über nachzudenken, ob man von Seiten Kir-
chenrat zum Beispiel auf den Steuerfuss, auf 
Zusammenschlüsse, auf die Stellenplanung 
oder auf die Immobilienbewirtschaftung Ein-
fluss nehmen können müsste, wenn bestimmte 
Bedingungen erfüllt sind. Wir sind noch nicht 
so weit, aber wir denken darüber nach, in 
diese Richtung weiterzuarbeiten. Danke.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Vielen Dank. 
Sind die Interpellanten befriedigt von der Ant-
wort?“ 
 
Sigwin Sprenger, Kirchgemeinde Bremgarten-
Mutschellen: „Beat Urech und ich danken dem 
Kirchenrat für die Beantwortung unserer Inter-
pellation mit den entsprechenden Zahlen. Wir 
wissen es alle, der anhaltende Mitglieder-
schwund hat Auswirkungen auf die Steuerein-
nahmen. Das heisst konkret: Sinkende Steuer-
einnahmen engen unser finanzielles Korsett 
ein, und das ist ja auch ein Grund, warum wir 
mitten im Prozess der Kirchenreform 26/30 
stehen. Es gibt organisatorische Bemühungen 
wie Kleinfusionen und Grosskirchgemeinden, 
die zu Optimierungen und Einsparungen füh-
ren, aber letztlich lösen diese allein das Prob-
lem der sinkenden Einnahmen bei der 

Kirchensteuer nicht, sondern verlängern nur 
den Sterbeprozess, weil sie zu wenig nachhal-
tig sind. Eine andere Strategie ist die zuneh-
mende Unabhängigkeit von Kirchensteuern. 
Die bekannte Sinus-Studie, die unsere Gesell-
schaft in zehn ungefähr gleich grosse Milieu-
gruppen einteilt, zeigt, dass wir als Kirche nur 
zwei bis zweieinhalb dieser Gruppen anspre-
chen. Wir alle haben Bedürfnisse: In unserer 
Gesellschaft sind Zugehörigkeit, Liebe und 
Freundschaft wichtige Bedürfnisse, und wir 
brauchen Nächste, um uns zu unterhalten und 
zusammenzuleben. Weiter sind Wertschät-
zung und Anerkennung wichtig sowie Kreativi-
tät und Selbstentfaltung, und dazu kommt 
auch Spiritualität. Das kann Kirche! Es gibt in 
der Schweiz eine Landeskirche, die Erfahrun-
gen gemacht hat, Menschen bei ihren Bedürf-
nissen und Interessen abzuholen. Übrigens 
kann man dazu auch das alte Wort Mission 
brauchen. Zwei Zahlen dazu von dieser Lan-
deskirche: 75% der Gemeinschaftsanlässe 
und 40% von ihren Bedürfnissen werden von 
der Kirchensteuer unabhängig finanziert. Wir 
werden dazu am 28. Oktober 2025 eine Im-
pulsveranstaltung machen, um mehr über die 
Projekte dieser Landeskirche zu erfahren und 
entsprechende Ideen für unsere Kirche zu ent-
wickeln. Wir wollen eine Zukunft, und wir ha-
ben eine Zukunft. Danke.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich will der 
Form halber darauf hinweisen, dass dieses 
Traktandum eigentlich nicht der richtige Ort ist 
für das, was du gesagt hast, Sigwin. Du hättest 
es auch unter Verschiedenem sagen können. 
Aber ich gebe dir natürlich recht, und daher 
habe ich dich nicht unterbrochen, weil ich 
denke, es ist wichtig für uns.“ 
 
 
 
2025-0088 L1.0 
 
 
Mündliche Beantwortung Interpellation von 
Jan Niemeier vom 10.03.2025 betreffend 
Nachhaltigkeit der beim Verkauf des Ta-
gungshauses Rügel in Aussicht gestellten 
sozialen Komponente 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Bei Trak-
tandum 17 haben wir das Problem, dass der 
Interpellant bereits gegangen ist, das gilt auch 
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für das folgende Traktandum 18. Aber der Kir-
chenrat hat die Antwort vorbereitet, daher 
würde ich sagen, wir verzichten auf die Be-
gründung, und wir verzichten nach der mündli-
chen Beantwortung auf die Frage, ob er mit 
der Antwort zufrieden ist. Aber die Antworten, 
die hören wir uns an, Barbara Stüssi-Lauter-
burg.“ 
 
Barbara Stüssi-Lauterburg, Kirchenrätin: „Ge-
schätzter Präsident, liebe Synodale. Der Inter-
pellant stellt Fragen im Nachgang zum Rügel-
Verkauf. Die Herbst-Synode 2023 hat dem 
Verkauf des Tagungshauses Rügel zuge-
stimmt und ist dabei der Empfehlung des Kir-
chenrats gefolgt und hat der Käuferin Q11 AG 
den Vorzug gegeben. Ausschlaggebend waren 
vor allem moral-ethische Gründe. Die Q11 AG 
hat eine Zusammenarbeit mit Careleaver 
Schweiz in Aussicht gestellt, und der Interpel-
lant möchte nun wissen, ob die Kooperation 
tatsächlich im versprochenen Sinn umgesetzt 
wird. Vielleicht ist Careleaver nicht allen ein 
Begriff. Careleaver sind junge Menschen, die 
aus irgendeinem Grund unter der Obhut und 
Fürsorge in einer Institution leben und diese al-
tersbedingt verlassen müssen. Mit 18 Jahren 
ist man mehr oder weniger erwachsen, und 
diese jungen Menschen haben dann eben 
häufig keine Familien, in die sie zurückkehren 
können. Das ist eine heikle Situation, und die 
Careleaver-Organisation kümmert sich um 
diese Menschen. Interpellant Niemeier möchte 
nun wissen, was aus diesen Versprechen ge-
worden ist. Der Kirchenrat hat die Q11 AG um 
eine schriftliche Stellungnahme gebeten und 
diese auch zuverlässig bekommen. Zur Zu-
sammenarbeit zwischen Q11 AG und 
Careleaver Schweiz: Die konkrete Umsetzung 
hängt direkt mit dem Umbau des Rügels zu-
sammen, und dies ist derzeit noch in Planung. 
Vertragliche Vereinbarungen werden dann ge-
schlossen, wenn der Umbau realisiert wird. In 
der Zwischenzeit unterstützt aber die Stiftung 
von Sandro Piffaretti, dem Inhaber der Q11 
AG, das Careleaver-Netzwerk Region Zentral-
schweiz, zum Beispiel, indem Laptops für Stu-
dierende finanziert oder Mobilitätskosten wie 
GA- oder Halbtax-Abos übernommen werden. 
Die zweite Frage betrifft die Massnahmen, die 
seit dem Verkauf respektive Kauf des Rügels 
ergriffen worden sind, um die soziale Dimen-
sion des Projekts zu realisieren. Bei der Innen-
renovation des Rügels sind zwei Wohnungen 
für solche Careleaver vorgesehen, und die 

Pläne sind beim Kanton und bei der Gemeinde 
Seengen aktuell in Prüfung. Die Bewilligung 
steht noch aus. Das angekündigte soziale En-
gagement ist also in dieser Form noch nicht er-
folgt. Die Gründe sind nachvollziehbar. Solche 
Bewilligungsprozesse brauchen ihre Zeit. Zu 
den Möglichkeiten, die der Kirchenrat hat oder 
hätte, um sicherzustellen, dass die geplanten 
sozialen Massnahmen auch umgesetzt wer-
den, und ob es Kontrollmechanismen oder 
eine Berichtspflicht gibt: Die Realisierung eines 
sozialen Engagements war keine Verkaufsbe-
dingung. Der Kirchenrat hat kein Kontrollrecht. 
Verkauft ist verkauft. Die Q11 AG ist nicht zur 
Berichterstattung verpflichtet. Aber sie gibt auf 
Fragen bereitwillig Auskunft, wie jetzt auch in 
diesem Fall. Zum ethischen Mehrwert durch 
den Verzicht auf eine höhere Verkaufssumme: 
Sie erinnern sich, es gab einen Bieter, der eine 
Million Franken mehr gegeben hätte. Der Kir-
chenrat ist nach wie vor zuversichtlich, dass 
mit der Realisierung von zwei Wohnungen für 
Careleaver auf dem Rügel ein sozialer oder 
ethischer Mehrwert geschaffen werden kann, 
und er ist darum auch überzeugt, dass seiner-
zeit der Verkauf an den zweithöchsten Bieter 
gerechtfertigt war. Danke.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Bar-
bara. Ich habe bereits gesagt, wir können Jan 
Niemeier nicht fragen, ob er mit der Beantwor-
tung einverstanden ist.“ 
 
 
 
2025-0089 S1.0 
 
 
Mündliche Beantwortung Interpellation von 
Jan Niemeier vom 19.03.2025 betreffend 
Kriterien für Aufrufe zum Solidaritätsläuten 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Christian Bieri 
erhält das Wort.“ 
 
Christian Bieri, Kirchenrat: „Lieber abwesender 
Interpellant und liebe Anwesende, die noch 
hiergeblieben sind. Auch als Pfarrer habe ich 
mich schon gewundert, warum unsere Kirch-
englocken irgendwann mitten am Tag läuten 
müssen. Zuletzt ist das gerade bei der katholi-
schen Kirchenglocke der Fall gewesen am To-
destag von Papst Franziskus. Dort hat man die 
Antwort dann schnell im Internet gefunden. 
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Aber manchmal läutet es ja auch einfach so, 
und man weiss nicht recht, warum. Vielleicht 
weil der Sigrist etwas falsch programmiert hat? 
Oder – dramatischer – weil ich eine Beerdi-
gung nicht auf dem Radar habe? Das ist mir 
selbst noch nie passiert, aber einem katholi-
schen Kollegen schon. Oder eben, vielleicht 
läutet es einmal wegen eines Solidaritätsläu-
tens. Der Interpellant fragt nach Kriterien für 
kirchenrätliche Aufrufe zum Solidaritätsläuten. 
Er bringt in seinem Text Beispiel dafür, wann 
dazu schon aufgerufen worden ist und wann 
nicht. Er fragt, nach welchen Kriterien der Kir-
chenrat jeweils entschieden hat. Die Antwort 
ist nicht so kompliziert, wie es die vielen Fra-
gen in der Interpellation suggerieren könnten. 
Aus diesem Grund gehe ich auch nicht auf alle 
Fragen separat ein. Im Normalfall geht die 
Landeskirche nämlich nicht eigenmächtig vor, 
sondern übernimmt Empfehlungen der Evan-
gelisch-reformierten Kirche Schweiz EKS. Die 
EKS ist es auch, die die ethisch-theologische 
und inhaltliche Arbeit leistet und entsprechend 
eine Empfehlung dafür abgibt. Wir hätten gar 
nicht Kapazitäten dazu. Tatsächlich gibt es 
also keine landeskirchlichen Richtlinien. Es 
gibt für uns auch keine Veranlassung, den Ent-
scheidungsprozess für die Kirchgemeinden 
und die kirchliche Öffentlichkeit nachvollzieh-
barer zu machen, wie es im Interpellationstext 
steht. Falls die Gemeinden eine solche Emp-
fehlung nicht nachvollziehen können, dann sol-
len sie einfach nicht läuten. Läuten ist freiwillig 
und die Läut-Hoheit hat nicht der Kirchenrat, 
sondern die Kirchgemeinde. Ihr könnt eure 
Kirchenglocken also auch zum Geburtstag der 
Pfarrerin läuten lassen, wenn ihr das sinnvoll 
findet, oder wenn ein Kind auf die Welt kommt. 
Das empfehlen wir zwar nicht unbedingt, aber 
vielleicht gibt es aus eurer Sicht ja gute 
Gründe dafür. Genau gleich müsst ihr bei ei-
nem empfohlenen Solidaritätsläuten nicht mit-
machen, wenn ihr das nicht unterstützen 
könnt. Genau das Gleiche gilt übrigens auch 
beim Thema Aufhängen von Fahnen am Kirch-
turm. Grundsätzlich sage ich persönlich als 
Gemeindepfarrer: Wendet das Läuten eher 
sparsam an, es braucht gute Gründe. Je mehr 
man läutet, desto weniger wird es beachtet. 
Fazit: Es gibt keine fixen Richtlinien und Krite-
rien und auch keine praktischen und gesell-
schaftlichen Überlegungen des Kirchenrats. Es 
gibt am Stritengässli 10 kein Reglement und 
auch kein Merkblatt zum Solidaritätsläuten, 
und es ist auch nicht vorgesehen, dass wir uns 

systematisch in dieses Thema vertiefen. Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Chris-
tian Bieri. Wir haben noch drei Traktanden, es 
wäre schön, wenn Ihr diese noch durchhalten 
mögt.“ 
 
 
 
2025-0090 R1.0 
 
 
Finanz- und Entwicklungsstrategie der Lan-
deskirche (Informationstraktandum) 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Ich habe 
Christoph Weber-Berg ausrichten lassen, dass 
er mehr als 10 Minuten reden darf, wenn nö-
tig.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Geschätzter Präsident, liebe Synodale. Danke 
vielmals, dass Sie noch da sind und so lange 
ausharren. Dieses Informationstraktandum zur 
Finanz- und Entwicklungsstrategie der Landes-
kirche ist ein Wichtiges. Auf der anderen Seite 
wird Sie das, was ich jetzt berichte, in der Sub-
stanz nicht wirklich überraschen. Aber es ist 
trotzdem wichtig, und der Kirchenrat ist der 
Auffassung, dass wir darüber einmal informie-
ren müssen. Wir haben euch in der letzten No-
vember-Synode den Finanzplan 2025–2028 
präsentiert. Dort haben wir für das kommende 
Jahr einen Rückgang des Zentralkassenbei-
trags von 100’000 Franken vorgesehen sowie 
ein Sparziel von 250’000 Franken im Jahr 
2026 und für die Folgejahr 2027 und 2028 
auch je 250'000 Franken. Wir müssen also in-
nerhalb von drei Jahren etwa eine dreiviertel 
Million Franken einsparen. Zwei Sachen will 
ich hervorheben: Dass die Landeskirche spa-
ren muss, ist nicht neu. Aber Punkt zwei: Von 
jetzt an wird es immer ein bisschen schwieri-
ger, und es fängt an wehzutun. Das ist die 
Herausforderung. Schon bisher haben wir ge-
spart. Ich kann dies mit Zahlen unterlegen. Als 
ich Kirchenratspräsident wurde, hatten wir im 
ersten Jahr, das ich ganz habe mitverantwor-
ten dürfen (2013), 10.55 Millionen Franken aus 
der Zentralkasse. 2025 waren es noch 
8.65 Millionen Franken, also 1.9 Millionen 
Franken weniger pro Jahr in der Zentralkasse. 
In dieser Zeit, die ich überschauen darf als 
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Kirchenratspräsident, sind das 18% weniger, 
kaufkraftbereinigt sogar über 20% weniger. 
Das heisst, in diesen zwölf Jahren ist einer von 
fünf Franken weggefallen. Dies ist auch die 
Basis dessen, was Rolf Fäs vorher bei der Be-
antwortung der Interpellation von Sigwin 
Sprenger und Beat Urech erläutert hat. Die 
Tendenz beschleunigt sich sogar noch. Die 
Landeskirche hat in diesen Jahren nie Verluste 
geschrieben, sondern immer schwarze Zahlen. 
Dies ist das Verdienst von euch, von uns, von 
den Mitarbeitenden am Stritengässli 10. Wir 
haben im Zusammenwirken ein finanziell gutes 
Resultat erzielen können. Aber wir haben in 
dieser Zeit auch gestrichen: die Fachstelle Mu-
sik, die Personalentwicklung, wir haben redu-
ziert und zusammengelegt im Bereich Erwach-
senenbildung und Pädagogisches Handeln, wir 
haben den Rügel verkauft, wir machen weni-
ger Anlässe. Früher hat man noch Kongresse 
gemacht im KuK Aarau, wovon einer rund 
65’000 Franken gekostet hat, solche Sachen 
machen wir nicht mehr. Wir haben gespart, 
aber wir haben auch investiert, und ich denke, 
Finanz- und Entwicklungsstrategie heisst, man 
schaut, wo müssen wir sparen, aber man 
schaut auch, wo müssen wir investieren und 
Geld hineinstecken. In der Vergangenheit 
wurde es besonders spürbar und sichtbar in 
der Gemeindeberatung und Gemeindeentwick-
lung, die wir aufgebaut haben. Das sind unver-
zichtbare Dienstleistungen für die Kirchge-
meinden. Zudem ist es uns auch gelungen, 
neue Einnahmen zu generieren. Seit drei Jah-
ren zahlt der Kanton einen Beitrag an die öku-
menische verantwortete Seelsorge an den 
kantonalen Spitälern und Kliniken. Wir setzen 
alles daran, die Landeskirche finanziell und 
strategisch auf Kurs zu behalten, und das ist 
eine grosse Herausforderung. Bisher hat man 
es noch gar nicht so stark gemerkt. Jetzt aber 
realisiert man, dass es anfängt, wehzutun. Die 
Streichung der Präsenz an den Kantonsschu-
len in der bisherigen Form und so weiter. Da-
rum ist es notwendig, jetzt eine Strategie zu 
machen, damit wir nicht einfach mit dem Ra-
senmäher sparen oder zufällig, wenn jemand 
geht, die Stelle nicht mehr besetzen. Das ist 
keine Strategie. Wir versuchen, strategisch 
vorwärtszugehen, und darum haben wir einen 
Ausschuss gebildet, aus Mitgliedern des Kir-
chenrats und der Geschäftsleitung, insgesamt 
fünf Personen: ausser mir selbst die Vizepräsi-
dentin Catherine Berger, der dossierverant-
wortliche Kirchenrat Rolf Fäs, die Leiterin 

Finanzen Petra Schär und David Lentzsch, der 
Leiter Gesamtkirchliche Dienste. Wir sind in ei-
nem engen Austausch mit dem Rest des Kir-
chenrats und der Geschäftsleitung. Aufgrund 
der Arbeiten des Ausschusses, hat sich der 
Kirchenrat entschieden, das notwendige Spar-
ziel bis 2028 nicht auf einen Schlag zu realisie-
ren, sondern schrittweise. Bisher eingeleitete 
Schritte zeigen Wirkungen ab 2026: das Auf-
geben der Präsenz an den Kantonsschulen in 
der bisherigen Form, die Schliessung der Kir-
chenmusikschule und der Wegfall von Stellver-
tretungskosten für lange Weiterbildungen. Auf 
der Einnahmeseite haben wir mit Entschädi-
gungen für die ökumenisch verantwortete 
Seelsorge kompensieren können, und es ist 
noch offen, ob dort noch leicht oder sogar sub-
stanziell aufgestockt werden kann. Dies wis-
sen wir erst, nachdem der Grosse Rat im No-
vember hier in diesem Saal das Kantons-
budget beschlossen hat. Für die Sparschritte 
ab 2027 hat der Kirchenrat einen Rahmen be-
schlossen und einen Auftrag an den strategi-
schen Ausschuss gegeben, um Szenarien zu 
entwickeln, und daran arbeiten wir. Wir setzen 
uns auf schweizerischer Ebene auch politisch 
dafür ein, dass die Aargauer Landeskirche we-
niger ins schweizerische Kirchensystem ein-
zahlen muss. Wir sind der Auffassung, dass 
wir im Moment zu viel zahlen. Doch man 
macht sich nicht unbedingt Freunde, wenn 
man mit dieser Behauptung auftritt, und es 
geht auch nicht einfach stromlinienförmig 
durch. Der Rat der Evangelisch-reformierten 
Kirche Schweiz EKS wollte uns entgegenkom-
men, nachdem wir interveniert hatten, und die 
Synode der EKS hat das abgelehnt. Wir kämp-
fen weiter. Durchgekommen ist eine Motion, 
dass der EKS-Beitragsschlüssel neu gemacht 
wird, und dabei versuchen wir Einfluss zu neh-
men, damit die Aargauer Landeskirche eine 
andere Stellung bekommt. Ich gehe jetzt nicht 
auf die Zahlen im Detail ein. Weil unser Zent-
ralkassenbeitrag abgenommen hat, die Bei-
träge ins Schweizer System jedoch praktisch 
gleichgeblieben sind, hat sich das Verhältnis 
natürlich verschoben, und wir geben immer 
mehr ins Schweizer System hinein und müs-
sen alle Sparmassnahmen quasi bei uns reali-
sieren. Dagegen wehren wir uns. Unsere Stra-
tegie orientiert sich an den folgenden Prinzi-
pien: Wir nutzen den Spielraum, den wir noch 
haben, um nicht überstürzt sparen zu müssen. 
Doch wir nutzen den finanziellen Spielraum 
nicht zum Erhalt von Strukturen, sondern zur 
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Entwicklung und Sicherung der Zukunftsfähig-
keit. Das sind Kriterien und Prinzipien. Wir blei-
ben, auch wenn wir sparen müssen, für unse-
rer Partnerorganisationen weiterhin eine ver-
lässliche Partnerin. Das heisst, wenn wir ir-
gendwo reduzieren müssen, kündigen wir dies 
frühzeitig an. Wir gehen nicht einfach hin und 
sagen, in diesem oder im nächsten Jahr gibt 
es für euch dann weniger. Wir künden es nach 
Möglichkeit anderthalb Jahre vorher an. Wir 
sind gerade in diesem Prozess drin, dass ei-
nige Organisationen den Bescheid für 2027 
bekommen werden. Sie werden rechtzeitig in-
formiert. Wir planen mit mehrjährigem Vorlauf 
und setzen nötige Sparschritte rechtzeitig um, 
um die Finanzen der Landeskirche möglichst 
im Lot zu behalten. Was nicht heisst, dass wir 
nicht in einem Jahr tatsächlich im Defizit sein 
können. Da sind wir euch sehr dankbar, dass 
wir den Überschuss des letzten Jahrs auf die 
Seite tun konnten, um einen Gewinnvortrag zu 
machen für schwierigere Zeiten. Wir bleiben im 
Gespräch mit der Synode, mit der GPK, mit 
den Fraktionsvorständen und mit den Fraktio-
nen. Dies gibt auch mir nochmals die Chance, 
allen Synodalen, die nicht in Fraktionen sind, 
zu sagen: Machen Sie mit in den Fraktionen, 
dann sind Sie näher an solchen Informationen 
dran! Sie sind besser informiert und verneh-
men Informationen, die die Finanz- und Ent-
wicklungsstrategie betreffen, früher. Wichtig 
zum Schluss: Natürlich wird unsere Strategie 
von den finanziellen Rahmenbedingungen be-
einflusst, und natürlich kommt der Druck von 
dort. Gleichzeitig dürfen wir aber nicht verges-
sen, in den zu erwartenden Veränderungen lie-
gen auch Chancen. Wir dürfen nicht anfangen, 
den Kopf hängen zu lassen und zu sagen, wir 
verwalten den Niedergang. Deshalb sind wir in 
im Reformprozess 26/30. Darum sind wir froh, 
wenn Kirchgemeinden in Bewegung kommen, 
selbst wenn wir zuerst manchmal sagen: 
Hoppla, was läuft denn da gerade? Es ist mir 
viel lieber, wenn wir in Bewegung sind, als 
wenn man sagt, jetzt geht es einfach bergab. 
Nutzen wir die Chance, die uns diese Zeit bie-
tet. Versuchen wir von der Zukunft her zu den-
ken und heute die richtigen Weichen zu stel-
len, damit die Aargauer Kirche auch in Zukunft 
ihren Auftrag in diesem Kanton wahrnehmen 
kann. Danke vielmals.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Chris-
toph Weber-Berg.“ 
 

 
 
2025-0091 B1.0 
 
 
Informationen des Kirchenrats 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Beat Maurer 
hat das Wort.“ 
 
Beat Maurer, Kirchenrat: „Geschätzter Präsi-
dent, liebe Synodale. Ich darf euch noch zwei 
Informationen weitergeben, und obwohl wir be-
reits den halben Nachmittag gebraucht haben, 
um offene Motionen und Interpellationen zu 
bearbeiten, zu hören und zu beantworten, sind 
wir noch nicht am Schluss der Liste angelangt. 
Es ist nämlich noch eine Motion offen, und als 
Kirchenrat haben wir ja den Auftrag, wenn eine 
Motion eingereicht worden ist, die Synode re-
gelmässig über den Stand zu informieren. Ich 
kann die Information aber kurz machen, es 
geht um die Motion, die Sigwin Sprenger und 
Mitunterzeichnende im April 2023 eingereicht 
haben und deren Ziel die Optimierung der Auf-
sicht im Konfliktfall ist. Also dann, wenn Kir-
chenpflegen und Angestellte – besonders 
eben auch ordinierte Angestellte – miteinander 
im Konflikt sind. Als Kirchenrat sind wir an die-
ser Motion dran, und wir werden an der nächs-
ten Synode im November die Motion beant-
worten und einen entsprechenden Antrag vor-
legen. Das meine kurze Antwort zum Stand 
dieser Motion. 
Die zweite Information betrifft das Wochen-
ende vom 13. und 14. September 2025. Ich 
hoffe natürlich, dass dieses Wochenende in 
eurer Agenda schon fett angestrichen ist, denn 
es ist das Wochenende des Aargauer Kirchen-
fests, das wir auf der Pferderennbahn im 
Schachen miteinander feiern werden. Die Vor-
bereitungen laufen auf Hochtouren, und es 
wurde ein abwechslungsreiches Bühnenpro-
gramm zusammengestellt, wo Aargauer Künst-
lerinnen und Künstler zu sehen und zu hören 
sind. Auch der Markt der Möglichkeiten wird 
ein vielfältiges Angebot zeigen. Kirchgemein-
den und Werke werden ihre innovativen Pro-
jekte präsentieren, und man kann dort hinge-
hen, um sich zu informieren und auch inspirie-
ren zu lassen. Es wird spannend sein, zu se-
hen, wie viele Ideen da sind, und auch zu mer-
ken, da ist eine Beteiligung. Die Vielfalt, die wir 
in unserer Kirche haben, wird an diesem 
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farbigen Fest zum Tragen kommen. Die Flyer 
dazu, die wir brauchen, um Werbung zu ma-
chen und selbst informiert zu sein, werden in 
der nächsten Zeit an die Kirchgemeinden ver-
schickt, und auch die Website https://aargauer-
kirchenfest.ch/ ist im Aufbau. Der Kirchenrat 
freut sich, wenn ihr euch das Datum reserviert 
und auch Bekannte und Freunde dazu einla-
det, mit euch zusammen ans Kirchenfest zu 
kommen, um am Wochenende vom 13. und 
14. September gemeinsam eine tolle Zeit im 
Schachen zu verbringen und gemeinsam Kir-
che feiern zu können – unsere Kirche zu fei-
ern. Das waren die Informationen.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Beat 
Maurer.“ 
 
 
 
2025-0092 B1.0 
 
 
Verschiedenes 
 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Wir kommen 
zum letzten Traktandum. Ich möchte zuerst 
das Wort für euch freigeben, wenn jemand et-
was hat. Dieter Gerster.“ 
 
Dieter Gerster, Synode-Vizepräsident: „Wir 
hatten heute drei verschiedene Interpellationen 
von unterschiedlicher Tragweite und Qualität. 
Ich möchte einfach auf den Umgang mit Inter-
pellationen hinweisen. Interpellationen geben 
immer einen recht grossen Aufwand für den 
Kirchenrat und dann auch für uns hier drinnen, 
denn 10 Minuten mal 130 Personen ergibt eine 
beachtliche Zeit. Es verursacht Kosten, und 
die Frage ist jeweils, ob es von allgemeinem 
Interesse für die Synode ist. Bedient euch 
durchaus des Instruments der Interpellation, 
aber überlegt bitte vorher, ob es das richtige 
Werkzeug oder ob es eventuell sinnvoller ist, 
ein Telefon oder ein Mail an die Kanzlei, die 
Gemeindeberatung oder jemanden vom Kir-
chenrat zu machen beziehungsweise zu 
schreiben. Danke vielmals.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Gibt es wei-
tere Wortmeldungen? Susanne Birchmeier.“ 
 
Susanne Birchmeier, Kirchgemeinde Surbtal: 
„Geschätzter Synodepräsident, werte 

Mitglieder des Kirchenrats, liebe Synodale. Ich 
habe zwei Punkte. Der erste: Das Grossrats-
gebäude ist für 140 Grossräte und fünf Regie-
rungsräte eingerichtet. Mir tut der Kirchenrat 
jedes Mal leid, wenn er wie Sardinen in der 
Büchse hocken muss, und ich habe deshalb 
die Frage, ob der Kanton nicht eine Lösung fin-
den könnte, damit der Kirchenrat etwas mehr 
Platz hat. Mein Hauptanliegen ist das zweite: 
Ganz viele Leute arbeiten sehr viel, damit eine 
Synode stattfinden kann, und erst recht die 
heutige «Elefanten-Synode», wenn man so sa-
gen darf. Danke vielmals an euch alle, an den 
Kirchenrat, an das Büro – und was mir wirklich 
ein Anliegen ist: Die GPK arbeitet enorm viel in 
der Vorbereitung auf so eine Synode, und ich 
möchte euch einfach allen einmal herzlich da-
für danken.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke viel-
mals, Susanne Birchmeier. Gibt es weitere 
Wortmeldungen? Bernhard Bösch.“ 
 
Bernhard Bösch, Kirchgemeinde Baden: „Sehr 
geehrter Präsident, sehr geehrter Kirchenrat, 
sehr geehrte Kolleginnen. Ich will auch noch 
einen Werbespot machen. In Baden findet am 
31. Mai 2026 ein Festgottesdienst statt mit vie-
len Veranstaltungen zum Thema Disputation in 
Baden von 1526. Es wird ein reichhaltiges Pro-
gramm geben, und es wäre schön, wenn sich 
dies alle in die Agenda eintragen und auch 
Veranstaltungen besuchen würden. Danke 
vielmals.“ 
 
Lutz Fischer, Synodepräsident: „Danke, Bern-
hard. Gibt es noch weitere Wortmeldungen? – 
Dann komme ich zum Abschluss. Zuerst die 
Informationen: Die nächsten Synodesitzungen 
finden alle hier in Aarau statt. Ich muss 
Susanne Birchmeier insofern korrigieren, als 
der Grossratssaal früher 200 Grossräte beher-
bergte, aber diese Bank ist wirklich nur für fünf 
Leute, das ist so. Die Daten der nächsten Sy-
nodesitzungen sind der Mittwoch, 19. Novem-
ber 2025, der Mittwoch, 3. Juni 2026 und, zum 
Abschluss der Legislatur, der Mittwoch, 
18. November 2026, alle hier im Ratssaal. Die 
Daten findet ihr auch auf der Website der Lan-
deskirche. 
Ich frage noch, ob es Einwände gegen die Ver-
handlungsführung gibt oder ob der Ablauf für 
euch okay gewesen ist. Ich sehe keine Wort-
meldungen. Das ist gut, danke. 
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Ich komme zum Dank: Ich danke dem Büro 
und dem Vizepräsidenten für ihren Einsatz, ich 
danke auch der GPK. Ich danke dem Kirchen-
rat und den Landeskirchlichen Diensten. Ich 
danke allen, die sich irgendwie für die Synode 
und damit für unsere Kirche engagieren. Ich 
danke denen, die die Technik bereit gemacht 
und bedient haben. Ich wünsche eine gute 
Sommerzeit. Ich bitte euch, eure Namens-
schildchen hier vorne beim Büro abzugeben. 
Hiermit schliesse ich diese Synodesitzung und 
wünsche euch einen guten Heimweg.“ 
 
Schluss der Sitzung um 18:15 Uhr 
 


